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ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz

* * * *

Beginn: 10:01 Uhr

Präsidentin Kristina Herbst: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Einen wunder-
schönen guten Morgen! Ich eröffne die 28. Tagung 
des Schleswig-Holsteinischen Landtags. Das Haus 
ist ordnungsgemäß einberufen und beschlussfähig.

(Unruhe)
Leider sind aufgrund von Krankheit einige Abge-
ordnete nicht bei der Plenartagung dabei: von der 
CDU-Fraktion die Abgeordnete Andrea Tschacher, 
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 
Abgeordneten Anna Langsch und Jasper Balke und 
von der Landesregierung die Ministerin Dr. Sabine 
Sütterlin-Waack. Wir wünschen gute Besserung!

(Beifall)
Aufgrund auswärtiger Verpflichtungen sind ab heu-
te Nachmittag abwesend Minister Dirk Schrödter, 
und nach § 47 Absatz 2 haben sich für den ganzen 
Tag die Abgeordnete Katja Rathje-Hoffmann und 
der Abgeordnete Martin Balasus und ab 15:30 Uhr 
der Abgeordnete Oliver Kumbartzky abgemeldet.

(Zurufe: Oh!)
– Aber keine Angst, morgen ist er noch da!
Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen eine 
Aufstellung der im Ältestenrat vereinbarten Rede-
zeiten übermittelt. Der Ältestenrat hat sich verstän-
digt, die Tagesordnung in der ausgedruckten Rei-
henfolge mit den folgenden Maßgaben zu behan-
deln:
Zu den Tagesordnungspunkten 3, 4, 6 bis 8, 10, 14, 
20, 33 bis 37, 40 bis 42 und 45 ist eine Aussprache 
nicht vorgesehen.
Von der Tagesordnung abgesetzt werden sollen die 
Tagesordnungspunkte 17, 22, 31, 39 und 44.
Zur gemeinsamen Beratung vorgesehen sind die 
Tagesordnungspunkte 1 und 28 – Regierungserklä-
rung sowie Bericht Halbzeit für die Günther-Re-
gierung –, 15 und 18 – Guten Ganztag gestalten, 
gemeinsam Qualität weiterentwickeln sowie münd-
licher Bericht zum Ganztagsausbau in Schleswig-
Holstein – sowie die Punkte 30 und 38 – Neuer 
Schwung für die Wirtschaft – Zeit für einen neuen 
wirtschaftspolitischen Kurs sowie Arbeitszeitgesetz 
zeitgemäß weiterentwickeln.
Zu dem TOP 10 – Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Änderung des Kinder-
tagesförderungsgesetzes – ist vorgesehen, die erste 
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und zweite Lesung in dieser Tagung durchzuführen. 
Der Sozialausschuss kommt hierzu morgen in der 
Mittagspause zusammen.
Ein Antrag zu einer Fragestunde oder Aktuellen 
Stunde liegt nicht vor.
Wann die weiteren Tagesordnungspunkte voraus-
sichtlich aufgerufen werden, ergibt sich aus der Ih-
nen vorliegenden Übersicht über die Reihenfolge 
der Beratung der 28. Tagung.
Wir werden heute und morgen unter Einschluss 
einer zweistündigen Mittagspause voraussichtlich 
bis 18 Uhr und Freitag mit einer vorgezogenen Mit-
tagspause von 12 bis 13 Uhr voraussichtlich bis 
14:30 Uhr tagen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in 
die Tagesordnung eintreten, möchte ich ganz herz-
lich unserem Abgeordneten Volker Nielsen zum 
Geburtstag gratulieren.

(Anhaltender Beifall)
Auf diesen weihnachtlichen Adventsstrauß sind, 
glaube ich, einige neidisch.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SPD: Ja, genau!)

– Genieße es.
Lassen Sie uns jetzt gemeinsam Schülerinnen und 
Schüler der Gemeinschaftsschule Altenholz auf der 
Tribüne begrüßen. – Herzlich Willkommen im Lan-
deshaus!

(Beifall)
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 1 und 28 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Regierungserklärung „Ideen – Chancen – 
Schleswig-Holstein“

Drucksache 20/2761

b) Halbzeit für die Günther-Regierung: Wo 
steht das Land nach zweieinhalb Jahren? 
Wohin führt die Regierung das Land in den 
nächsten zweieinhalb Jahren?

Antrag der Fraktionen von SPD, FDP und SSW
Drucksache 20/2742

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Mit dem Antrag zu b) wird ein Bericht in dieser 
Tagung erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstim-

men, ob dieser Bericht in dieser Tagung gegeben 
werden soll. Wer dem zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das ist zögerlich ein-
stimmig. Herzlichen Dank. Dann verfahren wir so.
Ich erteile das Wort unserem Ministerpräsidenten 
Daniel Günther.

Daniel Günther, Ministerpräsident: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die vergangenen zweieinhalb Jahre 
sind von großen Herausforderungen geprägt gewe-
sen, wie wir sie uns alle zu Beginn dieser Legisla-
turperiode so geballt nicht vorstellen konnten: ein 
Krieg in Europa, eine Energiekrise, eine anhalten-
de Migrationsbewegung, eine Jahrhundertsturmflut 
und die Nachwirkungen der Pandemie.
Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands 
auf die Ukraine hat uns nicht nur ein neues si-
cherheitspolitisches Denken abverlangt, er hat auch 
zu einer Energiekrise geführt – mit massiven Aus-
wirkungen auf die Wirtschaft unseres Landes. Al-
lein nach Schleswig-Holstein sind über 40.000 
Menschen geflohen. Familien, Unternehmen und 
Kommunen sind aus unterschiedlichen Gründen an 
ihre sozialen und wirtschaftlichen Belastungsgren-
zen gebracht worden. Hinzu kamen die wirtschaft-
lichen Corona-Auswirkungen, die gestörten Liefer-
ketten, steigende Kosten und Unsicherheiten mit 
sich brachten.
Schließlich stehen wir als Gesellschaft vor der Auf-
gabe, Integration, Digitalisierung und Klimaschutz 
nicht nur zu fordern, sondern aktiv zu gestalten. 
Dafür braucht es neben Entschlossenheit einen Ge-
staltungsanspruch und einen positiven Blick auf die 
Zukunft Schleswig-Holsteins. Das ist es, was diese 
Regierung verbindet.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Schwarz-Grün hat bewiesen, dass es auch in kri-
senhaften Zeiten die Zukunft Schleswig-Holsteins 
gestaltet. Trotz knapper finanzieller Mittel haben 
wir bedeutende Fortschritte erzielt, insbesondere 
in den Bereichen Sicherheit, Bildung, Klimaschutz 
und Energiesouveränität. Damit sorgen wir für ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt, meine Damen und 
Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Unser ganzes Land hat gezeigt, dass wir in Krisen-
zeiten zusammenhalten. Während der verheerenden 
Oktobersturmflut im Jahr 2023 haben zahlreiche 
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Helferinnen und Helfer vor Ort Tag und Nacht 
zusammengestanden und sich gegenseitig bei den 
ersten Aufräumarbeiten unter die Arme gegriffen. 
Es kam zu großen Schäden an Deichen, touristi-
scher Infrastruktur und privaten und gewerblichen 
Sachwerten. Das Land hat hier die Akteure vor 
Ort beim Wiederaufbau unterstützt und Handlungs-
fähigkeit in Krisenzeiten bewiesen. Künftig wird 
der Küstenschutz in Zeiten des Klimawandels von 
immer größerer Bedeutung für das Land zwischen 
den Meeren werden.

Unsere Politik setzt darauf, dass Schleswig-Hol-
stein ein Ort der Ideen und Innovation ist und in 
mancher Hinsicht auch ein Modell für ein nachhal-
tigeres, smarteres und dynamischeres Deutschland.

Die Voraussetzungen sind besser, als sie oft darge-
stellt werden. Wir haben nicht nur mit zwei Küsten 
einen geografischen Vorteil, der uns Zugang zu den 
Weltmeeren verschafft, sondern wir sind außerdem 
das Land der erneuerbaren Energien und ein wichti-
ger Standort für die Technologien der Zukunft. Zu-
gleich ist Schleswig-Holstein ein Land mit einem 
starken Mittelstand, findigen Unternehmen und mit 
engagierten Bürgerinnen und Bürgern.

Vor allem ist Schleswig-Holstein aber ein Land, das 
von Zusammenhalt und dem festen Willen geprägt 
ist, die Dinge zum Besseren zu verändern. Diese 
Haltung hat uns durch die vergangenen Krisen ge-
tragen, und sie wird uns auch in Zukunft tragen. 
Davon bin ich fest überzeugt.

(Anhaltender Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Eines haben uns die vergangenen Herausforderun-
gen gelehrt: Schleswig-Holstein kann mehr, als es 
sich manchmal zutraut. Unsere norddeutsche Be-
scheidenheit ehrt uns, doch wir sollten unsere Fä-
higkeiten, unsere Ideen und unseren Mut nicht un-
terschätzen.

In der Energiekrise haben wir bewiesen, wie wider-
standsfähig und innovativ wir sind. Wir haben in 
Rekordzeit den Weg für ein LNG-Terminal geeb-
net, und wir haben mit Unternehmen, Kommunen 
und der Wissenschaft nachhaltige und wirtschaft-
lich tragfähige Lösungen gefunden.

Auch unsere Beharrlichkeit zahlt sich aus. Dank 
unseres jahrelangen Einsatzes sinken die Netzent-
gelte ab 2025 in unserem Land spürbar. Damit pro-
fitieren die Menschen und die Wirtschaft von dem 
deutlichen Zuwachs der Erneuerbaren. Das ist gut 
für die Akzeptanz der Energiewende, meine Damen 
und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es gibt zahlreiche weitere Beispiele: vom Aus-
bau digitaler Infrastrukturen wie Glasfaser bis hin 
zur sozialen Wohnraumförderung; beides liegt in 
Deutschland auf Rekordniveau. Schleswig-Holstein 
beweist auch mit einem knappen Budget, dass man 
Weichen stellen und aus Krisen gestärkt hervor-
gehen kann, indem wir eine Politik machen, die 
Innovationen in der Wirtschaft, im Klimaschutz 
und in der Bildung ermöglicht, die sich Schles-
wig-Holsteins geografische, wirtschaftliche und ge-
sellschaftlichen Stärken zunutze macht und die 
Schwerpunkte klug setzt.
Wenn wir heute auf zweieinhalb Jahre Regierungs-
arbeit blicken, dann will ich einige langfristig be-
deutsame Entscheidungen nennen. Vor allem will 
ich auf ein Schleswig-Holstein verweisen, das Ide-
en entwickelt, seine Chancen nutzt, die Zukunft 
gestaltet und das den Menschen Sicherheit bietet. 
Dieses Sicherheitsgefühl ist für unser Land elemen-
tar wichtig. Deswegen hat für uns innere Sicherheit 
absolute Priorität, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich bin dem Landtag dafür dankbar, dass er den 
Aufbau der zweiten Einsatzhundertschaft einstim-
mig vorangebracht hat, um die Landespolizei zu 
stärken.
Die Landesregierung hat aktuell ein umfassendes 
Maßnahmenpaket in den Bereichen Sicherheit, Mi-
gration und Prävention beschlossen. Dieses Maß-
nahmenpaket umfasst neue, zeitgemäße Befugnisse 
für unsere Sicherheitsbehörden, eine Stärkung des 
Verfassungsschutzes sowie den verstärkten Einsatz 
von künstlicher Intelligenz, um die Ermittlerinnen 
und Ermittler zu unterstützen. Die geplanten Maß-
nahmen werden nun schnell umgesetzt.
Mit der neuen Cyberabteilung wappnen wir uns 
besser gegen digitale Angriffe. Die Polizei und 
die Justiz werden insgesamt weiterhin personell ge-
stärkt und besser ausgestattet. Das ist ein wichtiges 
Signal an die dort Beschäftigten – an diejenigen, 
die für unsere Sicherheit sorgen – und an alle Men-
schen in unserem Land, meine Damen und Herren.

(Anhaltender Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Auf die Versorgungs- und die Energiesicherheit 
zahlt ein, dass wir das Energiewendeland Deutsch-
lands sind. Kein anderes Bundesland kann auf eine 
vergleichbare Bilanz blicken. Wir erzeugen rechne-
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risch über 200 Prozent unseres Strombedarfs aus 
erneuerbaren Energien. Das ist unser Beitrag zum 
Klimaschutz und gleichzeitig ein zentraler Stand-
ortvorteil für unser Land. Hier verbinden sich Öko-
nomie und Ökologie auf beste Weise.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Während viele Regionen in Deutschland noch im-
mer darum ringen, ihre Energieversorgung klima-
freundlich zu machen, haben wir unsere Infrastruk-
tur für erneuerbare Energien konsequent ausgebaut.

Wir haben den Ausbau der Windenergie auf Re-
kordniveau gehalten. Allein im vergangenen Jahr 
sind in Schleswig-Holstein Windkraftanlagen mit 
einer Leistung von 1,2 Gigawatt in Betrieb ge-
gangen. Das waren 33 Prozent aller neuen Wind-
kraftanlagen in Deutschland. Weitere 2,7 Gigawatt 
sind bereits genehmigt und können in den kommen-
den Monaten zugebaut werden. Die Solarenergie 
nimmt bei Freiflächenprojekten und Dachanlagen 
ebenfalls kräftig Fahrt auf. Außerdem wird Schles-
wig-Holstein mit der Produktion von grünem Was-
serstoff die Grundlagen für eine klimaneutrale In-
dustrie und Mobilität legen.

Schleswig-Holstein arbeitet in allen Bereichen kon-
sequent daran, Deutschlands Modellregion für die 
Energienutzung von morgen zu sein.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Unser Ziel ist klar: Schleswig-Holstein wird seinen 
natürlichen Standortvorteil nutzen und die Kapazi-
tät seiner erneuerbaren Energien weiter ausbauen. 
Dabei setzen wir auf eine Kombination der Ener-
giequellen. Wir wollen die Wind- und die Solar-
energie, die Biogasanlagen und die Geothermie in 
einem integrierten Energiesystem vereinen. Beim 
grünen Wasserstoff stärken wir das Netz aus Was-
serstofftankstellen, unterstützen Forschungsprojekte 
und fördern die Anbindung energieintensiver Indus-
trien.

So wächst eine Infrastruktur, die uns nicht nur zum 
Energieproduzenten, sondern die uns auch zum Ex-
porteur von klimafreundlicher Technologie macht.

Ich bin davon überzeugt, dass wir in Europa und in 
Deutschland eine eigene Batteriezellenproduktion 
brauchen. Wenn in der EU die Rahmenbedingen 
dafür stimmen, dann kann auch die grüne Batterie-
fertigung bei Heide erfolgreich sein und zeigen, 
dass bei uns ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum 
und Klimaschutz zusammenkommen. Ich bin allen 

dankbar, die diesen Weg unterstützt haben und die 
ihn weiterhin unterstützen.
Die Entscheidungen für die Unterstützung von 
Northvolt haben wir gemeinsam getroffen, und die 
Verantwortung für die Form der Unterstützung tra-
gen wir als Landesregierung gemeinsam mit der 
Bundesregierung. Zudem werden wir auch in die-
sen herausfordernden Zeiten weiterhin transparent 
mit dem Parlament und mit den Ausschüssen zu-
sammenwirken.
Entscheidungen, die auf die Zukunft ausgerichtet 
sind, bergen Risiken. Wir gehen diesen mutigen 
Weg aber weiter, weil wir daran glauben, dass es 
die Menschen in Schleswig-Holstein dadurch in 20, 
30 Jahren besser als heute haben. Deswegen wer-
den wir diesen Weg auch konsequent weitergehen, 
meine Damen und Herren.

(Anhaltender Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein weiteres Beispiel ist unser Einsatz für die Wär-
mewende. Mit unseren Programmen helfen wir den 
Kommunen und den privaten Haushalten beim Um-
stieg auf klimafreundliche Heizsysteme; etwa bei 
der kommunalen Wärmeplanung, an der viele Orte 
in unserem Land intensiv arbeiten. Wir unterstützen 
die Städte und die Gemeinden dabei, weil die Wär-
mewende nur gelingt, wenn sie von den Kommu-
nen mitgetragen wird. Deshalb stellt das Land bis 
zu 2 Milliarden Euro Bürgschaften für kommunale 
Wärmenetze bereit.
Das ist auch richtig, denn Schleswig-Holstein 
soll bis 2040 das erste klimaneutrale Industrie-
land Deutschlands sein. Dieses Ziel ist unse-
re Richtschnur für das Klimaschutzprogramm 
2030, für weitere politische Entscheidungen so-
wie wirtschaftliche Strategien und gesellschaftli-
che Anstrengungen. Obgleich dieses Ziel enorm an-
spruchsvoll ist, bietet es zugleich eine einzigartige 
Chance, sofern wir Klimaneutralität nicht nur als 
eine ökologische Notwendigkeit begreifen, sondern 
vielmehr als eine wirtschaftliche Großchance. In 
diesem Verständnis – auch das ist ein Standortvor-
teil – sind wir in Schleswig-Holstein weiter als vie-
le andere.
Bei uns entsteht die klimaneutrale Wirtschaftswelt 
von morgen. Ich bin deshalb sehr optimistisch, dass 
es uns in den kommenden Jahren gelingen wird, 
viele energieintensive Unternehmen anzusiedeln. 
Bei uns können sie als Erste und vor allen anderen 
technologisch und ökonomisch den Schritt in das 
klimaneutrale Zeitalter machen. Das ist ein klarer 
Wettbewerbsvorteil für unser Land, und daran wer-
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den wir weiterhin konsequent arbeiten, meine Da-
men und Herren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Auch grüner nachhaltiger Tourismus wird ange-
sichts des Klimawandels eine Wachstumsbranche 
sein und bleiben. So lautet die Prognose des IfW.

Dazu passt sehr gut, dass wir mit dem Aktionsplan 
Ostseeschutz neue Maßstäbe im maritimen Natur-
schutz setzen, um das Meer als Natur- und Erho-
lungsort zu erhalten.

Weil Klimaneutralität permanent auf Innovationen 
angewiesen ist, fördern wir Forschungsprojekte, die 
auf klimaneutrale Produktionsweisen setzen, etwa 
im Bereich der Wasserstofftechnologie oder bei 
CO₂-neutralen Baustoffen.

Ein weiterer Innovationsschwerpunkt ist auch hier 
die Digitalisierung. Mit ihr werden wir Prozes-
se effizienter und ressourcenschonender gestalten. 
Schleswig-Holstein kommt bei der Entwicklung 
von intelligenten Netzen und Speichertechnologi-
en eine Vorreiterrolle zu. Smarte Netze und Bat-
teriesysteme, die eine stabile Energieversorgung 
sicherstellen, werden in Schleswig-Holstein weiter-
entwickelt und erprobt.

Nicht zuletzt kommt es beim Ziel der Klimaneutra-
lität auf das Engagement aller Menschen im Land 
an. Deshalb werden wir von der Umstellung auf 
klimafreundliche Mobilität bis hin zum Umstieg 
auf klimaneutrale Wärmeversorgung von Wohnge-
bäuden die Bürgerinnen und Bürger genauso wie 
die Unternehmen ermutigen und unterstützen, Teil 
dieser Zukunftsvision zu sein.

Wenn wir unser Ziel erreichen – und ich bin davon 
überzeugt, wir werden es erreichen –, dann wird 
Schleswig-Holstein ein Land sein, das vorbildhaft 
zeigt, wie ökologischer Fortschritt und wirtschaftli-
cher Erfolg Hand in Hand gehen können.

Meine Damen und Herren, wenn wir den Blick auf 
Schleswig-Holsteins Zukunft richten, dann ist ab-
sehbar: Der Bereich Wehrtechnik wird weiter wach-
sen. Dieser Bereich ist – das sehen auch führende 
Ökonomen wie Moritz Schularick so – ein strate-
gisch-wirtschaftliches Zukunftsfeld für Schleswig-
Holstein. Als Land zwischen zwei Meeren sind wir 
geografisch prädestiniertfüreine führende Rolle in 
der maritimen Sicherheitstechnik. Wir haben die 
erforderliche industrielle Basis und das Know-how.

Schleswig-Holstein ist und bleibt ein Zentrum für 
innovative Wehrtechnik. Mit Unternehmen, die sich 

auf Technologien wie Seeaufklärungsdrohnen, KI-
gestützte U-Boot-Systeme oder neue Schutzmate-
rialien und autonome Systeme spezialisiert haben, 
tragen wir aktiv zur neuen Sicherheitsarchitektur 
Deutschlands und Europas bei. Diese Technologien 
werden zunehmend nachgefragt, sowohl im zivilen 
als auch im militärischen Bereich.

Es gehört zum Anerkennen neuer Realitäten dazu, 
dass Schleswig-Holsteins Wirtschaft hier zukünftig 
eine noch größere Rolle spielen wird. Der technolo-
gische Fortschritt in diesem Bereich ist gleicherma-
ßen Beitrag zur Verteidigung wie wichtiger Wirt-
schaftsfaktor für unser Land.

Er sichert und schafft hochqualifizierte Arbeitsplät-
ze. Schleswig-Holstein wird Heimat für noch mehr 
Hochtechnologie, die unsere Sicherheit stärkt und 
von der wir wirtschaftlich profitieren, mit Wohl-
standsgewinnen und Steuereinnahmen, die wir zum 
Wohle aller einsetzen werden,

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

zum Beispiel für bessere Bildung, bessere Straßen 
oder bessere Integration. Unser Land hat gerade 
bei der Integration in den vergangenen Jahren be-
wiesen, dass Vielfalt eine Stärke ist, wenn man 
sie aktiv gestaltet. Bei allen Problemen, vor die 
uns die irreguläre Zuwanderung stellt und die wir 
gemeinsam – EU, Bund und Länder – begrenzen 
müssen: Es gibt in der Migrationsdebatte auch 
viele gute Nachrichten. Wenn wir auf die letzten 
fünf Jahre schauen, dann hat sich etwa die Zahl 
der Migrantinnen und Migranten verdoppelt, die in 
Schleswig-Holstein eine sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung gefunden haben. Allein im ver-
gangenen Jahr konnten über 2.000 Geflüchtete eine 
feste Anstellung aufnehmen. Das sind nicht nur 
beeindruckende Zahlen, es sind viele persönliche 
Erfolgsgeschichten. Als Fliesenleger, Lehrerin oder 
Pflegekraft helfen diese Menschen mit, unser Land 
am Laufen zu halten.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Lars Harms [SSW])

Unser Ziel ist es, die Beschäftigungsquote von 
Menschen mit Migrationshintergrund weiter zu er-
höhen und damit auch dem Fach- und Arbeitskräf-
temangel entgegenzuwirken.

Wir unterstützen das in vielerlei Hinsicht. Mit 
dem vorgestern vorgestellten Maßnahmenpaket er-
möglichen wir, dass geflüchtete Menschen deutlich 
schneller und einfacher als bisher in den Arbeits-
markt integriert werden. Unser Ansatz ist, Men-
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schen von Tag eins aus den Erstaufnahmeeinrich-
tungen in Arbeit zu bringen.

Unser Welcome Center Schleswig-Holstein ist be-
reits ein erfolgreiches Beispiel, wie Integration in 
den Arbeitsmarkt gelingt. Es unterstützt Unterneh-
men bei der Suche nach Fachkräften und bietet An-
kommenden Beratung, um ihnen den Einstieg in 
Beruf und Gesellschaft zu erleichtern.

Mit unserem Programm zur Sprachförderung helfen 
wir, dass Sprachbarrieren als Hindernis für die Inte-
gration abgebaut werden. Schleswig-Holstein wird 
weiterhin die Teilhabe von Geflüchteten stärken – 
von der Wohnungssuche bis zur Unterstützung bei 
Behördengängen. Das ist auch eine Frage der sozia-
len Gerechtigkeit.

Deshalb werden wir auch die Sprachförderung für 
Kinder und Jugendliche weiter ausbauen. Wir stel-
len sicher, dass in Kitas und Schulen noch mehr für 
eine erfolgreiche Integration und Inklusion getan 
werden kann, und wir schaffen neue PerspektivKi-
tas im Land.

Wir unterstützen 135 PerspektivSchulen in beson-
ders herausfordernden sozialen Umfeldern, wobei 
wir erstmals auch berufliche Schulen einbeziehen 
und dort insbesondere den Sprachunterricht stärken.

Außerdem haben wir einen Zehn-Punkte-Plan für 
jüdisches Leben und gegen Antisemitismus be-
schlossen und verbessern die Lehrkräftebildung in 
der Rassismus- und Antisemitismusbekämpfung. 
Mit datengestützter Schul- und Unterrichtsentwick-
lung haben wir die Qualität von Schule erhöht und 
erhöhen sie weiter. Wir bauen nicht nur KI-Profes-
suren aus, wir bringen das Lernen in der digitalen 
Welt generell voran und stärken die Medienkompe-
tenz.

Eine wichtige Rolle spielt dabei die Einführung von 
Informatik für alle Schülerinnen und Schüler in der 
Sekundarstufe I. Mit mehr Unterrichtszeit in Mathe 
und Deutsch und der verpflichtenden täglichen Le-
sezeit geben wir Kindern bessere Startchancen in 
unserem Land.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mit dem neuen Kitagesetz sorgen wir für Verläss-
lichkeit für Eltern, sichern die Qualität der Betreu-
ung, stärken die Fachkräfte und gewährleisten eine 
faire Finanzierungsaufteilung zwischen allen Betei-
ligten, ohne die Elternbeiträge zu erhöhen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

2025 stellen wir über 750 Millionen Euro für Kitas 
bereit – so viel wie noch nie in Schleswig-Holstein. 
Zudem fördern wir jährlich 230 Kitas mit Sprach-
fachkräften, die Kinder beim Deutschlernen unter-
stützen.
Die Menschen können sich darauf verlassen, dass 
wir weiterhin in Bildung, Infrastruktur und Soziales 
investieren, dass wir die Rahmenbedingungen für 
unsere Wirtschaft weiter verbessern. Darum wollen 
wir unsere Verkehrsinfrastruktur weiter verbessern. 
Das Sondervermögen IMPULS 2030 haben wir un-
ter anderem dafür zu IMPULS 2040 weiterentwi-
ckelt.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])
Wir werden uns daneben beim Bund vehement für 
den Weiterbau der A 20, für die A 23 und für den 
Ausbau des Nord-Ostsee-Kanals einsetzen. Wir er-
warten von der neuen Bundesregierung, dass sie 
hier die richtigen Prioritäten setzt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wo es in unserer Zuständigkeit liegt, setzen wir die-
se Prioritäten selbst. Schleswig-Holstein setzt auf 
klimafreundliche Mobilität: Wir sind führend beim 
Einsatz von Akkutriebwagen und stehen bei der 
Elektrifizierung des ÖPNV damit auf Platz zwei 
der Flächenländer. Eine leistungsfähige Infrastruk-
tur ist zentral für die Wirtschaft im Land, ebenso ei-
ne effiziente Verwaltung. Beim Pakt für Planungs-
beschleunigung sind wir in der Spitzengruppe der 
Länder, weil Vereinfachen und Beschleunigen das 
schnellste und günstigste Programm für mehr Wirt-
schaftswachstum sind.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Erhebliches Beschleunigungspotenzial sehen wir 
in der Digitalisierung, zum Beispiel in Genehmi-
gungs- und Planungsverfahren – aber nicht nur 
dort. In unserem Land ist der digitale Aufschwung 
spürbar, ob in der Verwaltung, der Wirtschaft oder 
der Wissenschaft. Unser Land machen wir digital 
souverän, und immer mehr Bürgerinnen und Bürger 
sowie Unternehmen profitieren von den vielen digi-
talen Verwaltungsleistungen. Das ist Verwaltungs-
modernisierung durch Digitalisierung.
Dabei bleiben wir aber nicht stehen. Prozesse wol-
len wir auch verschlanken und vereinfachen. Des-
halb haben wir mit den Kommunen ein umfassen-
des Entbürokratisierungspaket mit 63 Einzelmaß-
nahmen vereinbart. Wir werden die Verwaltungsab-
läufe im Land deutlich effizienter gestalten.
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(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

In der Landwirtschaft konnten wir bereits Bürokra-
tie verringern, indem wir zu Vereinfachungen bei 
der Knickpflege, dem Düngerecht und dem Pflan-
zenschutz kommen.

Wirtschaft ist zum großen Teil Psychologie, und 
deshalb geht es darum, unsere Stärken zu beschrei-
ben und nach vorn zu stellen. Mit unseren Stand-
ortvorteilen haben wir beste Voraussetzungen für 
Wachstum und Beschäftigung.

Darüber müssen wir noch mehr sprechen. Die 
Mehrheit der Unternehmen im Norden ist und 
bleibt optimistisch. Das zeigen jüngste Studien und 
Umfragen. Viele Betriebe stehen robust da und pla-
nen große Investitionen. Viele Firmen stellen mu-
tig die Weichen für die Zukunft. Die Wirtschaft 
im Norden zeigt sich verhältnismäßig krisenfest. 
Wieder einmal erweist sich unsere klein- und mit-
telständisch geprägte Wirtschaft in Schleswig-Hol-
stein als extrem resilient.

Das passt übrigens zu anderen Erhebungen. Die 
Deutschen sind wieder zufriedener. Sie sind wieder 
so zufrieden wie in den Zehnerjahren. So ist die Le-
benszufriedenheit in diesem Jahr bei denen beson-
ders gestiegen, die während Corona am meisten ge-
litten haben: bei Alleinlebenden, Jugendlichen und 
berufstätigen Müttern. Wir leben sogar gesünder. 
Der Alkoholkonsum sinkt und die Zahl derer, die 
in irgendeiner Art Sport machen, steigt kontinuier-
lich. Diesen Trend wollen wir mit unserer Strategie 
Sportland Schleswig-Holstein weiter unterstützen.

(Christopher Vogt [FDP]: Ah!)

Mit Schwarz-Grün wird Schleswig-Holstein auch in 
den kommenden Jahren ein Land sein, das innova-
tiv ist und in dem die Wirtschaft wachsen kann. Der 
Fokus liegt auf nachhaltigen Technologien, auf der 
Digitalisierung und der Stärkung des Mittelstands. 
Dazu fördern wir die Gründungslandschaft. Mit In-
vestitionen in digitale Infrastruktur und dem Entwi-
ckeln von Smart-City-Projekten legen wir gerade in 
den ländlichen Räumen die Grundlage für weiteres 
wirtschaftliches Wachstum und Lebensqualität.

Mit Schwarz-Grün wird Schleswig-Holstein ein 
Land bleiben, in dem es einen starken gesellschaft-
lichen Zusammenhalt gibt. Die Wohnraumförde-
rung ist daher eines der zentralen Themen unserer 
Regierungsarbeit. Ein Zuhause zu haben ist ein 
Grundbedürfnis. Die eigenen vier Wände sind Vor-
aussetzungen für soziale Sicherheit und Lebensqua-
lität. Schleswig-Holstein wird darum seine erfolg-

reiche Wohnraumoffensive fortsetzen, um Wohnen 
bezahlbar und nachhaltig zu gestalten.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mit einem Rekordbudget von 1,6 Milliarden Euro 
bis 2026 sorgen wir für dringend benötigten Wohn-
raum und für mehr soziale Sicherheit und Zusam-
menhalt im Land. Unser Ziel ist es, alle Neubauten 
bis 2030 klimafreundlich und nachhaltig zu errich-
ten. Gleichzeitig geht es um die Dekarbonisierung 
der Wärmeversorgung von Bestandsbauten und ei-
ne energetische Sanierung mit Augenmaß. Bezahl-
barer Wohnraum und Klimaschutz müssen verein-
bar bleiben. Das bleibt in den kommenden Jahren 
eine große Aufgabe. Ich bin sicher, dass uns das 
gemeinsam gelingen wird.

Gleiches gilt für die Haushaltskonsolidierung. Wir 
setzen Schwerpunkte, entbürokratisieren und inves-
tieren. Alle Ressorts haben sich der schwierigen 
Aufgabe gestellt, zu priorisieren. So können wir 
im kommenden Jahr um mehr als 200 Millionen 
Euro konsolidieren, sodass wir mittlerweile bei 
über 300 Millionen Euro sind. Das ist schmerzhaft. 
Keine Entscheidung fällt uns leicht. Aber dieser 
Weg ist notwendig, um unser Land zukunftsfähig 
zu halten.

(Lachen Beate Raudies [SPD] – Beate Rau-
dies [SPD]: Zukunftsfähig? Klar!)

Auch wenn uns die vergangenen Jahre vor viele 
Herausforderungen gestellt haben, haben sie doch 
eines gezeigt: Vieles ist möglich, wenn wir ent-
schlossen handeln und gemeinsam anpacken.

Es geht darum, dass Schleswig-Holstein auch in 
Zeiten knapper Haushalte ein Land für Ideen und 
Aufbruch bleibt. Mut, Innovation und Zusammen-
halt sind hier zu Hause. Das sind gute Bedingun-
gen, um auch in Krisen zu gestalten und Chancen 
zu nutzen. Wir wissen, wie das geht – von der En-
ergiewende, die unser Land zum Vorreiter gemacht 
hat, über eine erfolgreiche Digitalisierung bis hin 
zum Zuwachs bei bezahlbarem Wohnraum und in-
novationsfreundlichem Klima.

Schleswig-Holstein kann in vielen Bereichen Erfol-
ge vorweisen. Wir werden auf diese Erfolge auf-
bauen. Die nächsten Jahre werden dafür entschei-
dend sein. Die Geschichte zeigt, dass wir in Schles-
wig-Holstein immer dann am stärksten sind, wenn 
wir gemeinsam handeln. Dieser Zusammenhalt, 
dieser Wille, die Dinge zum Besseren zu verändern, 
hat uns weit getragen. Darauf wird es auch in Zu-
kunft ankommen.
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Ich lade deshalb alle im Land ein, mit Zuversicht, 
Tatkraft und Kreativität Teil dieser Entwicklung zu 
sein, ob in der Nachbarschaft, im Unternehmen, in 
der Schule oder im Verein. Gemeinsam können wir 
Schleswig-Holstein als Land voranbringen, in dem 
andere gerne arbeiten und leben würden, weil wir in 
Schleswig-Holstein beweisen, dass nachhaltige Ent-
wicklung, wirtschaftliche Stärke und Zusammen-
halt gemeinsam gelingen. Ich brenne jeden Tag aufs 
Neue dafür, daran in den kommenden Jahren mit 
dieser Koalition weiterzuarbeiten.
Wir fliehen in Krisenzeiten nicht aus der Verant-
wortung. Wir tragen sie gerne mit Selbstbewusst-
sein und Optimismus gemeinsam mit den Men-
schen für unser geliebtes Schleswig-Holstein.

(Anhaltender Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Der Ministerpräsident hat die vereinbarte Redezeit 
um acht Minuten 30 Sekunden ausgeweitet. Diese 
steht nun jedem zur Verfügung.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])
Das Wort hat nun die Oppositionsführerin und 
Fraktionsvorsitzende der SPD-Fraktion, Serpil 
Midyatli.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Ministerpräsident, Sie stel-
len Ihre Regierungserklärung unter den Titel „Ideen 
– Chancen – Schleswig-Holstein“. Aber was brin-
gen Ideen, wenn sie niemand umsetzt? Was bringen 
Chancen, wenn sie ungenutzt bleiben? – Sie sind 
seit über sieben Jahren im Amt, und nach sieben 
Jahren dürften die Bürgerinnen und Bürger tatsäch-
lich mehr von Ihnen erwarten.

(Beifall SPD und SSW)
Der Anspruch eines Ministerpräsidenten müsste 
doch sein, das Land fit für die Zukunft zu machen. 
Sie aber präsentieren eine Bilanz der verpassten 
Chancen. Allein mit schönen Bildern und einer auf-
gemotzten PR-Abteilung werden Sie den Heraus-
forderungen im Land nicht gerecht.

(Beifall SPD)
Die Günther-Regierung ist eine Zukunftsbremse für 
unser Land. Sie schieben regelmäßig die Verant-
wortung entweder auf die Kommunen, auf Dritte 
oder natürlich auf den Bund. Herr Ministerpräsi-
dent, die A 20 hätte vor zwei Jahren fertig sein 

müssen. Das war Ihr persönliches Versprechen. 
Jetzt liegt es auf einmal beim Bund, ob die A 20 
kommt. Traurig, Herr Ministerpräsident, wirklich 
traurig. Das ist auch Ihre Bilanz.

(Beifall SPD und SSW – Lukas Kilian 
[CDU]: Das „A“ steht für Landesstraße!)

Herr Ministerpräsident Daniel Günther, wenn wir 
schon beim Bund sind und von Verantwortung re-
den, gehört zur Ehrlichkeit dazu, dass wir der Bun-
desregierung und Olaf Scholz zu verdanken haben, 
dass wir jetzt das LNG-Terminal haben und die 
Netzentgelte sinken. Das hätten Sie hier sagen müs-
sen, weil Sie so oft auf den Bund schimpfen, Herr 
Ministerpräsident Günther.

(Beifall SPD – Anhaltende Unruhe CDU)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es ist richtig, 
dass die Energiekrise die Wirtschaft, also die klei-
nen und vor allem die mittelständischen Unterneh-
men, hart getroffen hat, aber die Gamechanger wa-
ren doch die Energiepreisbremse und die Energiesi-
cherheit, die vom Bund – von Olaf Scholz – organi-
siert worden sind. Das sagen alle in der Republik 
rauf und runter.

(Beifall SPD – Unruhe CDU)

Ich stimme Ihnen zu, dass sich die Sicherheitslage 
verändert hat. Da bekommt die Wehrtechnik eine 
besondere Bedeutung. Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, wir sind in diesen Bereichen schon seit 
Jahrzehnten sehr gut aufgestellt, auch wenn wir das 
manchmal mit etwas spitzen Fingern angefasst ha-
ben. Die Technologien, die Entwicklung und vor al-
lem die guten Arbeitsplätze und die Qualität lassen 
sich tatsächlich sehen.

Es gehört zur Ehrlichkeit dazu, dass wir gerade 
durch das Sondervermögen für die Bundeswehr 
in diesem Bereich investieren und die Ausstattung 
verbessern können. Das hat dazu beigetragen, dass 
dieser Bereich jetzt noch einmal eine besondere 
Bedeutung bekommt. – Das gehört zur Ehrlichkeit 
dazu, Daniel Günther. Das müssen Sie hier doch 
einmal eingestehen! Das ist es, was ich in Ihrer 
Rede vermisst habe.

(Beifall SPD und SSW)

Wenn wir uns gemeinsam den Bereich Wehrtech-
nik – insbesondere den Marineschiffbau und vor 
allem auch den Überwasserschiffbau – angucken, 
dann brauchen wir doch jetzt gerade das Bundesta-
riftreuegesetz – das sagen mir die Unternehmen wie 
TKMS und andere –, damit die Aufträge, die vom 
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Bund vergeben werden, hier in Schleswig-Holstein 
bei unseren Unternehmen ankommen.

(Beifall SPD und SSW)

Das könnten Sie jetzt über den Bundesrat machen. 
Hier könnten Sie sogar selbst aktiv werden. Es gibt 
ja noch den Bundesrat. Da muss man nicht immer 
nur Briefe an den Kanzler schreiben. Ich meine, 
dass Sie mir Briefe schreiben, bin ich ja schon ge-
wohnt, aber jetzt schreiben Sie schon den Bundes-
kanzler an, weil Sie Unterstützung brauchen.

(Lukas Kilian [CDU]: Die sollte er auch le-
sen!)

Sie könnten ja auch einmal im Bundesrat aktiv wer-
den. Aber was macht die Günther-Regierung im 
Bundesrat?

(Lukas Kilian [CDU]: Bingo!)

250-mal enthalten. Haben Sie keine Meinung? Ha-
ben Sie keine Haltung? Oder können Sie sich nicht 
einfach einigen? – Wir wissen doch, woran es liegt: 
Diese Koalition kann sich eben nicht einigen. Dar-
unter leidet in jedem Fall der Einfluss Schleswig-
Holsteins.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wofür steht ei-
gentlich Günther selbst – also politisch?

(Zuruf FDP: Das ist eine gute Frage!)

Das werde ich tatsächlich sehr oft im Land gefragt, 
egal ob zu Kita, Justiz, Haushalt oder Ganztag. 
Übrigens gab es zum Ganztag kein einziges Wort 
dieser Landesregierung. Keine Akzente, nirgends. 
Wenn der Ministerpräsident sich große Reformpro-
jekte vom Hals hält, dann wird er selbst zur größ-
ten Zukunftsbremse. Ein Ministerpräsident sollte 
Verantwortung übernehmen und wichtige Prozesse 
steuern. Das ist leider nicht erkennbar.

(Beifall SPD, vereinzelt FDP und SSW)

Leider wird auch der Stil der Landesregierung im 
Umgang mit dem Parlament zunehmend schlechter. 
Die Günther-Regierung sollte froh sein, dass sie es 
mit einer lebhaften und vor allem einer rein demo-
kratischen Opposition zu tun hat. SPD, FDP und 
SSW waren nicht untätig. Als Oppositionsfraktion 
hat allein die SPD in der ersten Halbzeit gut 200 
Anträge vorgelegt, davon mehrere Gesetzentwürfe, 
rund 800 Kleine Anfragen – ob Sie die nun gut oder 
schlecht beantworten, steht auf einem anderen Blatt 
Papier –, zwei Große Anfragen

(Lukas Kilian [CDU]: Masse statt Klasse!)

und weitreichende Konzepte wie etwa die Transfor-
mation des Landes zur Klimaneutralität erarbeitet. 
Das alles hat sie ohne Regierungsapparat gemacht, 
dafür aber mit vielen Gesprächen mit Bürgerinnen 
und Bürgern. Wir ackern, wo die Günther-Regie-
rung flaniert.

(Beifall SPD)

Wir konnten aber auch Erfolge erzielen. Da möchte 
ich mich gerne bei allen hier im Haus einmal ganz 
herzlich bedanken, denn das ging tatsächlich nur 
gemeinsam. Ich denke da an die 2.000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im UKSH,

(Beifall Annabell Krämer [FDP])

die endlich durch einen Tarifvertrag bessere Löhne 
und Gehälter bekommen werden.

(Beifall ganzes Haus)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind uns auch 
einig, dass in diesen Stunden die Werftarbeiterinnen 
und Werftarbeiter in Flensburg bei der FSG, aber 
auch in Rendsburg bei Nobiskrug, gerade jetzt noch 
einmal sehr, sehr deutlich aus diesem Plenum hören 
sollten: Wir stehen an eurer Seite, wir werden das 
gemeinsam durchstehen, wir werden dafür sorgen, 
dass diese guten Arbeitsplätze, diese Industriear-
beitsplätze, in Schleswig-Holstein erhalten bleiben. 
Da haben Sie unser Wort, hier aus dem Parlament.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, SSW und vereinzelt FDP)

Ich freue mich ganz besonders, dass wir jetzt dank 
der Initiative des SSW den Abschiebestopp für die 
Jesidinnen und Jesiden haben. Da warten wir natür-
lich darauf, dass wir das Go aus Berlin bekommen. 
Auch das ist ein Erfolg dieses Parlaments.

(Beifall SPD, SSW und Uta Röpcke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das waren drei Beispiele von Initiativen aus der 
Opposition, die hier im Haus eine Mehrheit gefun-
den haben.

Die eigene Bilanzdarstellung der Koalitionsfraktio-
nen lässt aber tatsächlich tief blicken. Ich kann es 
Ihnen nicht ersparen. Die Grünen feiern sich gera-
de: in ihrem Flyer auf Platz 3 der Grünen-Erfolge 
die Schaffung von 3.000 Arbeitsplätzen bei North-
volt. Verehrte Kolleginnen und Kollegen: Jetzt dro-
hen erstmal 300 Millionen Euro neue Schulden. 
Das ist tatsächlich ein trauriges Beispiel. Wir haben 
einen Ministerpräsidenten, der mit Herrn Carlsson 
joggen geht, aber offenbar nicht die Risiken abwägt 
und Vorsorge trifft. Ja, wir brauchen eine entspre-
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chende Batteriefabrik für die Klimaneutralität, aber, 
Herr Günther, es ist doch Ihre EVP-Fraktion im 
Europäischen Parlament, die den Kurswechsel für 
eine konsistente Wirtschaftspolitik gerade verhin-
dert.

(Beifall SPD und Christian Dirschauer 
[SSW])

Die CDU freut sich derweil, endlich eine Antwort 
auf den Fachkräftemangel gefunden zu haben: das 
Welcome Center. Ich möchte hier nicht falsch ver-
standen werden. Ein Welcome Center ist kein Feh-
ler. Ich weiß auch die Leistungen der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter zu schätzen. Aber es geht 
um den perspektivischen Fachkräftemangel im Jahr 
2035 – und das sind Ihre Zahlen, Minister Mad-
sen – in Höhe von über 300.000 Stellen, in einem 
Flächenland wie Schleswig-Holstein, geprägt von 
kleinen und mittelständischen Unternehmen. Die 
Antwort der CDU auf diesen immensen Fachkräf-
temangel ist: sieben, künftig 15 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in einem zentralen Welcome Cen-
ter. Auch Sie müssen doch erkennen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU: Das wird nicht 
reichen.
Übrigens, ganz ehrlich: Ohne das Fachkräfteein-
wanderungsgesetz auf Bundesebene wäre so ein 
Welcome Center, egal wie gut es aufgestellt wäre, 
komplett erfolglos. Das gehört auch in diese Bilanz, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SPD und SSW)
Auch an diesem Beispiel zeigt sich das Problem 
dieser Regierung. Es werden nur klitzekleine 
Schaufensterlösungen für schnelle Meldungen und 
schöne Bilder produziert, aber komplexe, langfristi-
ge Lösungen sucht man vergebens.

(Die Rednerin wendet sich an den Minister-
präsidenten)

Der Traffic von SMS geht jetzt hier wieder los. Ist 
das schon einmal aufgefallen?
Immerhin, an großen Worten fehlte es weder in der 
Vergangenheit noch heute. Die Günther-Regierung 
hat über 50-mal Strategien, Masterpläne oder gar 
– besonders gerne – Vorreiterrollen für Schleswig-
Holstein angekündigt. Die Inflation dieser Begriffe 
lag bei der Günther-Regierung weit höher als der 
Anstieg der Energiepreise in den letzten Jahren.

(Beifall und vereinzelt Heiterkeit SPD, FDP 
und SSW)

Aber heute haben Sie noch einmal heftig nachge-
legt: Ankündigungen über Ankündigungen über 

Ankündigungen. Aber wann dürfen wir denn end-
lich die Umsetzung erwarten, Herr Ministerpräsi-
dent?

Bei Ihrem Klimaschutzprogramm schlägt die Woh-
nungswirtschaft schon jetzt Alarm, weil die Kos-
ten auf dem Rücken von Mieterinnen und Mietern 
ausgetragen werden könnten. Sie wollen die Bür-
gerinnen und Bürger ermutigen? Es ist doch Ihr 
Job, Bezahlbarkeit und Klimaneutralität zusammen-
zuführen. Ich will Sie heute ganz persönlich ermuti-
gen, hier einmal anzupacken, Daniel Günther!

(Beifall SPD, vereinzelt FDP und SSW)

Das Sicherheitspaket, das großen Raum eingenom-
men hat, konkretisieren Sie nun endlich zwei Mo-
nate nach einer Ankündigung von einer Ankündi-
gung. Wieder einmal ist aber Ihre Lösung nicht so 
groß wie das Problem. Sie ist noch nicht einmal so 
groß wie Ihre Ankündigung. Für die SPD steht fest: 
Wir werden die innere und die äußere Sicherheit 
nicht gegen die soziale Sicherheit ausspielen. Dar-
auf können sich die Menschen in Schleswig-Hol-
stein verlassen.

(Beifall SPD)

Es bräuchte eine politische Führung, die bereit ist, 
sich den Herausforderungen zu stellen, die bereit 
ist, zu investieren und zu gestalten. Es bräuchte 
einen aktiven Ministerpräsidenten.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es ist Zeit auf-
zuwachen. Es ist Zeit zum Handeln und Zeit, an-
zupacken. Verschließen Sie nicht die Augen vor 
der Realität! Die Krise ist auch in Schleswig-Hol-
stein angekommen. Wenn die Menschen im Land 
an ihre persönliche Zukunft denken, überwiegen 
bei 64 Prozent die Sorgen gegenüber der Zuver-
sicht. Mehrere Tausend Menschen haben allein in 
den vergangenen Monaten auch deshalb demons-
triert, weil sie enttäuscht sind, enttäuscht über Ih-
re Politik. Das können Sie nicht ignorieren. Das 
zeigt doch: Schleswig-Holstein braucht eine Lan-
desregierung, die dem Land eine Perspektive gibt, 
vor allem die sozialen Probleme löst und die Men-
schen dabei mitnimmt. Politik ohne Soziales ist wie 
Schleswig ohne Holstein, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall SPD und SSW)

Nach über sieben Jahren Günther-Regierung steckt 
diese Regierung in einer tiefen Haushaltskrise. 
2024 haben Sie einen Haushalt vorgelegt, bei dem 
wir gemeinsam mit der FDP eine Verfassungsklage 
in die Wege leiten mussten. Niemand steht über 
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dem Gesetz, auch nicht die schwarz-grüne Regie-
rungskoalition.

(Beifall SPD, FDP und Christian Dirschauer 
[SSW])

Der Finanzpolitik der Koalition fehlt es nach wie 
vor an der notwendigen Weitsicht. Die Finanzfra-
ge zu beantworten, ist eine Kernaufgabe für die 
Zukunft des Landes. Ihre Antwort ist ein Sparkurs. 
Was bedeutet dieser Sparkurs für die Bürgerinnen 
und Bürger? – Ich kann es Ihnen sagen: noch 
schlechtere Straßen, noch marodere Schulen und 
fehlender sozialer Zusammenhalt. Damit sind Wut 
und Enttäuschungen der Menschen im Land vor-
programmiert. Jeder weiß doch, dass Lebensquali-
tät und Zusammenhalt dann nicht bestehen bleiben 
können. Ihr Kaputtsparen wird Folgen für die Men-
schen in diesem Land haben.
Sie müssen es erkennen, wenn sogar die ehemalige 
Bundeskanzlerin Merkel es genauso sieht wie die 
SPD: 

„Um aber Verteilungskämpfe in der Gesell-
schaft zu vermeiden und den Veränderungen 
im Altersaufbau der Bevölkerung gerecht zu 
werden, muss die Schuldenbremse reformiert 
werden, damit die Aufnahme höherer Schul-
den für Zukunftsinvestitionen möglich ist.“

Genau so, richtig, Frau ehemalige Bundeskanzlerin 
Merkel.

(Beifall SPD und SSW)
Wir brauchen jetzt dringend Investitionen und kei-
ne weiteren Kürzungen. Die SPD hat konkrete Vor-
schläge vorgelegt, und deshalb fordern wir die Ein-
führung der Vermögensteuer und die Reform der 
Schuldenbremse, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SPD)
Ja, das sind dicke Bretter zu bohren, aber wenn 
nicht jetzt, wann dann? Und das wäre vor allem im 
sozialen Bereich notwendig.
Eine meiner ersten Amtshandlungen als Fraktions-
vorsitzende vor gut einem Jahr war es, dem Minis-
terpräsidenten einen Schleswig-Holstein-Pakt anzu-
bieten. Den hat er abgelehnt. Das könnte uns egal 
sein, ist es aber nicht. Und warum? – Weil diese 
Regierung so viele Menschen im Stich lässt. Ich 
bin auf der Seite der jungen Familien, die einen 
Kitaplatz suchen, weil sie gute Betreuung für ihre 
Kinder wollen, weil sie arbeiten wollen. Der Vater 
ist Erzieher, die Mutter ist Ärztin, beide fehlen in 
ihren Jobs, weil es entweder keinen Kitaplatz gibt 
oder die Kita nicht auf ist. Familien wie diese ste-

hen aber oft unter einem immensen Druck, nicht 
zuletzt aufgrund der Preisentwicklung der letzten 
Jahre. Mit der Kitapolitik könnte die Landesregie-
rung diese Familien entlasten.

Neue Studien zeigen, dass die Arbeitsbelastung in 
den Kitas hoch ist. Wir dürfen uns nicht damit 
zufriedengeben; den Mangel verwalten, kann doch 
nicht Ihr Anspruch sein. Ich bin da auf der Seite der 
Fachkräfte. Damit sie gern zur Arbeit gehen und 
vor allem ihren Job bis zur Rente machen können 
müssen sich die Arbeitsbedingungen in den Kitas 
verbessern.

Was ist eigentlich mit den jungen Menschen und 
vor allem mit denjenigen, die es in der Schule 
nicht so leicht haben, Kinder, die als Vierjährige 
kein gutes Deutsch sprechen oder komplexe Zu-
sammenhänge schon sprachlich kaum nachvollzie-
hen können, die Unterstützung und individuelle 
Förderung bräuchten? – Es kann doch nicht sein, 
dass die Günther-Regierung keine angemessene 
Antwort vorlegt. Warum gehen Sie bei den Sprach-
screenings nicht entschlossener hervor? Das würde 
den Kindern in Schleswig-Holstein helfen.

(Beifall SPD und SSW)

Was ist eigentlich mit den Menschen, die eine Woh-
nung suchen oder sich endlich den Traum vom 
Eigenheim erfüllen wollen, die umziehen müssen, 
weil es der Beruf erfordert? – Die Wahrscheinlich-
keit ist hoch, dass diese Familien keinen Wohnraum 
finden werden oder – wenn doch – ein vermutlich 
sehr großer Teil ihres Einkommens für die Miete 
draufgehen wird. Der Mietmarkt ist erbarmungslos. 
Alle müssen wohnen, aber es haben eben nicht alle 
die gleichen Chancen auf bezahlbaren Wohnraum. 
Diese Menschen dürfen und wollen wir nicht im 
Stich lassen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, was ist eigent-
lich mit dem Gesundheitsbereich? – Wir erleben 
hier gerade einen kalten Strukturwandel.

(Tobias Koch [CDU]: Von wem kommt denn 
das?)

Wenn ein Fachkräftemangel in den Pflegenotstand 
führt und die Krankenhäuser schließen oder privati-
siert werden und das dann auch noch dazu führt, 
dass jetzt bei den Schön Kliniken in Rendsburg und 
Eckernförde 250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
entlassen werden, das kann und darf Sie doch in 
diesem Land nicht kaltlassen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
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Die Babyboomer-Generation geht in Rente und 
wird nach und nach auf mehr Gesundheitsversor-
gung und Pflege angewiesen sein. Immer weniger 
junge Menschen stehen einer immer höheren An-
zahl an älteren Menschen gegenüber. Mich ärgert 
es, wenn diese Regierung keine Antwort hat. Ich 
fände, Sie hätten Größe gezeigt, Herr Ministerpräsi-
dent, wenn Sie dies heute eingestanden und Besse-
rung gelobt hätten. Das hätte einem Ministerpräsi-
denten gut zu Gesicht gestanden, aber stattdessen 
haben Sie zu dem Bereich Gesundheit und Pflege 
kein einziges Wort gesagt. Es enttäuscht mich, Da-
niel Günther, dass Sie für diese Menschen keine 
Antwort in diesem Land haben.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Es muss sich etwas verändern, und ich appelliere 
dringend an die Günther-Regierung, die nächsten 
Monate besser zu nutzen. Es wird Zeit aufzuwa-
chen, Zeit zu handeln, Zeit anzupacken. Ich nenne 
Ihnen hier einmal vier Beispiele.

Erstens: Bauen, bauen, bauen.

(Beifall Thomas Hölck [SPD] – Tobias Koch 
[CDU]: Das sind drei!)

Es braucht eine Offensive, die diesen Namen ver-
dient. Bezahlbares Wohnen ist die soziale Frage 
unserer Zeit. Laut Bevölkerungsprognose brauchen 
wir bis 2045 zusätzlich 160.000 neue Wohnungen 
in Schleswig-Holstein. Das entspricht einer Grö-
ßenordnung von zwei neuen Städten. Daher braucht 
es geeignete Instrumente, um diesen sozialen Woh-
nungsbau zu steigern, Bauen einfacher und günsti-
ger zu machen, den rasanten Anstieg der Mieten zu 
bremsen und selbst tätig zu werden – kurz: statt auf 
den Bund zu schimpfen, einfach selber machen und 
mehr Bauen ermöglichen, anstatt durch Eingriffe 
in den kommunalen Finanzausgleich bei der Städte-
bauförderung Investitionen zu hemmen. – Das wäre 
eine Antwort gewesen, die wir heute hören wollten.

(Beifall SPD und SSW)

Zweitens: Schleswig-Holstein zum familienfreund-
lichsten Bundesland machen.

Die Kitareform ist eine Blamage für die Günther-
Regierung, das wird auch die Praxis in den nächs-
ten Jahren zeigen. Über 15.600 Plätze fehlen und 
müssen endlich geschaffen werden. Dafür braucht 
es eine solide Finanzierung und vor allem Fachkräf-
te. Auch dafür muss endlich eine richtige Offensive 
her. Auch das wäre eine Antwort.

Drittens: Bildung zur Priorität machen. Die 
Günther-Regierung aber reduziert die Unterrichts-
versorgung.

Sie wollen bei den beruflichen Schulen in den 
nächsten Jahren 200 Stellen abbauen, und Sie re-
duzieren bei den allgemeinbildenden Schulen über 
400 Stellen. Sie haben vor sieben Jahren die Rück-
kehr zu G 9 versprochen. Sie müssen das jetzt aber 
auch endlich umsetzen und vor allem finanzieren. 
Das wäre richtig gewesen, Herr Ministerpräsident 
Daniel Günther.

(Beifall SPD)

Sie hätten auch eine konsequente Unterstützung 
und vor allem die Förderung von jungen Menschen 
weiter vorantreiben sollen. Wir brauchen die Sanie-
rung der Schulgebäude und endlich ein funktionie-
rendes Konzept für den Ganztag 2026 – eines der 
großen, wirklich großen Investitionsvolumina, die 
jetzt in den Kommunen und direkt vor Ort entste-
hen werden. Sie haben dazu kein einziges Wort in 
Ihrer Regierungserklärung gesagt, und dafür fehlen 
immer noch die Antworten in diesem Land. Statt 
sich mit den Kommunen zu streiten, müssen wir 
endlich vorankommen. 2026 ist übermorgen für die 
Kommunen. Das haben wir schon bei dem Ausbau 
der Krippen- und Kitaplätze erlebt, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall SPD und Dr. Heiner Garg [FDP])

Viertens: Schleswig-Holstein, ein Land, in dem 
man gut und gerne alt werden kann. Die Gesund-
heitsversorgung droht, selbst zum Pflegefall zu 
werden.

Die Krankenhäuser erleben einen kalten Struktur-
wandel. Es fehlt eine landeseigene Krankenhaus-
planung. Die Investitionen für die Krankenhäuser 
reichen nicht aus. Es droht ein Ärztemangel. Wir 
vermissen jegliche Initiative. Stattdessen streichen 
Sie die Mittel für den Versorgungssicherungsfonds. 
Der Pflegenotstand wird immer gegenwärtiger. Ei-
ne Abhilfe könnte im ersten Schritt schnell geschaf-
fen werden: Mit der Vor-Ort-für-Dich-Kraft starten 
wir den präventiven Hausbesuch als Angebot ab 
dem 80. Geburtstag.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, das ändert 
aber nichts an unseren Erwartungen für die zweite 
Halbzeit dieser Landesregierung. Wir können die 
Günther-Regierung nicht zwingen, aber wir können 
Alternative sein. Eine SPD-geführte Landesregie-
rung hätte die vergangenen zweieinhalb Jahren an-
ders genutzt. Eine SPD-geführte Landesregierung 
würde die nächsten zweieinhalb Jahre anders nut-
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zen. Eine SPD-geführte Landesregierung würde da-
für sorgen, dass alle Kinder einen Kitaplatz bekom-
men. Sie würde sich nicht ständig mit den Kommu-
nen streiten, sondern ein gemeinsames Konzept zur 
Umsetzung des Ganztagsausbaus vorlegen.
Wir würden die Gesundheitsinfrastruktur zum Bei-
spiel durch die Unterstützung der kommunalen 
MVZ und durch das Angebot präventiver Hausbe-
suche bei älteren Menschen stärken. Wir würden 
eine neue Offensive für bezahlbares Wohnen star-
ten. Eine SPD-geführte Landesregierung übernäh-
me Verantwortung für dieses Land. Mein Verspre-
chen: Das werden wir auch in den nächsten Jahren 
deutlich machen.

(Beifall SPD)
Damit werden Sie sich auseinandersetzen müssen. 
Darauf können sich die Bürgerinnen und Bürger 
verlassen. Uns geht es um das Land. Schleswig-
Holstein braucht Zusammenhalt. Schleswig-Hol-
stein braucht Fortschritt. – Vielen herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD – Beifall FDP und 
SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, begrüßen Sie 
bitte mit mir gemeinsam Besucherinnen und Besu-
cher auf der Tribüne: unseren ehemaligen Abgeord-
neten und jetzigen Bürgermeister von Preetz, Tim 
Brockmann, und den Geschäftsführer des Landes-
feuerwehrverbandes, Herrn Arp. – Herzlich will-
kommen!

(Beifall)
Für die CDU-Fraktion hat nun der Fraktionsvorsit-
zende Tobias Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Halbzeit der Günther-Regierung. Wer hat 
sich in der SPD eigentlich dieses Framing ausge-
dacht? Das ist ja total genial – also für uns als 
CDU, meine ich. Was kann man denn Besseres ma-
chen, als den Namen dieser schwarz-grünen Lan-
desregierung mit dem Namen unseres überaus po-
pulären und beliebten Ministerpräsidenten gleich-
zusetzen? – Besser geht es ja wirklich nicht. Das 
hätten wir uns besser wirklich selber nicht ausden-
ken können.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wahnsinn!

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

– Vielleicht ist das sogar für unseren Koalitions-
partner in Ordnung, denn mit Staatssekretärin Katja 
Günther seid ihr ja Teil der Günther-Regierung. Da 
müsstet ihr euch doch genauso von angesprochen 
fühlen wie wir.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das einzige Problem dabei ist, dass außer der Op-
positionsführerin niemand in Schleswig-Holstein 
diesen Namen benutzt – wirklich niemand, erst 
recht nicht die Presse und schon gar nicht die Men-
schen bei uns im Land. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen aus der Opposition, das geht so nicht. 
Das muss besser werden. Wenn ihr so ein Wording 
setzen wollt, dann müsst ihr das auch wirklich kon-
sequent durchziehen.

(Beifall CDU)
Deswegen gebe ich jedem Oppositionsabgeordne-
ten, der heute in der Debatte von Günther-Regie-
rung spricht, hinterher einen Kaffee aus – verspro-
chen!

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Achtung, eine Konsequenz hat das Ganze schon. 
Der müsst ihr euch bewusst sein. Eine Konsequenz 
hat das.

(Christopher Vogt [FDP]: Ich möchte auch 
ein Mettbrötchen!)

Eine Konsequenz hat das, nämlich den Wahlsieg 
der CDU bei der nächsten Landtagswahl. Das muss 
euch klar sein.

(Beifall CDU)
Warum ist das so?

(Lars Harms [SSW]: Es gibt Kaffee in die-
sem Land!)

Günther-Regierung haben wir bereits seit sieben-
einhalb Jahren.

(Christopher Vogt [FDP]: Weihnachtsfeier, 
Herr Kollege!)

Wenn jetzt also Halbzeit ist, wie es im Antrag 
der Opposition heißt, dann hat Schleswig-Holstein 
noch weitere siebeneinhalb Jahre, gute Jahre mit 
Ministerpräsident Daniel Günther vor sich.

(Beifall CDU und Lasse Petersdotter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Ich glaube, das ist die etwas versteckte, aber sehr, 
sehr gute Botschaft dieses Oppositionsantrages.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Haben Sie auch 
was Inhaltliches zu sagen?)

Abgesehen von dieser gelungenen Wortschöpfung 
hat man den Eindruck, dass die Oppositionsführerin 
in einem ganz anderen Land lebt, manchmal sogar 
in einer anderen Welt, möglicherweise mit Olaf 
Scholz zusammen, aber das ist ein anderes Thema.

Während Sie unser Land hier immer nur in den düs-
tersten Farben beschreiben und schlechtreden, Frau 
Kollegin Midyatli, treffe ich ständig auf Menschen, 
die mir sagen: Wir sind froh, in Schleswig-Holstein 
zu leben. Hier ist die Welt noch in Ordnung.

(Zuruf Thomas Hölck [SPD])

Gerade in der derzeitigen politischen Lage ist 
Schleswig-Holstein so etwas wie die Insel der 
Glückseeligen.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Thomas Hölck [SPD]: So 
ein Quatsch!)

Apropos Glück.

(Christopher Vogt [FDP]: Du musst mal dein 
Büro verlassen!)

Wir sind in diesem Jahr nicht mehr die glücklichs-
ten Menschen in der Republik.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)

Mich wundert, dass das die Opposition der Landes-
regierung noch nicht vorgeworfen hat.

(Zuruf: Das machst du gerade!)

Kolleginnen und Kollegen, die Zufriedenheit der 
Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holstei-
ner ist auch in diesem Jahr erneut weiter angestie-
gen und setzt ihren Aufwärtstrend seit Corona un-
gebrochen fort.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Zufriedenheit 
womit? Dem Wetter?)

Der einzige Unterschied ist, dass die Zufriedenheit 
der Hamburgerinnen und Hamburger etwas stärker 
zugenommen hat. Da sieht man einmal, was ein 
paar Tagesausflüge nach Schleswig-Holstein so be-
wirken können. Anders kann ich mir das nämlich 
gar nicht erklären.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Lassen Sie uns aber gerne den Faktencheck 
machen, ob die Oppositionsführerin mit ihrer 
Schwarzmalerei und Kritik recht hat.
Ich kann mich noch gut an die fulminanten Reden 
des Kollegen Hölck in der letzten Wahlperiode er-
innern, in denen er uns vorwarf, die Energiewen-
de gegen die Wand zu fahren, mit Murks bei den 
Regionalplänen für Stillstand zu sorgen, eine ganze 
Branche mit Tausenden von Arbeitsplätzen zu rui-
nieren, weil die Landesregierung bei der Windpla-
nung handlungsunfähig sei.
Die Wahrheit sieht so aus, dass Schleswig-Holstein 
in den vergangenen Jahren regelmäßig Spitzenplät-
ze beim Windkraftausbau in ganz Deutschland be-
legt hat.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mittlerweile erzeugen wir nicht mehr 160 Prozent 
unseres Strombedarfs aus erneuerbaren Energien, 
wie noch zum Ende der letzten Wahlperiode, son-
dern über 200 Prozent.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der Regionalplan III wurde gerade vor zwei Wo-
chen vom OVG bestätigt, und die Günther-Re-
gierung arbeitet intensiv daran, mit der nächsten 
Regionalplanung die Flächen für Windkraft von 
zwei auf drei Prozent der Landesfläche zu erhöhen. 
So sieht erfolgreiche Energiewende made in Schles-
wig-Holstein aus.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Bundesweiter Spitzenplatz auch beim Breitband-
ausbau. Hatten zum Ende der letzten Wahlperiode 
54 Prozent der Haushalte in Schleswig-Holstein die 
Möglichkeit für einen Glasfaseranschluss, so liegt 
dieser Wert jetzt nach weiteren zweieinhalb Jahren 
Günther-Regierung bei 70 Prozent.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])
Bundesweit sind es gerade einmal 28 Prozent. So 
schaffen wir Voraussetzungen für Leben und Arbei-
ten in digitalen Zeiten.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ganz genauso an den Schulen: Was waren das für 
Debatten hier im Landtag um den DigitalPakt 1 
und die Digitalisierung unserer Schulen? Heute 
sind 99 Prozent der Schulen in unserem Land ans 
Glasfasernetz angeschlossen. Der DigitalPakt 1 ist 
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umgesetzt, und das Einzige, was jetzt noch fehlt, 
ist die Finanzierung des DigitalPakts 2 aus dem 
Bundeshaushalt, wenn er nächstes Jahr hoffentlich 
aufgestellt wird.

Wo ich gerade bei den Schulen bin: Das erfolgrei-
che PerspektivSchul-Programm von Karin Prien hat 
sogar der Bund mit seinem Startchancen-Programm 
kopiert und dafür tatsächlich Geld bereitgestellt, so-
dass wir die Anzahl der PerspektivSchulen in die-
sem Jahr bereits verdoppeln konnten. So schaffen 
wir gute und gerechte Bildung in Schleswig-Hol-
stein.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN

Nächstes Beispiel: die Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum. Dass der Wohnungsbau bundesweit 
eingebrochen ist und die SPD-Bundesregierung ihr 
Ziel von 400.000 Wohneinheiten pro Jahr weit ver-
fehlt – mit einer SPD-Bauministerin –, das kann 
man doch wohl kaum unserer Landesregierung vor-
werfen. Dass wir uns aber in Schleswig-Holstein 
mit der Ausweitung der sozialen Wohnraumförde-
rung dagegenstellen und bauen, bauen, bauen, so 
viel wie geht, das ist der Verdienst der Günther-Re-
gierung.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf SPD)

– Kaffee, Herr Kollege. – Mittlerweile entstehen 
dreimal so viele geförderte Wohneinheiten pro Jahr 
wie noch in der letzten Wahlperiode. Mit dem 
Regelstandard für erleichtertes Bauen zeigen wir 
gleichzeitig den Weg auf, wie sich 20 Prozent güns-
tiger bauen lässt. So entsteht bezahlbarer Wohn-
raum in Schleswig-Holstein.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, das alles sind unbestreit-
bare Erfolge der Günther-Regierung, die überhaupt 
nicht mit dem Bild zusammenpassen, welches die 
Oppositionsführerin hier zu zeichnen versucht hat.

Diese Erfolgsaufzählung kann ich hier noch belie-
big fortsetzen und tue das auch gleich.

(Zuruf – Heiterkeit CDU und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Günther-Regierung hat nämlich die Sprach-Ki-
tas gerettet, nachdem sich der Bund aus der Finan-
zierung zurückgezogen hat.

Mit dem gerade beschlossenen Kitagesetz verbes-
sern wir die Finanzierung des Kitasystems und 

sorgen für mehr Verlässlichkeit. Für den besseren 
Übergang von Kita zur Schule öffnen wir jetzt auch 
PerspektivKitas in Schleswig-Holstein.

Nächstes Thema: Die Funktionsfähigkeit der Kom-
munalparlamente haben wir mit der Heraufsetzung 
der Mindestfraktionsgröße gestärkt.

Wir haben im breiten politischen und gesellschaftli-
chen Konsens die Bestimmungen für Bürgerbegeh-
ren gemeinsam neu geregelt.

Für die Sicherheit im Land setzt die Günther-Regie-
rung den Aufbau der zweiten Einsatzhundertschaft 
konsequent fort. Der Einsatz von Bodycams ist jetzt 
auch in Wohnungen zulässig.

Mit dem jüngst beschlossenen Sicherheitspaket sind 
die nächsten Maßnahmen auf den Weg gebracht, 
damit Polizei und Verfassungsschutz die notwendi-
gen Instrumente haben, um der wachsenden Gefah-
renlage begegnen zu können.

Das unterlegen wir mit Geld und Stellen, die Sie 
gestern in der Nachschiebeliste entnehmen konnten.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dem Schutz von Frauen vor Gewalt dienen das ein-
geführte Hochrisikomanagement ebenso wie zwei 
neue Frauenhäuser in Nordfriesland und Schleswig-
Flensburg. Einen Gesetzentwurf zum Gewaltschutz 
mittels elektronischer Fußfessel bringen wir in die-
ser Woche in das Plenum ein.

Den Wolf hat die Günther-Regierung ins Jagdrecht 
aufgenommen.

Das Entlastungspaket für die Landwirtschaft ist auf 
den Weg gebracht.

Mit dem Aktionsplan Ostseeschutz tut die Günther-
Regierung mehr für die Verbesserung der Situati-
on unserer Ostsee als jede andere Landesregierung 
vorher.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der Abschluss der Zielvereinbarung mit der Land-
wirtschaft, der dafür erforderlich ist, steht unmittel-
bar bevor, und die Ausweisung neuer Naturschutz-
gebiete in der Ostsee erfolgt im nächsten Jahr.

Die Günther-Regierung unterstützt die örtlichen 
Energieversorger mit 2 Milliarden Euro bei der 
Wärmewende.

Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 und der No-
velle des Energiewende- und Klimaschutzgesetzes 
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gehen wir auf dem Weg zur Klimaneutralität ent-
schlossen weiter voran.
In Schleswig-Holstein fahren mittlerweile elektri-
sche Akkuzüge statt Dieselloks, und das auf einer 
Strecke von 450 Kilometern – gemeinsam von Ja-
maika so beschlossen, von uns umgesetzt.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP – Christopher Vogt [FDP]: Jamaika, 
sehr gut!)

Wir schultern nicht nur die Belastungen für das 
Deutschlandticket, sondern wir haben dies auf das 
Jobticket übertragen, führen ab dem kommenden 
Jahr das Bildungsticket ein und bezuschussen zu-
sätzlich die Tickets für Freiwilligendienstleistende 
aus dem Landeshaushalt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dem Fachkräftemangel, Frau Kollegin Midyatli, 
wirkt die Günther-Regierung mit dem Aufbau des 
Welcome Center entgegen.
Die Regierung unterstützt die Kommunen bei der 
Ausweisung von Gewerbe- und Wohnbauflächen 
mit dem 1 Milliarde Euro schweren Entwicklungs-
fonds Schleswig-Holstein.
Meine Damen und Herren, das sind nur einige 
Schlaglichter auf die Bilanz der Günther-Regierung 
der letzten zweieinhalb Jahre.
Auf jeden Fall zu nennen ist aber noch das Krisen-
management nach der Ostseesturmflut im Oktober 
2023. Ein Jahr später sind die allermeisten Schäden 
beseitigt. Das Land hat den Bevölkerungsschutz 
verstärkt und wird zukünftig mehr Verantwortung 
für den Schutz unserer Ostseeküste übernehmen. 
Schleswig-Holstein ist bei der Günther-Regierung 
in guten Händen.
Noch viel wichtiger als der Blick zurück auf die 
vergangenen zweieinhalb Jahre ist der Blick nach 
vorn, auf die zukünftigen Aufgaben und Herausfor-
derungen. Vieles von dem, was uns in den nächsten 
zweieinhalb Jahren beschäftigen wird, ist bereits in 
Arbeit und wird von der Günther-Regierung voran-
getrieben.
Die Einführung einer Bezahlkarte steht unmittelbar 
bevor.
Die Rückführung von Straftätern wird zentralisiert.
Bei der gerade auf Bundesebene beschlossenen 
SPD-Krankenhausstrukturreform gilt es, die nega-
tiven Auswirkungen, die diese Reform mit sich 
bringt, in Schleswig-Holstein abzuwenden.

(Zuruf CDU: So ist das! – Zuruf Birte Pauls 
[SPD])

Für den schulischen Ganztag steht die Regelung 
der Betriebskostenfinanzierung an. Der Masterplan 
Berufliche Bildung kommt zur Umsetzung.

Das Musikschulfördergesetz wird im ersten Quartal 
2025 in den Landtag eingebracht.

(Beate Raudies [SPD]: Wenn das schon ein 
Erfolg ist!)

Das Landesverfassungsschutzgesetz wird novel-
liert.

Die Landesplanung arbeitet intensiv an der Aufnah-
me neuer Regionalpläne, um Entwicklungschancen 
für unser Land zu eröffnen.

Meine Damen und Herren, vor allem wird es aber 
darauf ankommen, wie wir den Weg hin zum 
klimaneutralen Industrieland weitergehen. Die An-
siedlung von Northvolt mit seiner Batteriefabrik 
war ein Leuchtturmprojekt dafür und wird es hof-
fentlich auch zukünftig sein. Der Grundgedanke, 
unsere erneuerbaren Energien als Standortvorteil 
einzusetzen, um dadurch Unternehmen, Arbeits-
plätze und Steuereinnahmen nach Schleswig-Hol-
stein zu holen, ist richtig und bleibt es auch in 
Zukunft.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Für die Zukunft der deutschen und europäischen 
Automobilwirtschaft braucht es eine heimische Bat-
teriezellproduktion als Schlüsselelement der elektri-
schen Antriebstechnik.

(Lukas Kilian [CDU]: So ist es!)

Deshalb habe ich nach wie vor die Hoffnung, dass 
die Anteilseigner, die Kunden oder neue Investoren 
von Northvolt dieses Vorhaben zukünftig unterstüt-
zen und die Finanzierung dafür sicherstellen wer-
den.

So oder so haben wir mit dem genehmigten und er-
schlossenen Fabrikgelände bei Heide einen Trumpf 
in der Hand – einen Trumpf, um eine Großan-
siedlung in unserem Land zu realisieren. Ich bin 
mir deshalb sicher: Wir werden damit auf dem 
Weg zum klimaneutralen Industrieland einen ent-
scheidenden Schritt vorankommen, egal wie es bei 
Northvolt weitergeht.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Meine Damen und Herren, wenn wir in die Zu-
kunft blicken, muss uns aber auch bewusst sein, 
dass sich die Rahmenbedingungen gegenüber dem 
Beginn dieser Legislaturperiode grundlegend ver-
ändert haben. Die vielbeschworene Zeitenwende ist 
weit mehr als reine Sicherheitspolitik. Neben der 
verstärkten Notwendigkeit zur Landesverteidigung 
hatte der russische Angriff auf die Ukraine gravie-
rende Folgen für unsere Energieversorgung und in-
folgedessen für die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Industrie. Heute befinden wir uns im zweiten Jahr 
einer schweren Wirtschaftsrezession. Unternehmen 
wandern ab, Produktionsstätten werden geschlos-
sen, Menschen verlieren ihren Arbeitsplatz. – Frau 
Kollegin, dafür ist Olaf Scholz in Berlin verant-
wortlich.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Die Berliner Ampel ist daran gescheitert, dass sie 
es nicht geschafft hat, gemeinsam die richtigen 
Antworten auf diese neuen Herausforderungen zu 
geben. Man kann nicht einfach so weitermachen, 
als wäre nichts geschehen, und versuchen, einen 
Koalitionsvertrag umzusetzen, der noch vor Kriegs-
beginn geschlossen wurde und keine Antworten auf 
die aktuellen Probleme beinhaltet.

(Zurufe SPD und FDP – Serpil Midyatli 
[SPD]: Peinlich!)

Auch bei uns in Schleswig-Holstein werden wir 
bei ausbleibenden Steuereinnahmen nicht alles um-
setzen können, was wir uns für diese Wahlperiode 
vorgenommen haben. Das gehört zur Ehrlichkeit 
dazu.
Als schwarz-grüne Koalition haben wir uns aber 
auf diese neue Lage eingestellt. Wir steuern um 
und machen uns gemeinsam daran, die Lücke im 
Haushalt wieder zu schließen. An Einsparungen bei 
den laufenden Ausgaben führt deshalb kein Weg 
vorbei. Gleichzeitig müssen wir die Investitionen 
so hoch halten wie nur irgend möglich, um damit 
Wachstumsimpulse zu setzen.
Wer in dieser Lage sein Heil in neuen Schulden 
sucht, dem empfehle ich einen Blick nach Frank-
reich. Die französische Staatsverschuldung ist mitt-
lerweile fast doppelt so hoch wie in Deutschland. 
Die Zinssätze für französische Staatsanleihen sind 
in den vergangenen Tagen über das Niveau von 
Griechenland hinaus gestiegen. Trotz dieser vielen 
Schulden ist die Unzufriedenheit in Frankreich rie-
sengroß. Das Land ist zerrissen, die Gesellschaft 
gespalten, und die Regierung wurde gerade ge-
stürzt. Mit anderen Worten,

(Beate Raudies [SPD]: Habe ich da etwas bei 
der Nachschiebeliste missverstanden, Herr 
Koch?)

wir erleben, Frau Kollegin, dass trotz oder besser 
gesagt wegen der hohen Staatsverschuldung ein 
Land wie Frankreich am Abgrund steht. Man muss 
wirklich kein Hellseher sein, um vorherzusagen, 
dass ein französischer Staatsbankrott weitaus gra-
vierendere Folgen hätte, als wir es in der Eurokrise 
mit der griechischen Staatspleite jemals erlebt ha-
ben.

(Rasmus Vöge [CDU]: So ist es!)

Ich kann deshalb nicht empfehlen, liebe SPD, die-
sem Beispiel auch nur ansatzweise nachzueifern, so 
wie Sie es heute wieder getan haben.

(Beifall CDU – Zuruf Thomas Hölck [SPD])

Wer glaubt, in einer Situation, in der die deutschen 
Großunternehmen ihre Investitionen ins Ausland 
verlagern und Fabriken in Deutschland schließen, 
die Staatskassen dadurch füllen zu können, dass 
man in die Vermögenssubstanz des standorttreuen 
deutschen Mittelstandes und der hier im Land ver-
wurzelten Familienunternehmen eingreift, der gibt 
unserer Wirtschaft den Todesstoß und damit wirk-
lich endgültig den Rest. Das ist der vollkommen 
falsche Weg, den Sie einschlagen.

(Beifall CDU)

Das ist nicht nur ein Irrweg, den Sie da bestreiten, 
das sind auch vollkommen ungeeignete Rezepte,

(Zuruf Lars Harms [SSW])

um eine Antwort für den Landeshaushalt zu geben, 
der im Januar des nächsten Jahres beschlossen wer-
den soll. Weder eine Änderung der Schuldenbrem-
se noch die Einführung einer Vermögensteuer lie-
gen in der Entscheidungsgewalt dieses Landtages. 
Wenn das Ihre einzigen Antworten zur Lösung 
der Haushaltsprobleme sind, dann sind das nichts 
anderes als Nebelkerzen und Scheinlösungen. Sie 
betreiben das Beiseiteschieben von Verantwortung, 
womit Sie sich vor ehrlichen Antworten drücken, 
wie Sie das Problem lösen würden, wenn Sie Ver-
antwortung trügen.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Gut, dass die Günther-Regierung einen anderen 
Weg geht und Ihre Verantwortung auch in schwieri-
gen Zeiten wahrnimmt. Vor allem aber steht die Re-
gierung von Daniel Günther aus CDU und Grünen 
für eines: für gesellschaftlichen Zusammenhalt, für 
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ein Miteinander statt Gegeneinander, für Wertschät-
zung und Respekt im Umgang miteinander statt 
Streit, Beleidigungen und gegenseitige Anfeindun-
gen.

(Zuruf CDU)
Darauf, meine Damen und Herren, kommt es in 
Krisenzeiten mehr denn je an. Wir werden die aktu-
ellen Herausforderungen nur dann meistern, wenn 
wir die Menschen auf diesem Weg mitnehmen. Da-
zu braucht es eine Regierung, der die Bürgerinnen 
und Bürger vertrauen, bei der sie sich gut aufgeho-
ben fühlen.
Es braucht Optimismus und Zuversicht statt 
Schwarzmalerei. Genau dafür steht die schwarz-
grüne Landesregierung von Daniel Günther. Genau 
das machen CDU und Grüne in dieser Koalition. 
Die Bilanz nach zweieinhalb Jahren kann sich wirk-
lich sehen lassen, und trotz aller Schwierigkeiten 
wird auch die zweite Hälfte dieser Wahlperiode er-
folgreich weitergehen. – Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall CDU – Beifall BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, begrüßen Sie mit 
mir gemeinsam Schülerinnen und Schüler auf der 
Tribüne, von der Gemeinschaftsschule Reinbek auf 
Einladung des Abgeordneten Kilian und von der 
Schule Hohe Geest aus Hohenwestedt auf Einla-
dung des Abgeordneten Hansen. – Herzlich will-
kommen!

(Beifall)
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
nun der Fraktionsvorsitzende Lasse Petersdotter das 
Wort.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Abgeordnete! Zweieinhalb Jahre Schwarz-Grün. 
Schwarz-Grün, das ist nicht nur ein Mensch, son-
dern das ist eine Konstellation aus unterschied-
lichen Überzeugungen und das Abdecken unter-
schiedlicher, auch gesellschaftlicher, Interessen. 
Schwarz-Grün stellt – das ist mir ein persönliches 
Anliegen und das meiner Fraktion – den Umwelt- 
und Naturschutz ganz nach vorn. Wir haben es ge-
meinsam in Schwarz-Grün mit dem Aktionsplan 
Ostseeschutz geschafft, das wichtigste und größte 
Ostseeschutzprogramm in der Geschichte Schles-
wig-Holsteins zu beschließen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Zurufe SPD)

12,5 Prozent der Fläche stehen künftig unter stren-
gem Schutz. Darüber hinaus schaffen wir es selbst 
in dieser schwierigen finanziellen Lage, die Biodi-
versitätsstrategie finanziell mit Mitteln zu unterle-
gen. Sie gibt uns in den nächsten Jahren wichtige 
Aufgaben mit auf den Weg, beispielsweise die Aus-
weisung weiterer und neuer Naturschutzgebiete. 
Das muss nicht immer im Konflikt miteinander pas-
sieren. Im Dialog werden wir uns dafür einsetzen, 
Naturschutzgebiete auch im Interesse der Menschen 
vor Ort umzusetzen.
Wenn wir in den nächsten Wochen und Monaten, 
wahrscheinlich eher Wochen, zu unseren Advents-
spaziergängen in die Natur gehen und dazu gerne 
in Naturschutzgebieten unterwegs sind, denken Sie, 
Kolleginnen und Kollegen, bitte daran: All das hat 
irgendwann einmal jemand beschlossen, dass die 
Natur dort so schön ist, geschützt wird, auch ge-
schützt bleiben darf und ein Stück weit sich selbst 
überlassen wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Aber Schwarz-Grün ist nicht nur gut für Flora und 
Fauna, sondern auch für die Menschen im Land. 
Eine der großen Herausforderungen für unsere Ge-
sellschaft ist die Wohnungspolitik. Deswegen ist es 
gut und richtig, dass wir es auf der einen Seite 
geschafft haben, das Wohnraumschutzgesetz umzu-
setzen, und auf der anderen Seite die Kappungs-
grenzenverordnung wieder eingeführt haben, um 
bestehende Mietverhältnisse und die Menschen vor 
Mietsteigerungen zu schützen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN – Thomas Hölck [SPD]: Die Miet-
preisbremse fehlt noch!)

Dazu kommt – eines der wichtigsten Elemente –, 
dass es uns gelungen ist, in der sozialen Wohn-
raumförderung Rekordzahlen zu schreiben, und 
zwar Jahr für Jahr für Jahr: 2.000 Wohnungen jedes 
Jahr.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Das bringt uns bundesweit in Spitzenpositionen, 
wie wir sie sonst nur im Klimaschutz haben. Dazu 
gehört das Klimaschutzprogramm 2030, bei dem es 
in diesem Jahr gelungen ist, es mit einem Bürger-
rat zu verbinden, sodass der gesellschaftliche Dia-
log über die klimaschutzpolitischen Maßnahmen 
unmittelbar mit den Bürgerinnen und Bürgern ge-
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führt werden konnte. Denn wir haben ja alle in 
den letzten anderthalb, zwei Jahren gemerkt, dass 
beim Klimaschutz ein Stück weit die Stimmung ge-
kippt ist, dass der Rückenwind weniger geworden 
ist, dass einige der Klimaschutzpolitik den Rücken 
gekehrt haben. Deswegen ist es gut und richtig, 
dass wir unsere Ideen von der Gesellschaft prüfen 
lassen, dass wir sie gemeinsam abklopfen und in ei-
nen Dialog treten, um zu gucken: Welche Maßnah-
men sind gerade besonders kontrovers; wo müssen 
wir vielleicht auch nachkorrigieren und Diskussio-
nen miteinander führen? – In der Umsetzung wird 
das Ganze dann zum Beispiel im EWKG, im Ener-
giewende- und Klimaschutzgesetz, welches wir im 
Januar hier beschließen werden, konkretisiert.

Ganz nebenbei sind solche Dinge passiert, wie, 
dass wir die ersten europäischen Akkuzüge auf den 
Weg und auf die Schiene gebracht haben und dass 
wir unsere Ziele von 2040 den Wirklichkeiten ange-
passt haben.

Wir denken beim Klimaschutz natürlich immer an 
die Kleinsten in der Gesellschaft. Da geht es darum, 
Generationengerechtigkeit herzustellen. Aber dabei 
darf es nicht immer nur um die Zukunft, sondern 
muss es auch um die Gegenwart der Jüngsten in 
unserer Gesellschaft gehen. Dem haben wir uns mit 
dem Kitagesetz gewidmet. Wir haben es geschafft, 
stabile Elternbeiträge umzusetzen, die Verlässlich-
keit und aber auch die Flexibilität in den Kitas zu 
stärken. Das war nicht unumstritten, aber es war 
wichtig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir übernehmen hier als Land Verantwortung, die 
ganz ursprünglich nicht zwangsläufig beim Land 
liegen muss. Ich glaube aber, dass das notwendig 
ist, um die Ansprüche, die an Kita bestehen, ge-
meinschaftlich zu erhalten und letztendlich zu errei-
chen. Die Fortführung des Sprach-Kita-Programms 
ist eine der Maßnahmen, die wir nach den ersten 
Kürzungen des Bundes auf Landesebene übernom-
men haben. Ich glaube, dass das inhaltlich eine 
wichtige Richtungsentscheidung war. Wir stellen 
jetzt fest, dass weitere Programme des Bundes 
auslaufen, nicht weiterfinanziert werden, und wir 
müssen ganz offen und ehrlich sagen: Wir können 
es uns nicht leisten, diese Programme einfach aus 
Landesmitteln zu finanzieren. Bei den Sprach-Kitas 
haben wir es aber gemacht, weil die Sprachkompe-
tenz einer der wichtigsten Grundbausteine für die 
Teilhabe ist.

Natürlich ist eine der größten Herausforderungen 
in unseren Kitas der Fachkräftemangel. Es geht 

nicht immer nur darum, mehr Geld ins System zu 
geben oder die Strukturen zu verändern, sondern es 
geht ganz häufig darum, überhaupt das Personal zu 
finden, um gute Arbeit leisten zu können. Das ist 
durch die Fachkräfte-Stärken-Strategie zumindest 
wichtige Schritte vorangekommen; deshalb möch-
ten wir diese auch weitergehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

All das sind Punkte, die wir uns im Koalitionsver-
trag vorgenommen haben; ein Koalitionsvertrag, 
der unter anderen Vorzeichen geschrieben wurde, 
zu einer Zeit, in der wir eine andere Haushaltssitua-
tion hatten und in der auch die gesellschaftlichen 
Debatten teilweise noch ganz andere waren, als wir 
sie heute haben.
Das, was wir in den letzten Jahrzehnten beobachtet 
haben, war: Jede Koalition, jede Legislaturperiode 
hat ihre Krise. In den letzten Jahren haben wir 
festgestellt: Eigentlich hat mittlerweile jede Legis-
laturperiode mehrere Krisen, und wenn einmal eine 
wegfällt, dann kann man sich darauf verlassen, dass 
entweder eine dazukommt oder eine andere wieder 
erstarkt. Deswegen ist eine der wichtigsten Kern-
kompetenzen dieser Regierung und dieser schwarz-
grünen Koalition das Krisenmanagement. Wir sind 
in der Lage, geschlossen auf veränderte Wirklich-
keiten zu reagieren – auch dann, wenn es schwer 
wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Diese Koalition ist in den letzten Zügen der Co-
ronapandemie gestartet. Die Auswirkungen waren 
noch da. Ich glaube, selbst bei der Vereidigung 
waren die Plexiglasgläser im Plenarsaal noch auf-
gebaut. Das hat sich alles über die Jahre Stück für 
Stück verändert. Neue Krisen sind dazugekommen, 
vielleicht am Anfang noch klein wirkende, die spä-
ter aber keine große Aufmerksamkeit mehr bekom-
men haben, wie die fast drohende Ölkatastrophe 
im Nord-Ostsee-Kanal, die einige Wochen unsere 
Nachrichtenlage dominiert hat. Die Aufmerksam-
keit im Nachhinein war dann nicht mehr groß, weil 
durch ein gutes Krisenmanagement Schlimmeres 
glücklicherweise verhindert werden konnte.
Dazu gehörten auch größere Krisen, die uns über 
eine lange Zeit begleitet haben, wie die Energie-
krise. Ich kann nur immer wieder dafür werben, 
dass das Unabhängigmachen von fossilen Energien 
letztendlich dazu führen wird, dass wir unser Land 
stärken. Die Windenergie hat in Schleswig-Holstein 
Rekordzahlen, nicht nur im Zubau, sondern auch 
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im Bestand. Die Windenergie ist ein beständiger 
Wohlstandsmotor für unser Land, und wir haben 
hier eine Verantwortung für den Wohlstand in ganz 
Deutschland.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU)

Auch die Aufnahme von Geflüchteten war eine 
Herausforderung, die uns immer wieder begleitet 
hat und womöglich auch – gucken wir uns die geo-
politische Lage an – in den nächsten Jahren beglei-
ten wird. Hier war es hilfreich, kluge Standortkon-
zepte zu haben, die an die tatsächlichen Wirklich-
keiten angepasst werden konnten. Es war wichtig, 
dass es regelmäßige Migrationsgipfel gegeben hat, 
auf denen mit den Kommunen gesprochen wurde.

Dazu vielleicht eine Replik zu Ihnen, Frau Midyat-
li, weil Sie eben gesagt haben, in einer SPD-ge-
führten Regierung gäbe es keine Diskussionen oder 
keinen Streit mit den Kommunen. Ich wage das zu 
bezweifeln.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und CDU)

Man kann vieles versprechen, aber ich halte es für 
sehr gewagt zu sagen, in einer SPD-geführten Re-
gierung gäbe es keinen Streit mit den kommunalen 
Landesverbänden. Das will ich irgendwann einmal 
sehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Serpil Midyatli [SPD]: Wenn ich ei-
nes kann, dann ist das Integration! Glaub mir, 
das kriege ich hin!)

– Ganz viel Erfolg bei den KLV. Sie können ja 
mal einen Vorschlag mit denen vorverhandeln und 
schauen, ob das alles streitlos vonstattengeht und 
finanzierbar ist. Ich schaue mir das sehr gerne an.

(Zurufe SPD)

Wir haben es in der Arbeitsmarktintegration ge-
schafft, konkrete Vorschläge zu machen und sie 
mit finanziellen Mitteln zu hinterlegen. Gleichzei-
tig haben wir immer wieder die Notwendigkeit der 
Humanität in der Asylpolitik nach vorne gestellt, 
beispielsweise mit dem Abschiebestopp in den Iran 
und mit den Beschlüssen, die wir zum Schutz der 
Jesidinnen und Jesiden getroffen haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Weil wir gerade auf die Weltlage gucken, warne 
ich davor, in der Migrationspolitik immer aus dem 
Bauch heraus – oder woher auch immer diese Ge-

fühle kommen – zu reagieren. In diesen Tagen all-
zu leichtfertig davon zu sprechen, dass möglichst 
schnell Menschen nach Syrien zurückgeführt wer-
den sollen, zeugt von einer gewissen Unkenntnis 
der Region. Wer glaubt, dass Syrien in der Hand 
von Muhammad – in was hat er seinen Namen jetzt 
geändert? Egal! – al-Dscholani jetzt eine stabile 
Regierung werden wird – das würde ich erst einmal 
abwarten.

Deutschland kann in der ganzen Situation eine re-
levante Rolle spielen. Deutschland kann beispiels-
weise durch einen Marshallplan mit anderen euro-
päischen Ländern unterstützen. Das ist alles sinn-
voll und gut. Wer zurückkehren möchte, soll zu-
rückkehren; wer zurückkehren kann, auch. Aber 
nicht jede Rückkehr, die jetzt aus anderen Ländern 
stattfindet, erfolgt wirklich freiwillig. Oft hat das 
auch damit zu tun, dass die Situation von Geflüch-
teten in anderen Ländern sehr, sehr schlimm ist. 
Wir müssen berücksichtigen, dass einige gerade das 
Gefühl haben: Okay, mein Eigentum in Syrien be-
steht noch; das will ich schützen, deswegen kehre 
ich zurück.

Wer aber allzu sehr glaubt, dass das alles gerade 
eine leichte Situation sei, dem empfehle ich, sich in 
einem ruhigen Moment die Bilder anzuschauen, die 
gerade aus Syrien veröffentlicht werden – über die 
Gefängnisse, über die Folterkammern. Wer dann 
sagt, dass man leicht zurückkehren und Haus an 
Haus mit denen wohnen kann, die dort gefoltert 
haben, der wird der Sache nicht gerecht.

(Beifall ganzes Haus – Zuruf Martin Haber-
saat [SPD])

Wenn wir jetzt auf die großen Herausforderungen 
dieses Landes schauen, dann ist der Haushalt eine 
der größten Herausforderungen. Seit Anfang 2023 
hat sich die Lage für uns sehr stark verändert. Nie-
mand von uns geht in die Politik, um Kürzungen zu 
beschließen. Wir gehen in die Politik, um Verant-
wortung zu übernehmen, und das sind genau diese 
Momente, in denen wir uns jetzt gerade befinden.

Das ist nicht eine Situation, die Schwarz-Grün al-
leine zu bewältigen hätte. Andere Bundesländer 
trifft es ganz ähnlich. Schauen wir uns die Landes-
haushalte anderer Bundesländer, beispielsweise von 
Nordrhein-Westfalen, an. Wir erleben gerade über-
all Konsolidierungspfade, die schwer, sehr schwer 
zu erklären und zu begründen sind. Deshalb bin ich 
froh, dass wir hier gemeinsam mit einer Stabilität 
und Professionalität arbeiten. Frau Midyatli, ich ha-
be ein Zitat aus Ihrer Rede herausgeschrieben:
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„Die Finanzfrage ist eine Kernaufgabe für 
die Zukunft des Landes.“

Das haben Sie gerade gesagt. Ich teile diese Ein-
schätzung. Aber was sagt es denn an dieser Stelle 
über die Arbeit der SPD aus? Dass Sie sich an der 
Finanzfrage und der Debatte darüber durch eigene 
Vorschläge,

(Serpil Midyatli [SPD]: Wie bitte?)
durch eigene Anträge nicht beteiligen, sondern nur 
durch die Kritik an der Entscheidung von anderen.

(Lachen Serpil Midyatli [SPD] – Serpil 
Midyatli [SPD]: Januar abwarten!)

Das ist ein sehr großer Unterschied.
(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Serpil Midyatli [SPD]: Warten Sie 
mal den Januar ab, Herr Kollege!)

Einen großen Unterschied machen wir auch in der 
politischen Kultur der – –

(Serpil Midyatli [SPD]: Die Haushaltsbera-
tungen kommen im Januar! – Zuruf Beate 
Raudies [SPD])

– Die Haushaltsberatungen kommen im Januar. Die 
letzten Haushaltsberatungen waren im März. Die 
SPD-Fraktion hat sich damals entschieden, keine 
Anträge zum Haushalt zu stellen.

(Zuruf SPD)
Das Einzige ist, dass sie sich vor dem Verfassungs-
gericht mit uns darüber streiten wollen, ob der 
Haushalt verfassungskonform ist. Ich bin gespannt, 
ob im Januar diesmal Anträge aus der SPD-Frakti-
on kommen werden.
Über den Haushalt der Landesregierung wird hier 
in jeder Landtagsdebatte diskutiert. Jede einzelne 
Kürzung wird abgelehnt. Bisher wurde noch bei 
keiner gesagt: Ja, ganz ehrlich, das kann man ma-
chen. – Die einzige Gegenfinanzierung, die ich bis-
her aus der Opposition kenne, ist: Sie können sich 
vielleicht drei Staatssekretäre und ein Ministerium 
sparen.

(Beifall SPD – Zuruf Serpil Midyatli [SPD])
Damit bekommen wir in diesem Land nichts finan-
ziert. Das ist eine Rechnung, die nicht aufgeht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Das ist der Unterschied in der Herangehensweise. 
Wir, und das betone ich immer wieder, haben zwar 
unterschiedliche Auffassungen bei der einen oder 

anderen Frage, aber wir kommen am Ende zu ge-
meinsamen Ergebnissen, die oft eine breite gesell-
schaftliche Mehrheit hinter sich weiß.

(Zuruf Thomas Hölck [SPD] – Serpil 
Midyatli [SPD]: Selber schuld!)

Das ist ein großer Unterschied in der Zusammenar-
beit, wie wir mit Konflikten umgehen, die nicht 
immer als Erstes nach draußen getragen werden.

Dabei komme ich nicht umhin, ein Stück weit auf 
den Bund zu schauen. Ich finde, dass das, was die 
FDP im Bund gemacht hat – die Sprache ist mir 
im Zweifelsfall egal –, eine Bundesregierung von 
innen heraus zu sabotieren, ein Problem ist, wel-
ches wir nicht ignorieren können und dürfen. Wir 
machen das hier anders.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Wenn Lindner fordert: „Mehr Milei und Musk wa-
gen“, dann sage ich: Wir reagieren darauf mit Pro-
fessionalität und Stabilität. Ich glaube, damit ist ein 
Land besser regiert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Dass in der FDP die Verantwortung ein scheues 
Reh ist, erleben wir gerade wieder bei der Debatte 
um Northvolt. Noch vor dem ersten Wirtschaftsaus-
schuss und Finanzausschuss, der ein wenig ins De-
tail zu der Entscheidung gehen soll, und nachdem 
die KfW gefordert hat, die Absicherungen zu leis-
ten, war für die FDP-Fraktion – sie hat für die 
Wandelanleihe im Dezember gestimmt und wollte 
auch im Vorhinein, als alles gut aussah, immer Teil 
des Erfolges sein – die Öffentlichkeitsarbeit schon 
klar: Das ist ein Desaster von Günther und Habeck! 
– Plötzlich hat man nichts mehr damit zu tun. Die 
Verantwortung ist dann relevant, wenn es einmal 
schwierig wird, und nicht nur, wenn Erfolge zu ver-
künden sind.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Zuruf SSW)

Es ist eine wirtschaftspolitische Grundsatzentschei-
dung von uns, ob wir wollen, dass Schleswig-Hol-
stein in allem immer die rote Laterne trägt, oder ob 
wir auch einmal bereit sind, uns etwas zuzutrauen, 
ob wir bereit sind uns zuzutrauen, nicht nur Wind-
energie zu erzeugen, sondern darüber hinaus die 
Folgewirtschaft in dieses Land zu holen, beispiels-
weise durch die Batteriezellproduktion beziehungs-
weise durch Wasserstoff. Das wird nicht risikolos 
sein. Was ist denn bitte sehr schon risikolos? Wir 
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haben hier eine geopolitische Verantwortung; ein 
Großteil jeder Batterie kommt aus China. Das ist 
extrem risikoreich, was wir gerade tun. 80 Prozent 
des Marktes wird von China abgedeckt.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])
Das Gleiche haben wir bei der Chipindustrie. In 
der Chipindustrie kommen die Komponenten im 
Wesentlichen aus Taiwan und Südkorea. Südkorea 
liegt neben Nordkorea, Taiwan liegt neben China. 
Wenn da die Dinge einmal schiefgehen, dann haben 
wir ernsthafte Probleme.
Weil wir die Erfahrungen mit Russland gemacht 
haben, ist es genau richtig, dass wir die Risiken von 
diesem Land abwenden und eine eigene Wirtschaft 
aufbauen. Wenn das risikolos funktionierte, dann 
würde der Markt das von alleine machen. Nein, es 
ist eine politische Verantwortung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Zuruf Beate Raudies [SPD])

Genau das erwartet die Gesellschaft von uns. Da-
von gehe ich zumindest aus; davon gehe ich in 
unseren Gesprächen aus. Wir alle erhalten unter-
schiedliche Rückmeldungen; ich bekomme auch 
viel positivere Rückmeldungen zur schwarz-grünen 
Regierung als wahrscheinlich Vertreterinnen und 
Vertreter der Opposition.
Was ich aber – so unter uns – ungewöhnlich fin-
de, ist, dass wir hier seit über einem Jahr Politik 
machen, ohne eine Umfrage zu Landeswerten zu 
hören. Ich würde mich ein bisschen darüber freu-
en, wenn diese ganzen Debatten auch in der Pres-
selandschaft mal wieder einen höheren Maßstab 
einnähme, also beispielsweise durch eine Sonntags-
umfrage zu Schleswig-Holstein.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])
Vor einem Jahr gab es eine INSA-Umfrage bei 
Bild, und seitdem – –

(Zuruf Beate Raudies [SPD])
– Wir fahren halt so, und wir gehen davon aus, dass 
das gut ist.

(Heiterkeit Serpil Midyatli [SPD])
Laut unseren Rückmeldungen ist das so. Sie gehen 
davon aus, dass das nicht gut ist; in Ihren Rückmel-
dungen ist das so. Ich fände das spannend finden,

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Wir auch!)
demoskopisch im Jahr 2024 einmal festhalten zu 
können, dass wir ein paar Orientierungswerte ha-
ben. Anwesende Pressevertreterinnen können ange-

sprochen sein, aber wir als Parteien könnten auch 
mal solche Umfragen beauftragen und davon profi-
tieren.

(Lars Harms [SSW]: Zusammenlegen! – Uta 
Röpcke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, 
zusammenlegen!)

– Vielleicht legen wir alle zusammen, so sieht Soli-
darität aus.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW)

Die Gesellschaft will – das glaube ich jetzt ein-
fach mal – gut regiert werden. Das ist Konsens. 
Das kann ganz unterschiedlich aussehen. Ein Kern-
element von „gut regiert werden“ ist ein Land, 
das funktioniert, und dass die Probleme, die wahr-
nehmbar sind, ernst genommen werden. Wenn wir 
uns zumindest die Umfragen von anderen Bundes-
ländern anschauen – das wird womöglich ähnlich 
sein –, dann sind die Kernthemen, die gerade die 
Menschen bewegen: Wirtschaft, Sicherheit, Migra-
tion. Das sind die Themen, die gerade viele umtrei-
ben, gerade die soziale Sicherheit, wie wir das zum 
Beispiel in den Umfragen in Brandenburg gesehen 
haben. Deshalb ist es gut, dass wir diese Lage ernst 
nehmen.

Nehmen wir zum Beispiel die Sicherheit. Wir be-
trachten die Sicherheitspolitik nicht nur emotional, 
auch nicht nur statistisch. Wir führen eine offene 
Diskussion darüber, was jetzt die besten Mittel sind, 
über die Abwägung zwischen Bürgerrechten,

(Beate Raudies [SPD]: Ich würde gern mal 
diskutieren, aber es diskutiert ja keiner im 
Ausschuss!)

aber auch über einen Sicherheitsapparat, der schlag-
kräftig ist, der intensiv auf sich verändernde ernst-
hafte, gewaltsame Lagen reagieren kann.

Wenn wir uns die Nachrichtenlage der letzten zwei-
einhalb Wochen in Kiel anschauen, dann müssen 
wir uns auf der einen Seite damit auseinanderset-
zen, dass wir das alles durch Prävention nicht in 
kürzester Zeit gelöst bekommen. Trotzdem bleibt 
Prävention eine der wichtigsten Säulen der Sicher-
heitspolitik.

Auf der anderen Seite müssen wir uns als Staat im-
mer unserer Verantwortung bewusst sein, dass man 
mit den maßvollsten Mitteln reagiert, Verhältnismä-
ßigkeit an den Tag legt, die Bürgerrechte immer 
wieder in die Abwägung einbezieht und die Über-
wachungsgesamtrechnung, die uns das Bundesver-
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fassungsgericht auf den Weg gegeben hat, immer 
im Auge behält.

Deshalb ist es gut, dass wir Elemente der inneren 
Sicherheit haben, über die wir mit einer ganz ein-
deutigen Sprache als gesamtes Haus sprechen. Das 
betrifft insbesondere die Gewalt gegen Frauen, zu 
der jede Fraktion in diesem Haus einer Meinung 
ist. Ob man das Ziel immer in der notwendigen 
Geschwindigkeit unmittelbar erreicht, darüber kann 
man sprechen.

Aber ich glaube, die Landtagsdebatte, die uns hier 
in den nächsten Tagen noch erwartet, zeigt, dass 
wir eine enorme Misslage haben, dass die häusliche 
Gewalt einen viel zu großen Anteil in der Gesamt-
statistik der Kriminalität ausmacht, dass häusliche 
Gewalt eine besonders perfide Form der Gewalt 
ist, weil man sich insbesondere dann, wenn man 
Opfer von häuslicher Gewalt wird, der Situation 
ganz schwer entziehen kann. Es ist etwas anderes, 
wenn man am Bahnhof überfallen wird, auch wenn 
das schon schlimm ist; die häusliche Gewalt ist 
eine andere Form von Gewalt. Dass wir hier insbe-
sondere zum Schutz von Frauen und Kindern eine 
gemeinsame Sprache finden, dass wir Geld in die 
Hand nehmen und dass wir mit der elektronischen 
Aufenthaltsüberwachung unmittelbar reagieren, das 
ist sehr viel wert und ein guter Schwerpunkt für 
dieses Land. Es ist ein wichtiger Schwerpunkt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und SPD – Zuruf Annabell Krämer [FDP])

Wir verstehen die Sicherheit von Frauen als The-
ma der inneren Sicherheit, und das ist eine gute 
Erkenntnis der letzten Jahre.

(Zuruf Annabell Krämer [FDP])

Wir haben eine Wirtschaftslage, über die viele gera-
de diskutieren und die in der Ausdeutung mit Inter-
essen immer wieder verbunden ist.

Ich bin gespannt, wie die Wirtschaftslage nach der 
Bundestagswahl beschrieben wird. Ich kann mir 
vorstellen, dass es ganz schnell – selbst wenn sich 
die Zahlen nicht verändern – eine andere Debatte 
geben könnte, und darauf bin ich gespannt.

Womöglich sind die fetten Jahre vorbei, und wir 
müssen darüber diskutieren, ob das Ausbleiben ei-
nes Booms gleich eine Krise ist. In der einen oder 
anderen Branche verzeichnen wir schon länger das 
Ausbleiben eines Booms und eine schwierige Lage. 
Nehmen wir zum Beispiel die Bauwirtschaft, die in 
der Vergangenheit wirklich gute Jahre hatte. Gerade 
passiert im Neubau wenig. Dafür passiert im Sanie-

rungsbereich umso mehr. Da ist also durchaus noch 
einiges an Wirtschaft, das geleistet wird.
Vieles von dem, was wir in den letzten zwei Jahren 
erlebte, war nach der Coronazeit erwartbar. Wir ha-
ben Insolvenzen politisch bewusst verschoben, weil 
wir nicht wollten, dass während der Coronazeit auf-
grund dieser Sonderlage viele Unternehmen die Se-
gel streichen müssen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Wer hat das denn 
gemacht?)

– Das haben alle Bundesländer und der Bund ge-
macht. – Dass das Ganze danach aber einen Auf-
holeffekt hat, ist nicht nur dem aktuellen Zeitgeist 
geschuldet, sondern war zu erwarten.
Wir haben die Abhängigkeit von Russland und 
China, von der wir dringend wegkommen müssen, 
und wir werden im Laufe dieser Landtagssitzung 
noch intensiv zur Wirtschaft und viel zur Bundes-
wirtschaft diskutieren.

(Zurufe Sybilla Nitsch [SSW] und Christo-
pher Vogt [FDP])

Ich denke jedoch, dass es wichtig ist, den Schwer-
punkt auf die Wirtschaftspolitik zu legen und uns 
gleichzeitig bewusst zu machen, dass die Wirtschaft 
nicht so leicht politisch zu steuern ist.
Es ist ein Teil unseres Wirtschaftssystems, dass der 
Staat das nicht so explizit machen kann.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])
– Herr Kollege Vogt, wenn Sie auf der einen Seite 
sagen, es sei wichtig und gut, dass der Staat nicht 
so viel Einfluss auf die Wirtschaft habe und sich die 
Wirtschaft selbst entwickeln könne, dann können 
Sie auf der anderen Seite doch nicht immer, wenn 
etwas schiefgeht, alleine die Politik zur Verantwor-
tung ziehen,

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Doch!)
denn das hat auch etwas mit der Wirtschaft zu tun.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Schauen wir auch auf das, was vor uns liegt, denn 
wer viel erreicht hat und viel schafft, nimmt sich 
noch mehr vor. Ich denke, dass das sinnvoll ist.
Vor uns liegt im nächsten Jahr eine große gemein-
schaftliche Aufgabe. Dabei handelt es sich um die 
im Koalitionsvertrag vereinbarten Verfassungsände-
rungen; das Aufnehmen des Klimaschutzes, das 
Aufnehmen und das Stärken von Kinderrechten und 
das Aufnehmen des Kampfes gegen Antisemitis-
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mus in die Landesverfassung, um nur die Beispiele 
aus dem Koalitionsvertrag zu nennen. Das wird uns 
alle hier gemeinsam fordern, und ich denke, dass es 
gut ist, auch in dieser Legislatur die Verfassung an 
die aktuellen Lagen anzupassen.

Des Weiteren werden wir das Gleichstellungsgesetz 
novellieren und den Landesnahverkehrsplan überar-
beiten und an die aktuellen Lagen anpassen.

Außerdem werden wir die Ziel- und Leistungsver-
einbarungen an den Hochschulen neu verhandeln. 
Das sind immer die Momente, in denen die Hoch-
schulpolitik zum Schwur kommt. Ich würde mir 
wünschen und hoffe, dass wir diese Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen auch mit einer Präsidentin 
an allen Hochschulen verhandeln könnten und die 
CAU ein Stück weit aus dem Quark kommt.

Neulich wurde ich in einem Pressegespräch gefragt, 
ob die Landesregierung hier keine Verantwortung 
hätte. Ich würde auch hier Nein sagen. Wenn es die 
Hochschulen in diesem Land nicht mehr hinbekom-
men, sich ein Präsidium zu wählen, wer schafft es 
dann noch, eine Spitze für sich zu finden? – Das 
sind studierte Leute, und ich habe die Erwartung an 
Sie, dass Sie es in einem relativ zügigen Zeitraum 
hinbekommen, ein handlungsfähiges Präsidium an 
der höchsten Hochschule unseres Landes zu wäh-
len.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Wir werden die Kultur- und Kreativwirtschaft wei-
ter unterstützen, die wir gerade in diesen Zeiten 
brauchen. Gerade in diesen Zeiten braucht es Kul-
tur, die unser Land zusammenhält.

(Beifall Uta Röpcke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Weiter werden wir die Ausweitung neuer Natur-
schutzgebiete beschließen, und wir werden unseren 
Kurs bei der sozialen Wohnraumförderung fortset-
zen. Außerdem werden wir weiterhin an der Seite 
der gesamten Landwirtschaft stehen und dabei die 
biologische Landwirtschaft weiter stärken sowie bei 
der Gemeinsamen Agrarpolitik auf die Landwirt-
schaft in Schleswig-Holstein schauen.

Des Weiteren werden wir auch bei der Energiepoli-
tik die Wärmewende und all die Pläne umsetzen, 
die wir entwickeln.

Das heißt, wir haben eine Menge vor. Wir haben 
viel geschafft, und wir sind leistungsfähig. Deswe-
gen haben wir noch eine Menge für dieses Bundes-
land vor, denn unsere Richtschnur sind am Ende 

Stabilität und Professionalität. Das ist nicht selbst-
verständlich; das merken wir im politischen Raum 
immer wieder. Dafür steht aber diese schwarz-grü-
ne Regierung. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich deren Fraktions-
vorsitzenden Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich habe begrüßt, dass der Ministerpräsi-
dent nach dem von der Opposition gestellten Be-
richtsantrag doch noch eine Regierungserklärung 
zur Halbzeitbilanz angemeldet hat. Das war aus 
meiner Sicht angemessen, denn Ihre Regierungspo-
litik ist durchaus erklärungsbedürftig.
Ich finde, dass man nach den zuletzt selten gewor-
denen Auftritten des Ministerpräsidenten im Par-
lament mittlerweile schon fast von einem, ich sa-
ge einmal, bajuwarischen Regierungsstil sprechen 
muss.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)
Ich möchte Ihnen auch ganz herzlich für Ihre Weih-
nachtsansprache heute Morgen danken. Das war 
wirklich nett.

(Beifall FDP und Serpil Midyatli [SPD])
Immerhin hat der Kollege Koch, noch von der 
Weihnachtsfeier Stimmung mitnehmend, ein biss-
chen Stimmung in den Saal gebracht.
Es sind für die Landespolitik nach wie vor heraus-
fordernde Zeiten, das will ich durchaus anerkennen, 
und das haben eigentlich auch alle Vorredner ge-
sagt. Man sollte allerdings nicht so tun, als wären 
die Herausforderungen dieser Zeit zu Beginn die-
ser Wahlperiode, also Mitte des Jahres 2022, noch 
nicht vorhersehbar gewesen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)
Der Ministerpräsident hat völlig recht, wenn er 
sagt, Schleswig-Holstein könnte viel mehr, als es 
sich manchmal zutraue. Unser Bundesland hat viel 
Kraft und viel Potenzial. Das sehen wir nicht zu-
letzt bei der Quote im Ehrenamt. In Schleswig-Hol-
stein packen viele Menschen an, anstatt nur herum-
zusabbeln.
Zur Wahrheit gehört auch, dass es in vielen Berei-
chen in Schleswig-Holstein momentan leider nicht 
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gut läuft. Das hat übrigens nichts mit Schwarzmale-
rei, sondern mit Realismus zu tun, meine Damen 
und Herren.

Unser Bundesland hat Besseres verdient als eine 
Landesregierung, die in bemerkenswerter Selbstzu-
friedenheit viele Probleme einfach schönredet, an-
statt sie anzupacken und zu lösen. Allein schon Ihre 
Haushaltspolitik in der ersten Hälfte dieser Wahlpe-
riode zeigt, dass Sie viel zu spät realisiert haben, 
was eigentlich Sache ist.

Wenige Wochen nach dem ersten gemeinsamen 
Haushalt von Schwarz-Grün gab es erst einmal eine 
hektische und völlig dilettantische Haushaltssper-
re, die ebenso hektisch wieder aufgehoben wurde. 
Dann kam eine bundesweit einmalige Dreifachnot-
lage mit sehr hohen Notkrediten, gegen die wir 
aktuell gemeinsam mit der SPD-Fraktion vor dem 
Landesverfassungsgericht klagen und die offenbar 
größtenteils momentan auch gar nicht ausgegeben 
werden können.

Man staunt, wofür alles kein Geld da ist. Bei den 
Feuerwehrhäusern oder den Arztpraxen auf dem 
Land wird immer erklärt, dass das Geld dafür mo-
mentan nicht vorhanden sei. Stattdessen werden 
jetzt jedoch relativ gute Fahrradwege – so kenne 
ich das aus meinem Wahlkreis – weggerissen und 
vor dem Jahresende schnell neu gemacht. Die Leute 
fragen mich deshalb, wieso man dafür Geld hat. 
Darauf kann ich antworten, dass das Geld aus dem 
Coronanotkredit noch schnell ausgegeben werden 
muss und da noch ein paar Fahrradwege gemacht 
werden müssen.

(Beifall FDP und SPD – Serpil Midyatli 
[SPD]: Ja!)

Die SPD-Fraktion würde wohl sagen, dass hier die 
Lösung einmal größer als das Problem war.

(Beifall und Heiterkeit FDP und SPD – Zuruf 
Lars Harms [SSW])

Richtig war es dennoch nicht.

Jetzt wollen Sie für 2025 plötzlich nur noch einen 
Notkredit für das Thema Ukraine nutzen. Diesen 
Notkredit haben Sie gestern zwar noch einmal deut-
lich aufgestockt, aber er ist vom Umfang her insge-
samt deutlich kleiner als die drei Notkredite für die-
ses Jahr. Das ist durchaus ein interessanter Punkt. 
Wir werden sehen, wie das Verfassungsgericht Ihre 
Haushaltspraxis am Ende bewerten wird; da werden 
wir wahrscheinlich in den kommenden Monaten ei-
ne Antwort hören.

Mit der notwendigen Haushaltskonsolidierung wur-
de jedenfalls zu spät begonnen, weil die frühere 
Finanzministerin immer wieder meinte, dass man 
sich aus einer Krise nicht heraussparen könne und 
dürfe. Dabei hat sie übersehen, dass es sich nicht 
mehr um eine vorübergehende Krise wie die Pan-
demie handelte, sondern um strukturelle Probleme, 
die durch die Pandemie größer geworden sind. Es 
handelt sich eben um strukturelle Probleme, denen 
man nicht dauerhaft mit immer neuen Schulden be-
gegnen kann.

Die deutlich steigende Zinslast engt die Spielräume 
der kommenden Haushalte schon jetzt wieder in er-
heblichem Maße ein, und der Kollege Koch hat bei 
einem Punkt vollkommen recht: Bei dieser ständi-
gen Lösung, die SPD und Grüne bundesweit immer 
erklären, man müsse einfach nur neue Schulden 
aufnehmen, das machten andere Länder doch auch 
und das würde super klappen, sehen wir schon in 
unserer direkten Nachbarschaft, dass das auch eine 
große Gefahr für uns in Deutschland ist. Wenn es 
zum Beispiel in Frankreich und Italien so weiter-
geht – wir sehen auch, dass mit den Schulden nichts 
groß passiert, wo groß investiert wird, was die Län-
der zukunftsfähiger macht –, dann schlittern wir in 
eine Eurokrise, wogegen die letzte Eurokrise noch 
klein war.

(Beifall FDP – Vereinzelt Beifall CDU)

Das bedroht den Wohlstand der Menschen in der 
Eurozone, und das wird, wie immer, auch nicht 
die Reichen treffen. Deswegen kann ich nur sagen: 
Vorsicht an der Bahnsteigkante.

Eine Haushaltskonsolidierung ist also notwendig, 
und natürlich ist sie schwierig. Das bestreitet nie-
mand, Herr Kollege Petersdotter, und ich kenne das 
noch aus eigener Erfahrung. Auch wir haben einen 
Haushalt noch einmal in ganz anderen Dimensio-
nen innerhalb kürzester Zeit konsolidieren müssen. 
Damals war es übrigens auch nicht so, dass uns die 
Opposition dabei ständig geholfen hat,

(Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, das stimmt!)

sondern sie hat uns die Torten ordentlich ins Ge-
sicht geschmissen. Das ist das politische Spiel.

(Zuruf von Eka von Kalben [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

– Ja, natürlich hat sie auch teilweise Alternativan-
träge gestellt.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])
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Aber ich sage es einmal so: Die Parteien, die da-
mals den Karren in den Dreck gefahren haben, 
haben uns dabei beschimpft, als wir ihn wieder 
herauszogen haben. Das möchte ich noch einmal 
deutlich sagen.

(Beifall FDP – Beate Raudies [SPD]: Ja, das 
hat sich dann auch fortgesetzt!)

Ihre bisherige Schwerpunktsetzung mit den teils 
unausgegorenen Kürzungen bei Bildung, Infra-
struktur oder Kommunen sehen wir sehr kritisch; 
wir werden uns im Januar 2025 darüber unterhal-
ten. Klar ist jedoch, dass es – wie schon in der Ver-
gangenheit – mit Sparmaßnahmen allein schwierig 
werden wird, den Haushalt dauerhaft wieder ins Lot 
zu bringen.

Während andere meinen, es bräuchte höhere Steu-
ern und dauerhaft mehr Schulden, sagen wir, dass 
vor allem wieder deutlich mehr getan werden muss, 
um die wirtschaftliche Entwicklung dauerhaft zu 
stärken. Es braucht auf Bundes- und Landesebene 
eine Wirtschaftswende, um die Rahmenbedingun-
gen für die Unternehmen spürbar zu verbessern. 
Wir haben es nicht mit einer konjunkturellen Delle 
zu tun, sondern es braucht eine Erneuerung unseres 
deutschen Wirtschaftsmodells, wenn wir unseren 
Wohlstand sichern wollen.

Es sind mittlerweile nicht nur bei einzelnen Werf-
ten, sondern auch in vielen anderen Bereichen vie-
lerorts qualifizierte Arbeitsplätze in Gefahr, auch 
in Schleswig-Holstein. Wir sehen das nicht nur, 
wenn wir jeden Tag die Zeitung aufschlagen, son-
dern auch, wenn wir mit Unternehmen und Unter-
nehmensverbänden sprechen. Wie die allermeisten 
Stimmen aus Wirtschaft und Wissenschaft glauben 
wir nicht, dass es noch mehr staatswirtschaftliche 
Eingriffe braucht, vielmehr braucht es wieder mehr 
Freiräume für die Unternehmen zum Wirtschaften.

(Beifall FDP)

Der Staat muss bei der Erfüllung seiner Kernaufga-
ben wieder deutlich besser werden. Er sollte sich 
aber nicht in immer mehr Bereiche einmischen, in 
denen er eigentlich nichts zu suchen hat, in denen 
die Menschen es selbst besser entscheiden können.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Es braucht auf Bundes- und Landesebene deut-
lich mehr Anreize, damit die Unternehmen wieder 
hier bei uns investieren, zukunftsfähige Arbeitsplät-
ze schaffen und entsprechend Steuern zahlen und 
Steuern zahlen können, damit die Staatsfinanzen 
wieder auf einen grünen Zweig kommen.

Leider sehe ich seit dem Regierungswechsel in 
der Wirtschaftspolitik dieser Landesregierung keine 
neuen Impulse. Wenn der Ministerpräsident sagt, 
er spreche mit Unternehmern, sie seien alle so op-
timistisch und wollten in Schleswig-Holstein inves-
tieren – ja, das gibt es. Herr Ministerpräsident, ich 
habe mir den aktuellen Konjunkturbericht der IHK 
Schleswig-Holstein angeguckt: Das Stimmungsba-
rometer ist gerade von 92,6 auf 86,4 Punkte gesun-
ken, auf einer Skala von Null bis 20, der langjähri-
ge Durchschnitt liegt bei 107; von dem sind wir in 
Schleswig-Holstein aktuell ziemlich weit entfernt. 
Das gehört zur Wahrheit dazu.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)

Wenn man das Problem lösen will, muss man das 
Problem erst einmal erkennen und benennen.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Sie und Ihr Wirtschaftsminister sprechen ständig 
– zu Recht – vom notwendigen Bürokratieabbau, 
machen aber im Regierungsalltag immer wieder das 
genaue Gegenteil, aktuell zum Beispiel bei dem 
novellierten Energiewende- und Klimaschutzgesetz 
oder dem Landeswassergesetz, die als wahre Büro-
kratiemonster so gar nicht zur PR-Arbeit der Lan-
desregierung passen.

(Beifall FDP und Sybilla Nitsch [SSW])

Das ist viel mehr als ein reines Wirtschaftsthema. 
Die ausufernde Bürokratie lähmt mittlerweile nicht 
nur unsere Wirtschaft, sondern das gesellschaftliche 
Leben insgesamt. Solche Probleme wie den Torten-
verkauf der Landfrauen, der zuletzt durch die Medi-
en ging, kennen wir doch alle aus unseren Kommu-
nen: dass Verwaltungen – untere Naturschutzbehör-
de, Ordnungsämter und so weiter – offenbar so viel 
Personal haben, dass sie sich einmischen, wie das 
Osterfeuer in den Dörfern abzuhalten ist, als ob die 
Leute so blöd sind und das nicht selbst entscheiden 
und einen Wurststand aufbauen könnten.

(Beifall FDP und Sybilla Nitsch [SSW] – 
Zuruf)

– Genauso ist es, Frau Kollegin. Ich bin seit Kur-
zem Kommunalpolitiker; genau so erlebe ich es. 
Das hat mittlerweile aberwitzige Züge angenom-
men. Das ist nur ein trauriges Beispiel von vielen. 
Das nervt nicht nur die Wirtschaft, das nervt die 
Kommunalpolitik, das nervt die Bürgerinnen und 
Bürger, weil die Leute denken, der Staat glaube, sie 
seien zu blöd. Der Staat ist nicht der Erziehungsbe-
rechtigte der Bürgerinnen und Bürger, sondern er ist 
dafür da, die Kernaufgaben zu lösen.
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(Beifall FDP und vereinzelt CDU)
Meine Damen und Herren, Sie sprechen zu Recht 
ständig von der notwendigen Planungsbeschleuni-
gung, die die Grünen auf Bundesebene leider im-
mer wieder blockieren, und Sie nutzen leider nicht 
die vielen Möglichkeiten, die das Landesrecht in 
diesem Bereich hergibt. Sie sprechen zu Recht stän-
dig von der Notwendigkeit, die Verkehrsinfrastruk-
tur zu verbessern, kürzen aber als Allererstes bei 
den Landesstraßen und dem Landesbetrieb Straßen-
bau.

(Beifall FDP und SSW)
Das passt alles so gar nicht zur der von Jamaika 
übernommenen Vision – die zumindest im Koaliti-
onsvertrag noch steht –, Schleswig-Holstein solle 
das mittelstandsfreundlichste Bundesland werden. 
Das wird gar nicht mehr gesagt, weil man sich 
schleichend davon entfernt hat. Der Ministerpräsi-
dent erklärt heute, statt IMPULS 2030 gebe es jetzt 
IMPULS 2040. Wir sehen, der Impuls rückt im-
mer weiter weg. – Herr Ministerpräsident, was Sie 
„Weiterentwicklung“ nennen, nennen andere Men-
schen „Umbenennung“. So einfach ist das; dadurch 
wird nichts besser.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Anspruch und Wirklichkeit liegen bei dieser Lan-
desregierung insgesamt so weit auseinander wie bei 
kaum einer anderen Landesregierung zuvor, zumin-
dest bei denen, bei denen ich es einschätzen kann.
Um seine Entscheidung für ein schwarz-grünes 
Bündnis zu rechtfertigen, hat der Ministerpräsident 
zu Beginn der Wahlperiode die große Vision des 
ersten klimaneutralen Industrielandes bis 2040 ge-
zeichnet. Davon ist die Landesregierung bisher je-
doch Lichtjahre entfernt, sowohl mit Blick auf den 
Klimaschutz als auch mit Blick auf das Industrie-
land.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Mit den bisher bekannten Maßnahmen ist die Kli-
maneutralität bis zum Jahr 2040 völlig illusorisch. 
Da hilft Ihnen auch kein massiver Ausbau der 
Windenergie, wofür Sie übrigens auch Speicher 
brauchen, was den Strompreis mit dem Netzausbau 
erst einmal erhöht.

(Zurufe Marc Timmer [SPD] und Serpil 
Midyatli [SPD])

– Das erhöht zurzeit den Strompreis. Das Thema 
Netzentgelte ist wichtig, trotzdem wird der Strom-
preis in Schleswig-Holstein sehr hoch bleiben. Das 
gehört zur Ehrlichkeit dazu.

Es hilft kein Klimaschutzprogramm nach dem Prin-
zip Hoffnung, und es hilft Ihnen auch keine Kieler 
Stadtbahn, bei der ich sehr gespannt bin, wie sie 
konkret finanziert werden soll.

(Beifall FDP)

Ich bin ja für Mut und Optimismus, aber dass der 
Bund der Stadt Kiel und dem Land knapp 1 Milliar-
de Euro gibt – da bin ich gespannt, wie die nächste 
Bundesregierung das macht. Vielleicht passieren ja 
Wunder. Ich sehe das momentan nicht, weil ja auch 
der Bund in den nächsten Jahren große finanzielle 
Herausforderungen haben wird.

Während Sie privaten Bauherren gesetzlich vor-
schreiben wollen, dass sie eine Photovoltaikanlage 
installieren müssen, kommen Sie seit Jahren der 
festgeschriebenen Vorbildfunktion aus demselben 
Gesetz gar nicht nach, weil Sie es noch nicht ein-
mal schaffen, Photovoltaikanlagen auf die landesei-
genen Gebäude zu setzen. Da muss man nur aus 
dem Fenster gucken.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Mehr muss man über diese Landesregierung gar 
nicht wissen. Diese absurde Diskrepanz ist nicht 
nur peinlich, sondern gepaart mit dieser unange-
nehmen Übergriffigkeit gegenüber den Bürgerinnen 
und Bürgern auch wirklich kontraproduktiv, was 
die notwendige Akzeptanz des Klimaschutzes an-
geht.

(Beifall FDP und Lars Harms [SSW])

Lasse Petersdotter hat das zu Recht angesprochen 
– ich finde es gut, dass ein Grüner das einmal so 
offen ausspricht –: Wir sehen überall, dass die Ak-
zeptanz des Klimaschutzes deutlich abgenommen 
hat, weil die Leute sehen, dass es Klimaschutz zum 
Nulltarif nicht gibt. Auch die Aktionen der Letz-
ten Generation haben nicht geholfen; solche maß-
losen Übertreibungen, solche Panikgeschichten hei-
ßen die Menschen nicht gut, sie wollen vernünftige 
Lösungen für ein globales Problem. Hier sieht man: 
Man kann nicht von den Bürgerinnen und Bürgern 
etwas verlangen und ernsthaft glauben, dass auf 
kleinen Einfamilienhäusern das Weltklima gerettet 
wird, während man die Flachdächer hier seit Jahren 
einfach freilässt. Das ist doch wirklich peinlich!

(Beifall FDP und SSW)

Wenn Sie das nicht selbst hinbekommen, dann ver-
mieten Sie doch die Dachflächen der Uni, wie 
es andere Bundesländer machen. Das ist wirklich 
peinlich.
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Es braucht doch gerade beim Wohnungsbau weni-
ger Vorschriften und nicht immer mehr. Wenn sich 
eine PV-Anlage lohnt, werden sich die Menschen 
schon eine auf das Dach setzen. Die Menschen kön-
nen rechnen und wollen etwas für die Umwelt tun.

(Beifall FDP – Zuruf Annabell Krämer 
[FDP])

Mehr Sozialwohnungen sind natürlich sehr hilf-
reich, aber auch da darf der Klimaschutz nicht dazu 
führen, dass die Mieten explodieren. Darauf haben 
die Verbände zu Recht hingewiesen. Es braucht 
wieder mehr privaten Wohnungsbau, übrigens auch 
auf dem Land, sonst wird das Wohnen im Land 
tatsächlich nicht bezahlbar bleiben. Sie konterkarie-
ren das gerade mit Ihrer Politik an verschiedenen 
Stellen. Das ist ärgerlich. Hier wird immer das Ge-
genteil erklärt. Die Praxis sieht leider anders aus.

Zum Thema Industrieland möchte ich etwas sagen; 
„Industrieland“ ist ein großes Wort für ein Bundes-
land wie Schleswig-Holstein. Ich möchte auch et-
was zum Thema Northvolt sagen. Wir haben dieses 
Ansiedlungsprojekt noch gemeinsam auf den Weg 
gebracht – es war ja nicht Robert Habeck, der die 
rangeholt hat, sondern es waren andere Minister. – 
Herr Ministerpräsident, in den ersten zwei Jahren 
dieser Wahlperiode habe ich wohl keine Rede von 
Ihnen bei verschiedenen Veranstaltungen gehört, in 
der die Northvolt-Ansiedlung nicht als eine Art 
Kronzeugin für Ihre Vision vom klimaneutralen In-
dustrieland herhalten musste.

Eine einzelne Ansiedlung macht ein Bundesland 
wie Schleswig-Holstein noch nicht zum Industrie-
land, da braucht es doch etwas mehr. Dieses Projekt 
hat vielen Menschen an der Westküste in den letz-
ten Jahren große Hoffnungen gemacht, und leider 
sieht es damit momentan angesichts der Insolvenz 
des schwedischen Mutterkonzerns nicht besonders 
rosig aus, auch angesichts der Produktionsproble-
me, die mittlerweile offenkundig sind; selbst An-
teilseigner haben medienwirksam Aufträge zurück-
gezogen. Das ist keine Kleinigkeit, über die wir 
reden.

Wir haben dieses Ansiedlungsprojekt sowohl auf 
Bundes- als auch auf Landesebene immer unter-
stützt. Dem Landeszuschuss, der jetzt in Rede steht, 
haben wir nicht zugestimmt, weil Sie diesen aus 
dem Ukrainenotkredit finanziert haben – da ging 
es um die Art der Finanzierung –, aber der Bürg-
schaft haben wir zugestimmt. Dazu stehen wir, Herr 
Kollege. Es war immer klar, dass Bürgschaften 
nur vergeben werden müssen, wenn ein gewisses 
Risiko besteht; sonst bräuchte man die nicht. Dass 

diese nun jedoch so schnell fällig geworden ist, 
ist allerdings bemerkenswert und keine Kleinigkeit. 
300 Millionen Euro sind deutlich mehr als das Vo-
lumen der Investitionsmittel von Bund und Land 
beim Ganztagsausbau in Schleswig-Holstein, und 
das ist deutlich mehr als das Volumen der Haus-
haltskonsolidierungsmaßnahmen für das Jahr 2025.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: So ist es!)

Wir reden hier darüber, dass bei Kindern und im 
Justizministerium gestrichen wird, wo ich mich fra-
ge, ob das wirklich eine vernünftige Haushaltskon-
solidierung ist.

(Beifall FDP, SPD und Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Jetzt kommen wir zur konkreten Situation: Die 
Landesregierung versichert öffentlich, dass im Zu-
ge der vergebenen Bürgschaft alles umfassend und 
sorgfältig geprüft worden sei. Der Ministerpräsident 
sagt sogar, es habe keine Anhaltspunkte dafür gege-
ben, dass die Bürgschaft in Anspruch genommen 
werden müsse. Mit Blick auf die amerikanischen 
Gerichtsunterlagen, die im Zuge des Chapter-11-
Verfahrens veröffentlicht wurden, zu denen übri-
gens immer wieder neue Unterlagen dazu kommen, 
finde ich diese Aussagen wirklich erstaunlich, Herr 
Kollege.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Übrigens finde ich diese Aussagen auch mit Blick 
auf den Auftritt der Landesregierung vor den Land-
tagsausschüssen in den vergangenen Wochen wirk-
lich erstaunlich. Die Landesregierung wird sich 
an ihren Worten messen lassen müssen. Wir ha-
ben mittlerweile gewisse Zweifel, ob das Con-
trolling des zuständigen Bundeswirtschaftsministe-
riums und der Landesregierung funktioniert hat.

Anders als Markus Söder, der Busenfreund des 
Ministerpräsidenten, fordere ich keinen Untersu-
chungsausschuss. Wir haben mehrere Kleine Anfra-
gen dazu eingereicht. Ich habe gestern zugesagt, 
dass die Landesregierung mehr Zeit hat. Das soll 
alles ordentlich gemacht werden. – Herr Petersdot-
ter, aber so einfach, wie Sie es dargestellt haben, 
ist die Lage nicht. Wir werden uns das ganz genau 
angucken, im Zweifel auch noch einmal in den 
Akten. Die spannende Frage ist: Wann wusste die 
Landesregierung eigentlich was?

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Wann wusste das Bundeswirtschaftsministerium, 
dass es dafür zuständig ist? Wann wusste es, wie 
die Lage bei Northvolt ist? – In den Unterlagen 
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sieht man schon bemerkenswerte Dinge aus dem 
Jahr 2023. Das ist politisch relevant.

(Beifall FDP, SPD und SSW – Lars Harms 
[SSW]: So ist es!)

Wir haben zugestimmt, aber es ist kein Blanko-
scheck, wenn die Opposition im Parlament einer 
Bürgschaft zustimmt. Wir erwarten, dass Sie sich 
vernünftig darum kümmern.

(Beifall FDP, SPD und SSW – Serpil Midyat-
li [SPD]: Das stimmt!)

Wenn Sie oberlehrerhaften von Verantwortung 
sprechen, sage ich Ihnen: Wir werden Sie an Ihrer 
Verantwortung messen, die Sie als Regierung tra-
gen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Es wurde vonseiten der Koalitionsfraktionen kriti-
siert, dass ich angesichts der fällig gewordenen 
Bürgschaft von einem Schaden gesprochen habe. 
Ich wiederum wundere mich, dass von der Koaliti-
on suggeriert wird, dass das Land die 300 Millionen 
Euro Steuergeld irgendwann wiedersehen wird. Da-
für gibt es aktuell keinerlei Anzeichen. Mittlerweile 
ist es ein internationales Thema, aber ich habe bis-
her auch international von keinem Experten gehört, 
dass man davon ausgehen sollte – ganz im Gegen-
teil. Da sollte man gegenüber den Bürgerinnen und 
Bürgern ehrlich sein, um deren Steuergeld es geht.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Das Thema ist nicht vorbei. Ich kann mit Blick auf 
den weiterhin geplanten Landeszuschuss nur davor 
warnen, leichtfertig weitere Steuergelder aufs Spiel 
zu setzen. Es reicht nicht, als Regierung immer 
nur da zu sein, wenn Pressefotos gemacht werden, 
wenn auf den Knopf gedrückt und geboßelt wird. 
In der Krise muss man Verantwortung zeigen und 
nicht rummotzen, wenn Leute kritische Fragen stel-
len.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Wie dem auch sei, wir hoffen, dass in Dithmar-
schen trotz der Misere durch neue Investoren den-
noch eine Batteriefabrik entstehen wird. Unabhän-
gig davon braucht es ein wirtschaftliches Konzept 
der Landesregierung für die Westküste, damit an 
unserer Energieküste in den nächsten Jahren tat-
sächlich viele neue Arbeitsplätze entstehen können 
– ob durch Northvolt oder eben andere Unterneh-
men. Da muss einfach mehr kommen. Ich sehe kei-
nen Plan der Landesregierung für die Westküste.

Positiv erwähnen möchte ich an dieser Stelle, dass 
der Ministerpräsident heute zu Recht die Bedeutung 
der Wehrtechnikbranche sehr deutlich und umfang-
reich für unser Bundesland thematisiert hat. Da 
wird die Zeitenwende in der Praxis leider zu oft 
nicht gelebt, weil deren strategische Bedeutung für 
unsere Sicherheit noch immer nicht von allen Be-
teiligten richtig eingeschätzt wird – auch innerhalb 
dieser Koalition übrigens nicht. Wie lange haben 
wir hier über das Thema Taxonomie gestritten? 
Auch das gehört zur Wahrheit dazu.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Der nicht gerade schlank gehaltene schwarz-grüne 
Koalitionsvertrag beinhaltet unter dem Strich weni-
ge wirklich nennenswerte Projekte – die weitere 
Senkung der Kitagebühren oder die Einführung ei-
ner Eigenheimzulage –, aber es ist schon jetzt klar, 
dass diese Projekte von Schwarz-Grün bis zum En-
de der Wahlperiode nicht finanziert werden können. 
Insofern ist der Koalitionsvertrag an wesentlichen 
Stellen längst Makulatur geworden.

Wir haben dazu eine große Anfrage gestellt und 
sind sehr gespannt auf die Antworten, die dem-
nächst kommen werden. Klar ist, dass permanen-
te Prüfaufträge keine sinnvolle Regierungspolitik 
ersetzen und dass die abseits der schwarz-grü-
nen Kuschelrhetorik letztlich fehlenden inhaltlichen 
Schnittmengen zwischen CDU und Grünen kaum 
durch zusätzliche Ausgaben kaschiert werden kön-
nen. Das wird den Druck auf diese Koalition in der 
zweiten Hälfte der Wahlperiode sicherlich deutlich 
erhöhen.

CDU und Grüne haben einen starken gemeinsamen 
Willen zur Macht, aber es mangelt leider zuneh-
mend am Gestaltungsanspruch – auch wenn er im-
mer wieder ausgerufen wird. In der Praxis ist davon 
wenig zu sehen. Man ruht sich vielfach auf den Er-
folgen der Jamaikakoalition aus. Das hat man heute 
wieder gemerkt: Die Akkuzüge wurden mehrfach 
erwähnt, die direkt nichts mit Schwarz-Grün zu tun 
haben. Das macht aber nichts. Immerhin haben Sie 
die nicht wieder abgeschafft.

(Heiterkeit – Beifall FDP, SPD und SSW)

Neue Impulse lassen auf sich warten. – Herr Minis-
terpräsident, ich bin schon erstaunt, dass Sie sagen, 
dass es große Fortschritte im Bildungsbereich gibt. 
Wir sollten da einmal gemeinsam genauer hingu-
cken: Im Bildungsbereich gibt es gleich mehrere 
Großbaustellen, auf die die Bildungsministerin völ-
lig unzureichend reagiert.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
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Sie reagiert völlig unzureichend, ob nun im Bereich 
Ganztagsausbau, Inklusion, Integration, Lehrkräfte-
gewinnung, Schulsozialarbeit oder Leistungsabfall 
im Fach Mathematik. Die großen Herausforderun-
gen werden von der Bildungsministerin nicht an-
satzweise im erforderlichen Maß angepackt. Wir 
werden heute noch darüber sprechen.
Stattdessen feiert man sich fröhlich dafür ab, dass 
es ein Startchancen-Programm des Bundes gibt. 
Wir haben mit Jamaika auch schon Gutes auf den 
Weg gebracht, aber Sie feiern sich für etwas ab, 
das Sie eigentlich die ganze Zeit bekämpft haben. 
Jetzt ist es da. Jetzt tun sie so, als wäre das Ihr 
Programm, nur, weil Sie es in Schleswig-Holstein 
anders nennen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Die Absenkung der Unterrichtsversorgung ist wirk-
lich schwierig, denn das heißt, dass noch mehr 
Unterricht ausfällt. Teilweise ist das schon heftig. 
Sie kürzen bei den Privatschulen, und Sie kürzen 
erneut bei der beruflichen Bildung, was aus meiner 
Sicht bei der Bekämpfung des Fachkräftemangels 
wirklich kontraproduktiv ist.
Auf flächendeckende Sprachtests für Vierjährige 
und die gegebenenfalls notwendige Sprachförde-
rung noch vor der Einschulung für möglichst alle 
Kinder können sich CDU und Grüne leider nicht 
einigen. PerspektivKitas sind gut, aber sie kommen 
spät, und es sind zu wenige.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])
Diese Bildungspolitik gefährdet die Chancen der 
jungen Generation in Schleswig-Holstein und die 
Zukunftsfähigkeit unseres Bundeslandes.
Die Justizministerin hat durch ihre dilettantische 
Gerichtsstrukturreform die gesamte Richterschaft 
gegen sich aufgebracht. Da wurden erst völlig un-
ausgegorene Pläne als alternativlos hingestellt, um 
sie dann nach kürzester Zeit größtenteils wieder 
vom Tisch zu nehmen. Dass diese Politik nieman-
den überzeugt, ist nun wirklich keine große Überra-
schung.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Insofern ist es fraglich, ob es gelingen wird, das 
verlorengegangene Vertrauen innerhalb der Justiz 
wiederherzustellen. Auch der Auftritt im Bundesrat 
zur Krankenhausreform war alles andere als über-
zeugend.
Herr Minister Schrödter, bei der Digitalisierung gab 
es zuletzt zwar einige, teilweise längst überfällige 
Projekte, die vorangekommen sind – das will ich 

durchaus anerkennen –, aber es gab leider zu we-
nig Fortschritt beim elementar wichtigen Breitband-
ausbau. Die Zahlen, die heute dazu genannt wur-
den, wie der prozentuale Zuwachs für diese Wahl-
periode ist, sind übrigens falsch. Aber wir wollen 
nicht kleinlich sein. Der Digitalisierungsminister 
hat sich allerdings mit seinem planwirtschaftlichen 
E‑Government-Gesetz, das er letztlich zurückzie-
hen musste, und mit den Förderanträgen, die die 
Kommunen allen Ernstes nachts per Post bei der 
Investitionsbank einwerfen müssen, schon ziemlich 
blamiert.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Ministerin Touré muss dringend an ihrer Amtsfüh-
rung arbeiten. Wir werden heute noch darüber spre-
chen und die Kitareform sinnvoll weiterentwickeln, 
anstatt diese vor allem mit Blick auf die Qualität 
zurückzudrehen. Wir hatten als Jamaikas einmal 
das Ziel, Schleswig-Holstein zum familienfreund-
lichsten Bundesland zu machen. Davon ist leider 
keine Rede mehr.

Die notwendige Steuerung der Migration bleibt er-
kennbar ein großer Streitpunkt zwischen CDU und 
Grünen. Der Ministerpräsident muss teilweise ma-
ximalen Druck ausüben, um sich nicht bundesweit 
zu blamieren. Das wird man in dieser Form als 
Ministerpräsident nicht allzu oft wiederholen kön-
nen; das will ich an dieser Stelle sagen.

Die Kommunen fordern weiterhin zu Recht eine 
Zentralisierung des Rückkehrmanagements, zu der 
die Landesregierung leider noch immer nicht bereit 
ist. Es gibt zwar immerhin Schritte bei Straftätern 
in diese Richtung, aber diese sind aus unserer Sicht 
nicht ausreichend. Das haben auch die Kommunen 
vor wenigen Tagen noch einmal deutlich gemacht.

(Beifall FDP)

Sie wollen die Arbeitsmarktintegration mit der 
Nachschiebeliste zum Haushalt 2025 stärken. Das 
ist richtig, steht aber eigentlich im Kontrast zu Ih-
rem bisherigen Haushaltsentwurf. Aber wenn Sie 
auf die Kritik der Opposition reagieren, wollen wir 
nicht rummeckern.

Der Landwirtschaftsminister wird bei seinen weni-
gen öffentlich wahrnehmbaren Vorstößen – so se-
he ich es – immer wieder vom Umweltminister 
freundlich weggefischt. Die Einrichtung eines eige-
nen Landwirtschaftsministeriums zur Beruhigung 
der CDU-Basis hat sich deshalb bisher dahin ge-
hend nicht gelohnt. Das muss man deutlich sa-
gen. Immerhin, Goldschmidts Lieblingsprojekt Na-
tionalpark Ostsee ist zum Glück am Widerstand vor 
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Ort und der CDU-Basis gescheitert. Aber der Um-
weltminister liebt bekanntlich das Ordnungsrecht. 
Es ist schon bemerkenswert, wie sich die CDU teil-
weise zu Erfüllungshilfen seiner grünen Bürokratie-
monster macht.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Ein Lichtblick bleibt aus meiner Sicht vor allem 
Innenministerin Sütterlin-Waack mit ihrer soliden 
Amtsführung. Das will ich sehr deutlich sagen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Allerdings bleibt es wirklich eine weitere Großauf-
gabe, im Bereich der inneren Sicherheit nachzu-
steuern. Wir haben ja auch da neue Themen – das 
wurde schon angesprochen –: den Schutz der kriti-
schen Infrastruktur – was wirklich schwierig ist –, 
bei dem Bund, Länder und Kommunen eng zusam-
menarbeiten müssen, die steigende Jugendkrimina-
lität, Einbruchsserien – auch jetzt gerade wieder im 
Hamburger Umland oder zahlreiche Betrugsdelikte 
wie Enkeltrickaktionen oder Phishing im Internet, 
von dem quasi jede Familie in Schleswig-Holstein 
mittlerweile betroffen ist. Das sind Dinge, auf die 
man sich einstellen muss. Da braucht man neue 
Antworten.
Die neue Finanzministerin – das will ich auch deut-
lich sagen – scheint mir deutlich solider arbeiten zu 
wollen, als es ihre Vorgängerin am Ende gemacht 
hat. Das werden wir weiterhin konstruktiv-kritisch 
begleiten. Wir werden das Urteil aus Schleswig se-
hen, wir werden die Grundsteuerreform in der Um-
setzung sehen, auch das bleibt interessant.
Es wurde ja gesagt, Herr Petersdotter, dass mit 
den Kommunen jede Landesregierung wahrschein-
lich ihre Diskussionen hätte. Das ist richtig. Ich 
war kürzlich wieder bei den Kommunen und habe 
in den letzten Tagen verschiedene Gespräche mit 
kommunalen Vertretern geführt. Mir scheint das 
Verhältnis zwischen den Kommunen und der Lan-
desregierung aktuell ziemlich angespannt zu sein. 
Das habe ich lange nicht mehr erlebt. Da wird ge-
sagt, es geht nicht nur um einzelne Fragen, sondern 
man hat das Gefühl, man redet gar nicht mehr auf 
Augenhöhe. Das ist ein Problem, denn ohne die 
Kommunen wird keine Landesregierung auf Dauer 
erfolgreich sein. Da kann ich nur sagen: Das müs-
sen Sie korrigieren.

(Beifall FDP und SPD – Zuruf Annabell Krä-
mer [FDP])

Der Leistungsabfall bei der Regierungsarbeit ist 
im Vergleich zur vorherigen Wahlperiode nicht 
zu übersehen. Der Stillstand in vielen Bereichen 

droht unser Land zurückzuwerfen, nicht nur beim 
Glücksatlas. Immerhin wird nach Aussage des 
Ministerpräsidenten mehr Sport getrieben und we-
niger Alkohol getrunken, das ist ja wunderbar.

(Serpil Midyatli [SPD]: Und selber?)

– Auch ich versuche, in Zukunft meinen Beitrag 
dazu zu leisten.

(Heiterkeit – Zurufe)

– Bitte keine Kommentare, das ist jetzt unangemes-
sen.

Ich hoffe nicht, dass diese Wahlperiode zu verlore-
nen Jahren für Schleswig-Holstein führen wird. Da-
niel Günther hat aus seinem großen Wahlsieg rela-
tiv wenig gemacht. Die Performance dieser Landes-
regierung muss in der zweiten Hälfte der Wahlperi-
ode einfach besser werden. Der Ministerpräsident 
ist öffentlich sichtlich bemüht, möglichst wenig mit 
der Politik der eigenen Landesregierung in Verbin-
dung gebracht zu werden.

(Heiterkeit FDP)

Deswegen finde ich an der Stelle das Framing als 
Günther-Regierung ein bisschen übertrieben.

(Beifall FDP)

Sein wichtigstes Ziel ist es, dass diese Koalition 
ihren Streit nicht öffentlich austrägt. Das mag mit 
Blick auf die gescheiterte Ampelkoalition zwar ge-
schickt sein, sorgt aber für immer mehr politischen 
Stillstand, der unser Bundesland zurückwirft. Ich 
bin mir auch nicht so sicher, ob das so schlau ist 
und dem Konto der CDU in Schleswig-Holstein 
zugeschrieben wird, wenn man sich quasi als Teil 
des Teams Habeck mehr von der Schwesterpartei 
als von den Grünen abzusetzen weiß. Das werden 
wir ja sehen.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, ich bleibe dabei: Wo es 
angezeigt ist, werden wir als Opposition konstruk-
tiv zusammenarbeiten. Wir werden unseren Job als 
Opposition, der in der Verfassung festgeschrieben 
ist, sehr deutlich wahrnehmen und darauf achten, 
dass wir sehr konsequente Oppositionsarbeit ma-
chen werden. Darauf können Sie sich verlassen. 
Wir freuen uns auf die zweite Hälfte der Wahlperi-
ode. – Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall FDP, SPD und SSW – Zu-
ruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])
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Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für den SSW erteile ich das Wort dessen Fraktions-
vorsitzenden Lars Harms.

Lars Harms [SSW]: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zuallererst meine Freude 
zum Ausdruck bringen, dass es uns als Opposition 
gelungen ist, es doch hinzukriegen, dass die Lan-
desregierung und der Ministerpräsident bereit sind, 
hier eine Regierungserklärung abzugeben.

(Beifall SSW, SPD und FDP – Zuruf: Juhu!)
Das war ja im Vorwege nicht so vorauszusehen. 
Vor dem Hintergrund, glaube ich, kann man wieder 
sehen, dass die Oppositionsarbeit hier wirklich her-
vorragend läuft. Es ist durchaus aller Ehren wert, 
wie SPD, FDP und SSW in dieser Frage zusam-
menarbeiten. Wir sehen ja, dass wir dann die Lan-
desregierung auch zu etwas bewegen können.
Nun aber zum eigentlichen Teil meiner Rede. Mei-
ne Vorredner aus der Opposition haben ja schon 
deutlich gemacht, wo die Unzulänglichkeiten im 
Regierungshandeln sind. Natürlich stellen die Lan-
desregierung und die sie tragenden Fraktionen ihre 
erste Hälfte der Wahlperiode uneingeschränkt posi-
tiv dar – soweit also erst mal eigentlich nichts Neu-
es. Ich glaube, dass die Vergangenheitsbewältigung, 
um es einmal so zu sagen, ehrlicherweise schwierig 
ist. Man muss zugestehen, dass die Herausforderun-
gen mit der Ostseeflut, der Nachwirkung von Co-
rona und dem anhaltenden Ukrainekrieg besonders 
waren.
Wir hätten uns in bestimmten Fällen andere Ergeb-
nisse erhofft, so zum Beispiel beim Kitagesetz. Ei-
ne Entlastung der Eltern wäre auch vor dem Hinter-
grund der eben genannten Krisen sicherlich richtig 
gewesen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)
Wir können schon heute die Haushaltsberatung vor-
wegnehmen und uns unsere finanzpolitischen Vor-
stellungen um die Ohren hauen. Ich glaube aller-
dings, dass wir uns zumindest die Einzelberatung 
für die Januarsitzung aufbewahren sollten. Aller-
dings möchte ich eine Ausnahme machen, weil der 
Kollege Petersdotter gerade eben etwas ganz Rich-
tiges gesagt hat – das ist mir wirklich sehr wichtig 
–: Er hat davon gesprochen, dass Prävention die 
Topmaßnahme ist, wenn man Kriminalität verhin-
dern will. Das sehen wohl alle so, und das sehen 
im Übrigen auch Wissenschaftler so. Deswegen, 
meine Damen und Herren, kann ich es eigentlich 

nicht verstehen, wenn man Maßnahmen der sozia-
len Prävention kürzt und wenn man Maßnahmen 
zugunsten von Kindern von Inhaftierten kürzt.

(Beifall SSW, SPD, FDP und Jan Kürschner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich sage das auch ganz deutlich, denn gerade bei 
der Frage, wie wir mit den Kindern von Inhaftierten 
umgehen, haben wir hier in Schleswig-Holstein ein 
in der gesamten Republik einzigartiges Modell, das 
erfolgreich arbeitet. Das auf null zu setzen, ist echt 
der falsche Weg. Es ist nicht viel Geld, das man da 
spart. Deswegen würde es mich freuen, wenn alle, 
auch die Regierenden, noch einmal in sich gehen 
und sich vielleicht doch einen Ruck geben und die-
se Kürzungen zurücknehmen.

(Beifall SSW und vereinzelt FDP)
Lassen Sie mich jetzt ein bisschen grundsätzlicher 
vorgehen. Uns hilft ja eigentlich weniger ein Blick 
zurück als ein Blick voraus. Was muss eigent-
lich jetzt geschehen, damit wir krisenhafte Situatio-
nen wirklich bewältigen können? – Da ist eines 
klar: Mit den Mitteln, die wir zur Verfügung ha-
ben, kommen wir definitiv nicht aus, wenn wir 
den Rechtsstaat schützen, die Bildungsgerechtigkeit 
ausbauen und die Infrastruktur nicht versauern las-
sen wollen. Mit Infrastruktur meine ich nicht nur 
Steine, Asphalt und Beton, sondern auch die kultu-
relle, die sportliche und die soziale Infrastruktur. 
Wir werden das alles nicht erhalten oder gar wei-
terentwickeln können, wenn wir nicht bedeutende 
Mehreinnahmen generieren.
Da sind wir dann bei der Schuldenbremse. Wir ha-
ben wie andere auch einen Antrag vorgelegt, die 
Schuldenbremse zu reformieren, und wir erwarten, 
dass die Landesregierung spätestens nach der Bun-
destagswahl eine Bundesratsinitiative zur Reform 
der Schuldenbremse auf den Weg bringt. Alles an-
dere schadet nämlich dem Land.

(Beifall SSW und SPD)
Immerhin – um das auch einmal zu sagen –: So 
schlecht sieht es ja gar nicht aus, dass man das 
sogar umsetzen könnte. Selbst Herr Merz hat inzwi-
schen gesagt, für die Länder könne er sich das vor-
stellen; vielleicht nicht für den Bund, da muss er 
sich wahrscheinlich noch an irgendwelche Verspre-
chungen halten. Aber insofern ist die Chance ganz 
groß, hier zu einer Änderung zu kommen. Das wäre 
wirklich ein Riesengewinn bei den Vorschlägen, die 
vorliegen, 170 Millionen Euro pro Jahr für dieses 
Land, wenn wir das hinbekommen würden.

(Beate Raudies [SPD]: Mehr!)
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Meine Damen und Herren, bei den Herausforderun-
gen, die wir haben – ob das Straßenbau ist, ob das 
Kitas sind, ob das Bildung ist –, ist es dringend 
notwendig, jeden einzelnen Euro, den wir in irgend-
einer Art und Weise bekommen können, tatsächlich 
dem Landeshaushalt zuzuführen. Deswegen brau-
chen wir eine Reform der Schuldenbremse.

(Beifall SSW)

Wenn wir bei der Einnahmeverbesserung sind, dann 
müssen auch eine Vermögensteuer und das Schlie-
ßen von Steuerschlupflöchern auf die politische 
Agenda kommen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Japp!)

Wir könnten so mehrere Hundert Millionen Euro 
mehr einnehmen als bisher, davor kann man die 
Augen nicht einfach verschließen. Wir brauchen 
eine Bundesratsinitiative zur Einführung einer Ver-
mögensteuer. Das hat die Landesregierung bisher 
nicht gemacht, und auch das schadet dem Land.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Man kann sich da nicht einfach wegducken. Wir 
wollen doch alle eine gute und qualitativ hochwer-
tige Ganztagsbetreuung. Für uns wäre das eigent-
lich ein Highlight der zweiten Hälfte der Wahlpe-
riode. Die Kommunen sind gesetzlich ohnehin ver-
pflichtet, eine ausreichende Ganztagsbetreuung zu 
gewährleisten. Wir als Land unterstützen die Kom-
munen bisher.

Dann muss aber auch gesagt werden, welche Ange-
bote wie ermöglicht werden sollen. Es muss gesagt 
werden, welche pädagogischen Schwerpunkte hier 
gesetzt werden sollen, und es muss festgelegt wer-
den, welche Betreuungsdauer hier ermöglicht wer-
den soll. Das sind alles Fragen, die mit Geld ver-
bunden sind. Hier zu meinen, dass das hoffentlich 
alles nicht so teuer wird und wir keine zusätzlichen 
Mittel brauchen, wäre blauäugig. Eine Landesregie-
rung sollte da auf gar keinen Fall blauäugig reinge-
hen.

Deshalb müssen wir ganz klar den Bund in die 
Pflicht nehmen, seinen Anteil an der Ganztagsfi-
nanzierung zu erbringen. Wir zahlen schon – das 
ist auch gut und richtig –, aber wir müssen weiter 
Druck auf den Bund machen, damit auch er sich 
angemessen beteiligt. Wir dürfen nämlich nicht ver-
gessen: Der Bund hat dieses Gesetz gemacht, den 
Kommunen etwas auferlegt und sich bisher nicht 
adäquat an den Kosten beteiligt. Ich finde, da muss 
sich eine Landesregierung auf Bundesebene, egal 
wer da regiert, auf die Hinterbeine stellen und zu-

sehen, dass wir dieses Geld hier in dieses Land 
bekommen. – Vielen Dank.

(Beifall SSW, Serpil Midyatli [SPD] und 
Beate Raudies [SPD])

Sie sehen schon: Einnahmeverbesserungen sind un-
abdingbar. Dazu zählt natürlich auch, dass wir die 
Wirtschaft von bürokratischen Hemmnissen entfes-
seln und so mehr Wirtschaftskraft auslösen und da-
mit mehr Steuereinnahmen generieren können.

Das wäre für uns ein zweiter Schwerpunkt. Statt 
über Entbürokratisierung nur zu reden, sollte die 
Landesregierung lieber endlich handeln. Wir haben 
vorgeschlagen, auf eine Legalplanung ähnlich wie 
in Dänemark umzusteigen, um Infrastrukturprojekte 
gemeinsam mit der Wirtschaft schneller und unbü-
rokratischer umzusetzen.

Auch hier ziert sich die Landesregierung. In Sonn-
tagsreden heißt es immer wieder, wie toll es ist, so 
schnell wie in Dänemark Planungen umsetzen zu 
können. Wenn es dann aber zum Schwur kommt, 
dann schlagen sich wieder alle in die Büsche, und 
es geschieht nichts.

(Beifall SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Diese Blockadehaltung muss die Landesregierung 
in jedem Fall aufgeben. Ich sage das auch ganz 
deutlich: Wenn wir hier Infrastrukturprojekte nicht 
schnell umsetzen können, wenn wir nicht schnell 
wirklich die Leute in Arbeit bringen können, wenn 
wir nicht schnell die Bauwirtschaft voranbringen 
können, dann sind wir selber schuld, wenn es der 
Wirtschaft nicht gut geht und damit unsere Steuer-
einnahmen bergabgehen. Das kann doch nicht unser 
Ziel sein.

Nun mag man sagen: Eine Legalplanung, das ist 
ein ganz großer Wurf. – Ja, aber wir finden, der 
ist jetzt fällig. Wer es etwas kleiner haben will, der 
muss zumindest für sich selbst festlegen, dass EU-
Regelungen nicht dauernd automatisch übererfüllt 
werden.

(Beifall SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Ein solches Moratorium käme der Wirtschaft, aber 
auch den Verwaltungen wirklich sehr entgegen. Es 
gibt schon zu viele Vorschriften. Da kann man gern 
auf die Übererfüllung dieser Vorschriften verzich-
ten.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: So ist das!)

Es wäre ein einfacher Beschluss dieser Landesre-
gierung, hier Maß halten zu wollen. Es wäre ein 
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kleiner Schritt für die Landesregierung, aber ein 
großer Schritt für die heimische Wirtschaft.

Wir kommen nicht umhin, Planungshemmnisse ab-
zubauen, komplizierte Verwaltungsvorschriften zu 
vereinfachen und zum Beispiel beim Bauen Hemm-
nisse abzubauen. Das, was in der Landesbauord-
nung an Erleichterungen beschlossen wurde, ist 
okay und wurde ja auch von uns und von vielen an-
deren mitgetragen. Aber es ist einfach nicht genug.

(Beifall FDP)

Gerade wenn wir das Bauen erleichtern und wieder 
attraktiv machen, wird sich dies nicht nur positiv 
auf den Wohnungsmarkt auswirken, sondern auch 
die Wirtschaft direkt hier im Land ankurbeln. Wir 
müssen Bauen erleichtern, und wir müssen Bau-
en finanziell unterstützen. Die Vorschläge aus der 
Bauwirtschaft, von den Wohnungsunternehmen und 
von den Genossenschaften liegen schon vor. Da 
geht es noch um viel mehr als bisher.

Wir müssen wirklich zusehen, dass wir den Leuten 
ein Dach über dem Kopf besorgen. Die Leute wer-
den langsam aber sicher unzufrieden. Die haben 
keinen Bock mehr, darauf zu warten und immer nur 
die Sprüche zu hören: Wir machen da was. – Dann 
werden kleine Bürokratiegeschichten ein bisschen 
abgeändert, und am Ende bleibt alles beim Alten. 
Dann muss ich mir von Herrn Breitner tatsächlich 
sagen und erklären lassen, dass ein Vorziehen der 
Energiewendeziele, die wir haben, um fünf Jahre 
dazu führt, dass die Leute einen Euro mehr Miete 
pro Quadratmeter bezahlen müssen.

(Zuruf FDP: Pro Quadratmeter!)

Ich muss gar nicht an den Maßnahmen der Energie-
wende in irgendeiner Art und Weise zweifeln, aber 
ich muss für diese Menschen eine Antwort haben, 
dass sie, wenn wir das machen, dadurch keinen 
Schaden erleiden.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Das ist ein Schaden für viele Menschen, wenn sie 
80 oder 100 Euro mehr an Miete bezahlen müssen. 
Das können sich die Leute nicht leisten, und dar-
auf muss auch die Landesregierung eine Antwort 
haben.

Einen dritten Schwerpunkt, der für uns wichtig ist, 
möchte ich mit Integration und Teilhabe überschrei-
ben. Es geht um die Integration von ausländischen 
Mitbürgern. Schon seit Anfang der Legislaturperi-
ode liegt ein Gesetzentwurf von uns zur Verbesse-
rung der jetzigen gesetzlichen Regelung vor. Wir 
wollen hier insbesondere die rechtliche Grundlage 

schaffen, dass jeder ausländische Mitbürger, gleich 
welchen Status er hat, einen kostenlosen Sprach-
kurs belegen kann und darf. Das ist immer noch 
der Schlüssel zur Integration, und da wird ja auch 
schon einiges getan. Aber da geht eben noch mehr, 
weil viele diesen Kurs nicht bekommen. Das kann 
so nicht sein.

Das gilt auch für die Anerkennung von ausländi-
schen Berufsqualifikationen. Wir haben konkrete 
Vorschläge gemacht, wie das gehen kann und wie 
man vor allem unkompliziert praktische Fähigkei-
ten nachweisen kann. Wir können doch nicht allen 
Ernstes meinen, dass, wenn Menschen flüchten, sie 
sich als Erstes, wenn irgendwo geschossen und 
bombardiert wird, Gedanken darüber machen, ob 
sie noch ihre Qualifikationspapiere mitnehmen, be-
vor sie dann aus ihrem Haus flüchten. Das ist so 
nicht. Aber man kann praktisch nachweisen, wenn 
man etwas kann. Das wird immer noch nicht ge-
macht. Das wollten wir gesetzlich normieren. Bis-
her liegt es leider immer noch im Ausschuss, meine 
Damen und Herren.

Die richtigen gesetzlichen Grundlagen gibt es eben 
heute noch nicht. Das ist doch eine Aufgabe, die 
wir haben, die wir dann auch zu lösen haben. 
Da brauchen wir doch nicht lange zu warten. Es 
sollte allgemein so sein, dass wir uns alle einig 
darüber sind zu versuchen, mit solchen Maßnah-
men die Menschen besser und schneller zu integrie-
ren. Auch aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus 
macht das durchaus Sinn.

Ich möchte noch einen weiteren Punkt in die-
sem Bereich nennen, der uns ganz, ganz wichtig 
ist. Lassen Sie mich deshalb hinüberwandern zur 
nächsten Baustelle, nämlich dem DaZ-Unterricht. 
Hier müssen wir einen Schwerpunkt bei der In-
tegrationsarbeit leisten. Ich weiß natürlich, dass 
Fachkräfte rar sind und dass wir hier große He-
rausforderungen haben. Aber alles, was wir hier 
im Vorwege aufbauen, fällt uns später nicht mehr 
vor die Füße. Deshalb müssen wir finanziell, aber 
auch inhaltlich jede Möglichkeit nutzen, um mehr 
DaZ-Unterricht zu ermöglichen, und auch da wün-
sche ich mir wirklich Flexibilität bei der Landesre-
gierung, um möglichst viel möglich zu machen.

(Beifall SSW)

Im Übrigen – wenn wir schon bei der Bildung sind 
– muss man sagen, dass es mehr als problematisch 
ist, Lehrerstellen an beruflichen Schulen abzubau-
en.

(Beifall SSW und FDP)
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Wir können ja nicht einerseits sagen, dass wir die 
duale Ausbildung stärken wollen, und andererseits 
dann genau an dieser sparen. Dadurch, dass beruf-
liche Bildung in der nächsten Zeit ohnehin zentra-
lisiert wird, wird diese für manche unattraktiver. 
Wenn dann noch die Lehrer fehlen, bekommen 
wir noch größere Schwierigkeiten. Deshalb muss 
die Landesregierung hier gegensteuern. Wir werden 
unsere Wirtschaft nicht nur mit Akademikern auf-
rechterhalten können. Wir müssen auch an die ganz 
normale Berufsausbildung denken.

(Beifall SSW und FDP)
Meine Damen und Herren, wenn wir dann ehrlich 
sind: Das fängt eigentlich schon in den allgemein-
bildenden Schulen an. WiPo-Unterricht einschrän-
ken bedeutet nicht nur, dass ein paar Schulstunden 
umstrukturiert werden, sondern auch, dass wichti-
ges Wissen im Bereich von Wirtschaft, Ausbildung 
und Gesellschaft nicht vermittelt wird. Das ist für 
die Wirtschaft und für die Berufsausbildung fatal, 
aber eben auch für unseren Kampf für die Demo-
kratie. Insofern geht es hier noch einmal darum, 
dieser Entwicklung gegenzusteuern. Da ist die Lan-
desregierung in der Bringschuld, da muss etwas 
passieren, damit wir es hinbekommen, dass wir die 
jungen Leute bestmöglich auf die Zukunft vorbe-
reiten, sowohl die berufliche Zukunft, aber auch, 
wenn es um unsere Gesellschaft geht, wenn es dar-
um geht, unsere Demokratie zu stützen. Auch dann 
ist der WiPo-Unterricht wichtig, und darauf sollten 
wir ein besonderes Augenmerk legen.

(Beifall SSW, FDP, Malte Krüger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Serpil Midyatli 
[SPD])

Kommen wir zum vierten großen Thema, das uns 
umtreiben sollte, nämlich die Klimawende. In den 
meisten Fragen, was den Klimaschutz angeht, sind 
wir grundsätzlich alle einer Meinung. Wichtig für 
uns ist, dass der Dreck, den wir machen, nicht unter 
den Teppich gekehrt, sondern dass der Dreck ver-
mieden wird. Alle Anstrengungen müssen darauf 
ausgerichtet sein, nachhaltig mit unserer Natur um-
zugehen. CCS ist da definitiv der falsche Weg.

(Beifall SSW)
Wir verschieben hier die Probleme nur in die Zu-
kunft, indem wir CO2 unter dem Meer oder viel-
leicht sogar unter das Festland verpressen. Irgend-
wann kommt es wieder hoch, und dann müssen sich 
andere Generationen darum kümmern. Das kann 
wirklich nicht der Weg sein. Insofern gelten hier 
die gleichen Argumente wie bei der Atomkraft. Es 
macht keinen Sinn, Energie oder Produkte auf Kos-

ten späterer Generationen zu produzieren, indem 
man die entstandenen Schadstoffe über Millionen 
Jahre in Fässern einlagert oder einfach unter der 
Nordsee verpresst. Wer das macht, will am über-
kommenen Wirtschaften festhalten, und das ist der 
falsche Weg.
Deshalb muss eine Landesregierung aktiv dafür 
kämpfen, dass CCS nicht stattfindet und dass wir 
nicht wieder in die Atomkraft einsteigen.

(Beifall SSW und Serpil Midyatli [SPD])
Noch ein letztes zur Klimawende. Wir müssen weg 
davon, immer nur darauf zu schauen, was technisch 
geht, ohne die sozialen Folgen zu berücksichtigen. 
Wer die Klimawende will, muss die Menschen mit-
nehmen und dafür sorgen, dass die Klimawende für 
die Menschen bezahlbar bleibt.
Wir sehen jetzt, dass die Maßnahmen des Klima-
schutzes beim Bauen, beim Wohnen, bei der Mo-
bilität und bei der Energieversorgung für weite 
Bevölkerungskreise nicht zu tragen sind. Meine Da-
men und Herren, das ist eine Bedrohung für unse-
re Demokratie. Wenn die Leute sozial unzufrieden 
werden, auf die Barrikaden gehen und nicht sehen, 
dass sie ein demokratisches Angebot bekommen, 
dann wandern sie zu den Radikalen ab.

(Beifall SSW, FDP und Serpil Midyatli 
[SPD])

Deshalb darf die Schlussfolgerung dann eben nicht 
sein: „Pech gehabt, wenn du es dir nicht leisten 
kannst“, sondern: „Wir unterstützen dich, damit du 
an der Klimawende teilhaben kannst und Lust hast, 
dich selbst zu engagieren“.
Kurz gesagt: weniger Verbote und mehr Angebote. 
Auch da hat sich die Landesregierung bisher nicht 
mit Ruhm bekleckert. Wir haben viele Gesetze, vie-
le Regelungen bekommen, die alle gut begründet 
sind. Bei jedem und jeder einzelnen würden wir 
sofort sagen: Ja, eigentlich ist es richtig. – Aber die 
Landesregierung hat immer vergessen, einen klei-
nen Sozialbonus mitzuliefern, damit sich die Leute 
das noch leisten können. Das führt dazu, dass die 
Leute unzufrieden werden. Das führt dazu, dass sie 
sich nicht mehr mitgenommen fühlen. Das führt 
dazu, dass sie sich andere politische Richtungen su-
chen, von denen wir wollen, dass sie sie sich eben 
nicht suchen.
Deswegen brauchen wir einen Wechsel in der Her-
angehensweise. Hier sollte die Landesregierung mit 
gutem Beispiel vorangehen – sowohl bei eigenen 
Programmen als auch auf Bundesebene, wenn es 
um Gesetze geht, dass man wirklich darauf achtet, 
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dass wir eine soziale Klimawende und nicht eine 
eiskalte Klimawende kriegen.

(Beifall SSW, SPD und FDP)
Sie sehen also, meine Damen und Herren, es 
gibt große Herausforderungen, aber wir können 
die Herausforderungen meistern, wenn wir unsere 
Einnahmesituation verbessern, wir in wirklich gro-
ßem Umfang entbürokratisieren, wir unsere auslän-
dischen Mitbürger integrieren und wir die Klima-
wende sozial abfedern. Dann haben wir wirklich 
die Chance, die Zukunft positiv zu gestalten.
Unser aller Ziel sollte sein, dass wir wirklich ver-
suchen, in die Zukunft zu gucken und es hinzube-
kommen, dass unser Land tatsächlich eine Zukunft 
hat, dass unsere Menschen hier eine Zukunft haben, 
dass sich unsere Menschen sicher aufgehoben füh-
len bei einem Staat, der dauerhaft funktioniert, und 
der die Leistungen, die die Menschen haben wollen, 
tatsächlich anbietet. Davon sind wir in Teilen doch 
entfernt. Da müssen wir aufpassen.
Es geht hier nicht nur darum, dass wir uns gegen-
seitig vorhalten, wer was wie besser machen kann. 
Das ist unser Job, das ist in Ordnung. Es geht auch 
darum, mit den Maßnahmen, die wir machen, den 
Menschen zu zeigen, dass es sich lohnt, erstens 
in einer Demokratie zu leben und sich zweitens 
daran zu beteiligen. Auch das ist eine Aufgabe der 
Landesregierung. Da ist noch viel Luft nach oben. 
Wir als Opposition, wie ich am Anfang schon sagte, 
sind gerne bereit, die Landesregierung regelmäßig 
wieder darauf hinzuweisen, wo der Weg ist und 
welches vor allen Dingen auch der richtige Weg ist. 
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall SSW – Beifall SPD und 
FDP)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Ich weise darauf hin, dass noch Restredezeiten zur 
Verfügung stehen: der SPD-Fraktion vier Minuten 
30 Sekunden, der CDU-Fraktion elf Minuten, der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN drei Minu-
ten 40 Sekunden, der FDP-Fraktion minus elf Se-
kunden

(Heiterkeit)
– die würden wir aber nicht abziehen, da sind 
wir großzügig – und dem SSW acht Minuten und 
25 Sekunden. Wird von der Restredezeit – außer 
der FDP, die keine hat – Gebrauch gemacht?

(Zuruf CDU: Nein!)
– Das ist nicht der Fall.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe deshalb die Beratung.
Ich stelle fest, dass der Berichtsantrag Drucksache 
20/2742 durch die Berichterstattung der Landesre-
gierung seine Erledigung gefunden hat. Den Tages-
ordnungspunkt Regierungserklärung erkläre ich da-
mit für beendet.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf:

Wahl eines Vizepräsidenten sowie Wahl von 
stellvertretenden Mitgliedern des Landesverfas-
sungsgerichts

Wahlvorschlag des Ausschusses zur Vorbereitung 
der Wahl der Mitglieder des Landesverfassungsge-
richts
Drucksache 20/2736

Der Ausschuss zur Vorbereitung der Wahl der 
Mitglieder des Landesverfassungsgerichts hat dem 
Landtag mit der Drucksache 20/2736 einen Wahl-
vorschlag vorgelegt. Der Landtag hat den Vizeprä-
sidenten des Landesverfassungsgerichts sowie zwei 
persönliche Stellvertreterinnen und Stellvertreter in 
geheimer Wahl ohne Aussprache zu wählen. Für 
die Wahl ist die Mehrheit von zwei Dritteln der 
Mitglieder des Landtages, also 46 Stimmen, erfor-
derlich.
Zum Wahlablauf gebe ich Ihnen noch folgende 
Hinweise. Wir beschließen über den Wahlvorschlag 
des Ausschusses, Drucksache 20/2736. Sie haben 
die Möglichkeit, mit Ja, Nein oder Enthaltung ab-
zustimmen. Ich weise darauf hin, dass Stimment-
haltungen die gleiche Wirkung wie Neinstimmen 
haben, da wir mindestens 46 Stimmen erreichen 
müssen.
Sie werden durch die Schriftführungen aufgerufen 
und gehen dann bitte zum Saaldienstmitarbeiter zu 
meiner Linken –

(Zuruf)
– er kommt gleich; sehr schön, da ist er –, der Ihnen 
den Stimmzettel aushändigen wird. Gehen Sie dann 
bitte einzeln zur Wahlkabine. Nach Abgabe Ihrer 
Stimme falten Sie den Stimmzettel und werfen ihn 
in die Wahlurne.
Ich bitte Sie, darauf zu achten, dass das Kreuz auf 
dem Stimmzettel korrekt angebracht wird, sodass 
keine Zweifel über die Gültigkeit Ihrer Stimme ent-
stehen können. Wer den Stimmzettel beschädigt, 
verändert oder mit Zusätzen oder anderen Kennzei-
chen versieht, macht ihn ungültig. Es ist daher auch 
nur der Ihnen bereitgestellte Stift zur Stimmabga-
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be zu benutzen. Die Verwendung eines anderen 
Schreibgerätes ist als unzulässige Kennzeichnung 
anzusehen, die zur Ungültigkeit des Stimmzettels 
führt.
Bevor wir in die Wahlhandlung eintreten, bitte ich 
eine oder einen der Schriftführerinnen und Schrift-
führer, sich davon zu überzeugen, dass die Wahlur-
ne leer ist. – Ihr könnt auch beide gehen, wenn ihr 
wollt.
Meine Damen und Herren, der Wahlakt ist damit 
eröffnet. – Ich bitte nun, mit dem Namensaufruf zu 
beginnen.

(Namensaufruf und Stimmabgabe)
Meine Damen und Herren, bevor ich die Wahlhand-
lung beende, frage ich Sie, ob noch ein Abgeord-
neter oder eine Abgeordnete im Saal ist, die bezie-
hungsweise der noch nicht gewählt hat. – Das ist 
nicht der Fall.
Damit ist der Wahlakt beendet. Ich unterbreche die 
Sitzung kurz für die Auszählung der Stimmen, bitte 
aber, dann zügig wieder hereinzukommen, weil wir 
den Tagesordnungspunkt 10 noch vor der Mittags-
pause aufrufen müssen.

(Unterbrechung: 12:49 bis 12:55 Uhr)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Meine Damen und Herren, die Sitzung ist wiederer-
öffnet.
Ich gebe das Ergebnis der Wahl bekannt: 64 abge-
gebene Stimmen; 64 gültige Stimmen; null ungülti-
ge Stimmen. Es sind 63 Jastimmen, eine Neinstim-
me und keine Enthaltung. – Der Wahlvorschlag 
ist somit mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit 
angenommen. Der im Wahlvorschlag, Drucksache 
20/2736, vorgeschlagene Vizepräsident sowie die 
genannten Bewerberinnen und Bewerber sind damit 
gewählt. Die Gewählten haben bereits vorher ihre 
Zustimmung zur Übernahme des Amtes erklärt. Ich 
beglückwünsche sie zur Ihrer Wahl und wünsche 
ihnen viel Erfolg bei ihrer Arbeit.

(Beifall)
Ich teile Ihnen noch mit, dass wir laut Tages-
ordnung heute Nachmittag um 15 Uhr die Verei-
digung des Vizepräsidenten sowie der stellvertre-
tenden Mitglieder des Landesverfassungsgerichts 
durchführen werden. Ich bitte alle Kolleginnen und 
Kollegen Abgeordnete, pünktlich um 15 Uhr zu 
dieser Vereidigung wieder hier zu sein.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Änderung des Kin-
dertagesförderungsgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/2747

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf, Drucksache 
20/2747, dem Sozialausschuss zu überweisen. Wer 
dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist nahezu einstimmig? Mit einigen 
verzögerten Jastimmen. – Gibt es Neinstimmen? – 
Stimmenthaltungen? – Das ist somit einstimmig so 
beschlossen.

Ich unterbreche hiermit die Sitzung.

(Unterbrechung: 12:57 bis 15:01 Uhr)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie uns 
mit der Sitzung fortfahren.

Zunächst lassen Sie uns herzlich Bürgerinnen und 
Bürger aus dem Wahlkreis Lübeck-Ost begrüßen. – 
Herzlich willkommen auf der Tribüne im Landtag!

(Beifall)

Lassen Sie uns besonders begrüßen den Präsiden-
ten des Landesverfassungsgerichts, Herrn Professor 
Christoph Brüning, und die weiteren Mitglieder des 
Landesverfassungsgerichts, Herrn Dr. Marc Petit 
und Herrn Professor Dr. Frank Rose, sowie die 
Präsidentin des Bundessozialgerichts und ehemali-
ges Mitglied des Landesverfassungsgerichts, Frau 
Dr. Christine Fuchsloch. – Herzlich willkommen!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, der Vizepräsident 
des Landesverfassungsgerichts Schleswig-Holstein, 
Herr Carsten Löbbert, sowie die persönliche Stell-
vertreterin, Frau Dr. Katharina Bork, und der per-
sönliche Stellvertreter, Herr Dr. Fabian Scheffczyk, 
haben soeben vom Ministerpräsidenten ihre Ernen-
nungsurkunden erhalten. Nach § 7 Absatz 2 des 
Landesverfassungsgerichtsgesetzes haben sie in öf-
fentlicher Sitzung des Landtags vor Amtsantritt den 
für die Berufsrichterinnen und Berufsrichter des 
Landes vorgesehenen Eid zu leisten. Wir kommen 
daher jetzt zur Vereidigung, und ich bitte Herrn 
Löbbert, Frau Dr. Bork und Herrn Scheffczyk, zur 
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Mitte des Plenarsaals zu kommen, und gleichzeitig 
die Anwesenden, sich zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich)

Herr Löbbert, ich fange mit Ihnen an. Ich bitte Sie, 
die rechte Hand zu heben und mir die Eidesformel 
nachzusprechen. 

(Herr Carsten Löbbert wird nach folgen-
der Eidesformel vereidigt: Ich schwöre, das 
Richteramt getreu dem Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, der Verfassung 
des Landes Schleswig-Holstein und dem Ge-
setz auszuüben, nach dem besten Wissen und 
Gewissen ohne Ansehen der Person zu urtei-
len und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit 
zu dienen, so wahr mir Gott helfe.)

Herzlichen Glückwunsch!

(Beifall)

Dann darf ich Frau Dr. Katharina Bork zu mir nach 
vorn bitten. Ich bitte auch Sie, die rechte Hand zu 
heben und mir nachzusprechen.

(Frau Dr. Katharina Bork wird nach folgen-
der Eidesformel vereidigt: Ich schwöre, das 
Richteramt getreu dem Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, der Verfassung 
des Landes Schleswig-Holstein und dem Ge-
setz auszuüben, nach bestem Wissen und Ge-
wissen ohne Ansehen der Person zu urteilen 
und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit zu 
dienen.)

– Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Dann bitte ich Herrn Dr. Scheffczyk zu mir. Ich 
bitte auch Sie, die rechte Hand zu heben und mir 
nachzusprechen.

(Herr Dr. Fabian Scheffczyk wird nach fol-
gender Eidesformel vereidigt: Ich schwöre, 
das Richteramt getreu dem Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland und der Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein und 
dem Gesetz auszuüben, nach bestem Wissen 
und Gewissen ohne Ansehen der Person zu 
urteilen und nur der Wahrheit und Gerechtig-
keit zu dienen.)

– Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall – Gratulation durch 
Vertreter der Fraktionen und der Landesre-
gierung)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 
fortfahren.
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 15 und 18 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Guten Ganztag gestalten – Gemeinsam Quali-
tät weiterentwickeln

Antrag der Fraktionen von SPD und SSW
Drucksache 20/2714 (neu)

b) Mündlicher Bericht zum Ganztagsausbau in 
Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/2718

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Mit dem Antrag zu b) wird ein Bericht in dieser 
Tagung erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstim-
men, ob der Bericht in dieser Tagung gehalten wer-
den soll. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das ist einstimmig; dann 
verfahren wir so.
Ich erteile das Wort der Ministerin für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Kultur, Karin Prien.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren Abgeordnete! Der Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter 
ist ein kinder- und bildungspolitischer Meilenstein. 
Für eine gute Umsetzung stehen Bund, Land und 
Kommunen gemeinsam in der Verantwortung. Der 
Rechtsanspruch richtet sich originär an die Träger 
der Kinder- und Jugendhilfe und soll über den 
schulischen Ganztag in Schleswig-Holstein erfüllt 
werden.
Der gute Ganztag ist für alle unsere Kinder eine 
große Chance auf mehr Bildungsgerechtigkeit. Er 
hat das Potenzial, Lern- und Entwicklungschancen 
von Kindern nicht nur aus bildungsfernen Schich-
ten deutlich zu verbessern und stärkt den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt gerade in der Grund-
schule, weil dort alle Kinder gemeinsam lernen, 
spielen, musizieren, Sport treiben und ihre Persön-
lichkeit entwickeln.
Ganztags- und Betreuungsangebote erleichtern den 
Eltern zudem die Vereinbarkeit von Familie und 
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Beruf. Das ist in Zeiten eines dramatischen Fach-
kräftemangels natürlich von großer Bedeutung.
Aber es ist so: Die Umsetzung dieses Rechtsan-
spruchs ist zweifellos eine große Kraftanstrengung 
für die Länder, die Kommunen und die Schulträger, 
und wir sind dankbar, dass der Bund hierzu einen 
Beitrag leistet. Meine feste Überzeugung ist jedoch, 
dass es sich lohnt, diese Anstrengung zu machen.
Ich bin froh, dass wir in Schleswig- Holstein hier 
nicht bei null anfangen, denn Ganztagsangebote an 
unseren Grundschulen gehören seit Jahren zum fes-
ten Bestandteil der Schullandschaft. Inzwischen ist 
bereits an rund 97 Prozent der öffentlichen Grund-
schulen ein schulisches Ganztags- und/oder Betreu-
ungsangebot vorhanden. Für dieses Engagement 
will ich mich ausdrücklich bei allen Beteiligten be-
danken.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Bedanken möchte ich mich auch deshalb, weil Sie, 
meine Damen und Herren, das breite Fundament 
für einen erfolgreichen, besseren Ganztag für mehr 
Schülerinnen und Schüler in Schleswig-Holstein 
gelegt haben. Darauf bauen wir jetzt ausdrücklich 
mit einer deutlich stärkeren finanziellen Förderung 
sowohl durch den Bund als auch durch das Land.
Ich kann Ihnen, meine Damen und Herren, heute 
versprechen, dass es an jedem Standort in Schles-
wig-Holstein eine bessere Förderung als vorher 
geben wird. Die Schulträger können mindestens 
mit einer Verdopplung der Zuschüsse für jedes 
Kind rechnen, das einen rechtsanspruchserfüllenden 
Ganztagsplatz in Anspruch nimmt.

(Zuruf: Wow! – Weitere Zurufe)
Je höher die Qualität allerdings ist, meine Damen 
und Herren, umso höher werden die Pauschalen 
sein, die die Schulträger erhalten.
Unser Ziel ist ein verlässlicher Ganztag für mehr 
Kinder und ein besserer Ganztag für bessere Bil-
dungschancen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Diese Forderung ist auch ein Ergebnis der Regio-
nalkonferenzen, die wir mit rund 400 unterschiedli-
chen Akteuren durchgeführt haben. Wir haben dort 
wichtige Erkenntnisse gewonnen, was einen guten 
Ganztag aus Sicht der Akteure ausmacht. Deutlich 
wurde, dass es um Bildung und Erziehung und eben 
nicht nur um die Aufgabe von Lehrkräften geht. 
Wir brauchen multiprofessionelle Teams, in denen 

jedes Teammitglied mit seinen individuellen Kom-
petenzen dazu beiträgt, Bildungs- und Erziehungs-
ziele zu erreichen.
Bei der Gestaltung eines guten Ganztagsangebots 
geht es um die nachhaltige Weiterentwicklung des 
Lern- und Lebensortes Schule, also um Schulent-
wicklungsprozesse. Diese brauchen bekannterma-
ßen Zeit. Deshalb ist es klug und richtig, dass 
das Ganztagsförderungsgesetz des Bundes eine stu-
fenweise Einführung des Rechtsanspruchs ab dem 
1. August 2026 beginnend mit der Klasse 1 vor-
sieht. Dabei nehmen wir den quantitativen Ausbau 
– also mehr Schülerinnen und Schüler in den Ganz-
tag –, aber auch den qualitativen Ausbau schritt-
weise in den Blick. Wie wir das machen wollen, 
haben wir am 23. November 2024 auf unserer Ta-
gung, die wir gemeinsam mit der Serviceagentur 
Ganztag durchgeführt haben, genauer beschrieben. 
Wir haben ebenfalls beschrieben, wie wir uns diese 
Umsetzung gemeinsam mit den Schulträgern und 
den weiteren Partnern vorstellen, aber ich will das 
heute gerne wiederholen.
Es geht im Kern um drei Aspekte der Qualitäts-
entwicklung von Schule. Es geht darum, das Wohl-
befinden und die Persönlichkeitsentwicklung von 
Kindern besser zu fördern. Es geht um mehr Chan-
cengerechtigkeit. Es geht aber auch um die Kompe-
tenz- und Leistungsentwicklung unserer Schülerin-
nen und Schüler vor allem im Bereich der basalen 
Kompetenzen.
Dabei setzt die Ganztagsgrundschule bewusst auf 
eine geänderte Schul- und Unterrichtskultur. Es 
geht darum, das Wohlbefinden und damit die Be-
dürfnisse des einzelnen Kindes in den Mittelpunkt 
zu stellen. Indem sie Selbstständigkeit und Selbst-
bestimmung berücksichtigt, wird zur Persönlich-
keitsentwicklung der Kinder besser beigetragen 
werden können.
Natürlich geht es bei der Ganztagsgrundschule auch 
um mehr Chancengerechtigkeit und den Abbau von 
Benachteiligungen. Alle Schülerinnen und Schüler 
werden vor- und nachmittags ausgehend von ihren 
Bedürfnissen unterstützt und können zugleich ihre 
Begabungen und Talente entdecken und entfalten.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wie wollen wir das erreichen? Mir ist es wich-
tig zu betonen, dass wir die nun anstehenden Auf-
gaben als einen Prozess in gemeinsamer, auch fi-
nanzieller Verantwortung verstehen. Die intensiven 
Verhandlungen, die wir dazu mit den kommuna-
len Landesverbänden führen, werden wir selbstver-
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ständlich fortsetzen, und wir werden sie zügig zum 
Abschluss bringen. Ich will an dieser Stelle den 
kommunalen Landesverbänden für ihre Bereitschaft 
danken, gemeinsam mit uns und im Interesse der 
Grundschülerinnen und Grundschüler zu einer Ver-
ständigung in dieser Frage zu kommen.
Wir werden das auf der Grundlage des Eckpunkte-
papiers tun, auf das sich das Land und die Kom-
munen verständigt haben. Wir haben uns, wie Sie 
wissen, auf eine großzügige Förderung bei den 
Investitionskosten, aber auch auf eine großzügige 
Förderung der Betriebskosten für rechtsanspruchs-
erfüllende Ganztagsangebote im ganzen Land ver-
ständigt. Wir haben uns auf eine feste Ferienbetreu-
ung und auf eine Schließzeit von nur noch vier 
Wochen verständigt.
Elternbeiträge werden wir erheben, aber sie sollen 
gedeckelt werden, und sie sollen sich an die Eltern-
beiträge im Kitabereich anlehnen und im ganzen 
Land einheitlich sein. Die Landesregierung steht 
zu ihrer Zusage, dass sich das Land und die Kom-
munen ab dem Schuljahr 2026/2027 nach Abzug 
der zu entrichtenden Elternbeiträge die Kosten für 
rechtsansprucherfüllende und tatsächlich besetzte 
Ganztagsplätze im Verhältnis 75:25 aufteilen, wo-
bei die Finanzierungsbeteiligung des Landes mit 
dem Rechtsanspruch aufwächst.
Damit die von mir beschriebenen Aspekte der Qua-
litätsentwicklung sukzessive erreicht werden kön-
nen, werden wir eine Förderkulisse mit gestaffelten 
Pro-Kopf-Pauschalen aufbauen, die an Qualitätskri-
terien gebunden ist. Mit steigender Qualität erhöhen 
sich auch die Pauschalen, und sie orientieren sich 
an den folgenden Merkmalen:
Natürlich muss jedem Ganztagsangebot im Über-
gang ein pädagogisches Konzept als Teil des Schul-
programms zugrunde liegen.
Partizipation und Demokratiebildung, das pädago-
gisch begleitete freie Spiel und eine Lernbeglei-
tung, wie zum Beispiel die Hausaufgabenhilfe, sind 
ebenso möglich wie ein gesundes und in diesem 
Fall verpflichtendes Mittagessen.
Es gibt landeseinheitliche Elternbeiträge. Eine So-
zialstaffelung und Geschwisterermäßigungen wer-
den sichergestellt.
Insbesondere das Personal ohne formelle pädagogi-
sche Qualifizierung muss sich im Rahmen eines 
Fortbildungskonzeptes entsprechend fortbilden.
Die Pro-Kopf-Pauschalen werden sich im Übri-
gen an unterschiedlichen Qualitätsmerkmalen wie 
Gruppengröße, Fachkräfteanteil, aber auch der Fra-

ge des Umfangs der Zusammenarbeit mit den Ko-
operationspartnern im Bereich Sport, kulturelle Bil-
dung und anderen gesellschaftlich relevanten Berei-
chen orientieren.
Angebote zur Gesundheits- und Persönlichkeitsför-
derung, die Stärkung der basalen Kompetenzen 
und schließlich natürlich auch die Frage des frei-
en Spiels und der eigenständigen Freizeitgestaltung 
mit pädagogischer Begleitung werden eine Rolle 
spielen.
Die besonderen Bedürfnisse von Schülerinnen und 
Schülern mit festgestelltem Förderbedarf werden 
insbesondere in Hinsicht des personellen Bedarfs 
besonders in den Blick genommen.
Meine Damen und Herren, realistisch ist, dass 
wir ganz unterschiedliche Ausgangsvoraussetzun-
gen mit Blick auf den Ganztag in Schleswig-Hol-
stein haben. Deshalb ist es richtig, diesen unter-
schiedlichen Ausgangsvoraussetzungen gerecht zu 
werden.
Wir wollen daher mit den kommunalen Landesver-
bänden für diese Grundschulen ein niederschwelli-
ges Übergangsmodell vereinbaren, das zeitlich be-
fristet ist, aber das allen Schulen und Schulträgern 
die Möglichkeit eröffnet, sich sukzessive qualitativ 
weiterzuentwickeln.

(Wortmeldung Christopher Vogt [FDP])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Ministerin Prien, gestatten Sie eine Zwischen-
frage oder Anmerkung?

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Ich würde gerne zu Ende sprechen, Herr Vogt. – 
Wir halten an der grundsätzlichen Freiwilligkeit der 
Ganztagsschule fest. Allerdings werden wir unseren 
PerspektivSchulen zusätzliche gebundene und teil-
gebundene Ganztagsschulen insbesondere an den 
Schulen in besonders herausfordernden Lagen er-
möglichen.
Wie geht es nun weiter? Wir sind dabei, das Rah-
menkonzept zur Qualität des Ganztags auf der 
Grundlage unserer Fachtagung auf unserer Lan-
deskonferenz zu finalisieren. Die Veröffentlichung 
wird im Januar 2025 erfolgen.
Als Grundlage der Verhandlungen mit den Kommu-
nen und der von mir beschriebenen Förderkulisse 
erarbeiten wir eine Förderrichtlinie, die Ende Janu-
ar im Entwurf vorliegen soll.
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Parallel dazu werden wir rechtliche Anpassungen 
vorbereiten, zum Beispiel die Möglichkeiten für ein 
stärkeres Mitspracherecht der Ganztagskoordinati-
on in den Schulgremien und in den Schulleitungs-
teams, wir wollen die Kooperationsstrukturen ver-
bessern, und wir wollen eine verlässliche Einbin-
dung von Kooperationspartnern ermöglichen. Ein 
gesondertes Ganztagsgesetz brauchen wir hingegen 
nicht. Das wird es übrigens auch in keinem anderen 
Bundesland geben.
Meine Damen und Herren, ich betrachte die Um-
setzung des Rechtsanspruchs als eine große Chan-
ce, um die Grundschulen an eine neue Lern- und 
Schulkultur heranzuführen, die das Kind in den 
Mittelpunkt stellt und die den Vor- und Nachmittag 
multiprofessionell zu einer pädagogischen Einheit 
verbindet. Wir dürfen – das ist richtig – keine Zeit 
mehr verlieren, und wir müssen diese Chance nut-
zen. Es geht um die Zukunft unserer Kinder. – Ich 
danke Ihnen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Die Ministerin hat die vereinbarte Redezeit um fünf 
Minuten und 28 Sekunden ausgeweitet, was jetzt 
allen Fraktionen zur Verfügung steht.
Ich eröffne die Aussprache. Als Erster hat für die 
SPD-Fraktion der Abgeordnete Martin Habersaat 
das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Damen und 
Herren! 2021 hat der Bundesrat dem Recht auf 
Ganztag zugestimmt. Spätestens seit diesem Zeit-
punkt war klar, worauf man sich in den Ländern 
vorbereiten muss, zumindest in den Ländern, in de-
nen es nicht wie in Hamburg schon ein Recht auf 
kostenfreie Ganztagsbetreuung gibt. Seitdem steht 
die Frage im Raum: Wie soll es denn in Schleswig-
Holstein werden? Leider steht die Frage auch nach 
dem Bericht eben immer noch im Raum.
SPD und SSW beantragen heute, zügig Ziele und 
Etappen für die unterschiedlichen Bereiche festzu-
legen, von den Räumen über notwendige Änderun-
gen in der Schulkultur bis hin zur Einbindung von 
externen Partnern und Personalfragen.
Verschiedene externe Partner haben sich in der Ver-
gangenheit proaktiv zu Wort gemeldet und darum 
gebeten, einbezogen zu werden. Der Kinderschutz-
bund geht heute in einer Pressemitteilung – darauf 

sind Sie kurz eingegangen, Frau Prien – so weit, ein 
Ganztagsgesetz zu fordern. Es müsse für den Start 
einen ausformulierten Mindestqualitätsstandard ge-
ben, hinter den nie wieder zurückgefallen werden 
dürfe. Ich zitiere den Kinderschutzbund weiter:

„Dazu gehört die Anerkennung und Weiter-
entwicklung der Schule als Lehr- und Le-
bensraum, der auch Rückzugsmöglichkeiten 
für die Grundschüler*innen bereithält und 
außerschulische Partner wie z. B. Sportver-
eine aktiv einbindet. Sowie ein Mitsprache-
recht der Kinder an der Ausgestaltung des 
Ganztags – weil sie allein die Expert*innen 
ihres eigenen Lebens sind – mindestens diese 
Themen müssen gesetzt sein.“

(Beifall SPD, FDP, SSW und Eka von Kal-
ben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Frau von Kalben, es freut mich, dass auch Sie das 
finden, es freut mich, dass auch viele andere das 
finden.

Auch die kommunalen Landesverbände wollen ge-
setzliche Regelungen, sind aber noch einen Schritt 
grundsätzlicher unterwegs als der Kinderschutz-
bund. Da werden landesrechtliche Regelungen zu 
Schließzeiten gefordert, zur Erhebung von Eltern-
beiträgen und zur Sozialstaffel. Die spannende Fra-
ge ist: Soll das landesweit einheitlich geschehen, 
oder machen Sie im Ganztag das, was im Kitabe-
reich gerade überwunden wurde?

Am Beispiel der Geschwisterermäßigung wird das 
relativ klar. In Ihrem Kitagesetz steht ausdrücklich, 
dass die Geschwisterermäßigung nur für Kinder 
vor dem Schuleintritt gilt. Beim Ganztag reden wir 
aber über Kinder nach dem Schuleintritt. Ich kann 
verstehen, dass die kommunalen Landesverbände 
ein Interesse daran haben, da zu Lösungen zu kom-
men.

Das gilt auch für die Schließzeit von vier Wochen. 
Der Bund hat gesagt, die Länder könnten weitere 
Regelungen über eine Schließzeit von vier Wochen 
treffen. Sie haben das bisher irgendwie vereinbart 
und wollen das nicht weiter festschreiben. Es wäre 
auch gar nicht an jedem Standort in Schleswig-Hol-
stein ein Fortschritt, wenn man auf eine Schließzeit 
von vier Wochen ginge. Denn es gibt heute schon 
Ganztagsmodelle, in denen es in den kompletten 
Ferien eine Betreuung gibt, wo Eltern ihre Kinder 
zwar individuell rausnehmen müssen, aber in denen 
es keine zentrale Schließzeit für alle zu einem Zeit-
punkt gibt.
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Aus meiner Sicht ist auch die Frage spannend: Ist 
das Ganztagsangebot durchgängig ein Bildungsan-
gebot? An dieser Frage hängt bisher in manchen 
Kreisen die Frage, ob Schulbegleitung für den 
Ganztag genehmigt wird. Wenn Sie ein Kind in der 
Schule haben, das Anspruch auf Schulbegleitung 
hat, kriegt es die für den Vormittag – inzwischen 
hoffentlich relativ problemfrei bewilligt –, und am 
Nachmittag gehen Sie dann in eine Diskussion mit 
den bewilligenden Stellen über die Frage, ob das 
Ganztagsangebot ein Freizeitangebot oder ein Bil-
dungsangebot ist. Das geht so weit, dass Eltern 
Mittagessen und Hausaufgabenbetreuung teilweise 
genehmigt bekommen, aber die danach stattfinden-
de AG nicht mehr. Das müsste man aus meiner 
Sicht regeln. Wir warten gespannt.

Die einen haben also sehr grundsätzliche Rege-
lungswünsche, die anderen würden gern endlich 
über Qualität und Inhalte sprechen. Und die Lan-
desregierung? Die hat immerhin eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt, um über Rahmenbedingungen und Qua-
lität zu sprechen. Ob und was aus den Ergebnissen 
dieser Arbeitsgruppe wird, wissen wir zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht. Leider lag noch kein Rahmenkon-
zept vor, als am 1. September 2024 um Mitternacht 
Vertreter von Kommunen aus dem ganzen Land 
vor dem Briefkasten der I‑Bank zusammenkamen, 
um ihre Investitionskostenanträge möglichst tief im 
Briefkasten zu versenken.

(Beifall SPD)

Der Start am 1. September 2024 war nach Aussage 
der Landesregierung eine Panne. Der Beginn um 
Mitternacht – dazu habe ich noch nichts gehört – 
war wohl ein Symbol für das aktuelle Miteinander 
von Land und Kommunen.

Am 23. November 2024 sollte es endlich so weit 
sein. Das war der Tag, an dem das Rahmenkonzept 
des Landes für den Ganztag in Schleswig-Holstein 
vorgestellt werden sollte – oder auch nicht. In der 
Einladung war schließlich nicht mehr von der Vor-
stellung des Rahmenkonzepts die Rede, sondern 
von der Vorstellung von Eckpunkten für ein Rah-
menkonzept.

Als dann aus dem ganzen Land Hunderte von Men-
schen in der Gemeinschaftsschule Friedrichsort zu-
sammenkamen, gab es nicht einmal die Eckpunkte 
für ein Rahmenkonzept. Das muss man sich einmal 
vorstellen: Da fahren aus ganz Schleswig-Holstein 
Hunderte von Menschen quer durchs Land, sitzen 
teilweise ein bis zwei Stunden für eine Strecke im 
Auto, investieren einen ganzen Samstag, um zu hö-
ren, wie es ab dem 1. August 2026 sein soll, und sie 

erfahren nichts; nicht einmal einen vorläufigen Ent-
wurf für einstweilige Eckpunkte eines unverbindli-
chen Rahmenkonzepts Ganztag gab es da, einfach 
nichts.

(Beifall SPD, FDP und Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Änderung des Schulgesetzes: vielleicht geplant, ha-
ben wir heute gehört. Ganztagsgesetz: auf keinen 
Fall. Rahmenkonzept Ganztag: vielleicht ja 2025. 
Und die Förderrichtlinie für die Betriebskosten: mal 
sehen.
Mein Sohn besucht einen offenen Ganztag an der 
Grundschule Schönningstedt in Reinbek und ist ein 
großer Fan. Ich muss gestehen, da habe ich, was 
die Notwendigkeit von Fachkräften angeht, neue 
Erkenntnisse gesammelt; so viele Fachkräfte sind 
da im Ganztag nämlich nicht beschäftigt. Trotzdem 
gelingt es dem Ganztag, wenn zum Beispiel im 
Sachunterricht das Thema Apfel durchgenommen 
wird, in der Forscherwerkstatt am Nachmittag Ap-
felsaft zu produzieren. Ich finde es großartig, wenn 
es solche Vernetzungen gibt. Das führt zuweilen 
dazu, dass Papa wieder nach Hause geschickt wird, 
um eine Stunde später wiederzukommen, weil der 
Apfelsaft noch nicht fertig ist und man noch nicht 
loskann. – So stelle ich mir das grundsätzlich vor, 
das finde ich gut.
Herr Koch, Sie haben eben „wow“ dazwischenge-
rufen, als von der Verdoppelung die Rede war. 
Momentan ist es so, dass an so einer Grundschule 
15 Euro je Teilnehmer und Stunde gezahlt werden, 
maximal 11.000 Euro pro Schule. Wenn Sie das 
verdoppeln, dann werden Sie keine Wow-Sprünge 
machen, was die Qualität bei Personal und Angebot 
angeht. Insofern sollten Sie Ihr Wow vielleicht noch 
einmal überdenken. – Das gilt für alle; das ist nicht 
die untere Stufe, das ist der Ist-Stand.

(Tobias Koch [CDU]: Mindestens verdop-
pelt!)

– Wenn Sie den mehr als verdoppeln, sind wir mehr 
als bereit, uns anzugucken, wie Sie das genau aus-
gestalten.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Für den 17. Dezember 2024 sind erneut Gespräche 
zwischen den kommunalen Landesverbänden und 
der Landesregierung geplant. Es ist höchste Zeit, zu 
Lösungen zu kommen. Frau Prien, ich freue mich, 
dass Sie die kommunalen Landesverbände so wahr-
nehmen, dass sie zu Lösungen kommen wollen. Ich 
habe Sie eben so verstanden, dass auch Sie zu Lö-
sungen kommen wollen. Sie müssen ja auch lang-
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sam einmal zu Lösungen kommen, denn das Ganze 
muss ja vor Ort auch noch umgesetzt werden, bevor 
der Rechtsanspruch eintritt.

Meine Damen und Herren, bisher hat die Günther-
Regierung an dieser Stelle nicht geliefert. Herr 
Koch, ich finde es gar nicht schlecht, wenn die un-
gelösten Probleme im Land mit dem Namen Daniel 
Günther verbunden werden, denn schließlich ist es 
letztlich der Ministerpräsident, der die Verantwor-
tung dafür trägt. – Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die FDP-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende 
Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Vielen Dank an die Ministerin 
für den Bericht. Frau Ministerin, ich hatte nur ei-
ne Verständnisfrage. Vielleicht können wir solche 
Wortmeldungen im Plenum in Zukunft zulassen, 
das hätte beim Verständnis geholfen. Was mit den 
Kommunen tatsächlich schon geeint ist und was 
nur die Vorstellungen der Landesregierung sind, 
ist mir aus Ihrem Bericht nicht hundertprozentig 
klargeworden. Es mag an mir liegen, aber es wä-
re nett, wenn wir uns in der Debatte austauschen 
könnten.

(Beifall FDP und SPD)

Die Ministerin hat gesagt, der Ganztagsausbau 
in Schleswig-Holstein sei nicht nur eine bedeuten-
de gesellschaftspolitische, sondern eine große bil-
dungspolitische Chance – wenn die Landesregie-
rung ein ernsthaftes Interesse daran hätte. Denn 
dass rund 20 Prozent der Grundschulkinder beim 
Lesen, Rechnen und Schreiben nicht mehr die Min-
deststandards erreichen, ist katastrophal für die 
Chancen einzelner Kinder und für uns als Gesell-
schaft insgesamt.

Deshalb müsste die Landesregierung eigentlich ein 
sehr großes Interesse daran haben, dass diese große 
Chance ergriffen wird. Leider deutet bisher alles 
darauf hin, dass die Bildungsministerin diese Chan-
ce nicht im erforderlichen Maße nutzen wird. Für 
den bereits im Jahr 2026 startenden Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbetreuung, der bereits im Jahr 2021 
beschlossen wurde, sind leider noch immer keine 
ansatzweise ausreichenden landesweiten Vorberei-

tungen getroffen worden – und das ist schon ein 
paar Tage her.
Das jetzt kürzlich gestartete Investitionsprogramm 
ist, wenn ich es richtig sehe, bereits völlig über-
zeichnet. 196 Millionen Euro – das ist jetzt schon 
ungefähr das Dreifache, wenn ich das richtig sehe. 
Viele Schulträger haben aber noch gar keine Anträ-
ge gestellt. Das postalische Antragsverfahren wurde 
von mir heute Morgen schon angesprochen. Das 
erspare ich Ihnen, aber es hat die Stimmung bei den 
kommunalen Vertretern natürlich nicht verbessert.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Deswegen muss man kein Prophet sein, um vor-
herzusagen, dass dieses klar unterdimensionierte 
Investitionsprogramm noch für viel Ärger im Land 
sorgen wird. Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, 
aber wenn ich mit verschiedenen Vertretern der 
Kommunen spreche, dann sagen sie, wenn die Zu-
sage für die 85 Prozent nicht kommt, betrifft das 
oft Bauprojekte im Millionenbereich. Dann lassen 
wir es einfach, weil wir gar nicht wissen, wie wir 
es machen sollen. Das ist ein Thema für viele Kom-
munen, das auch haushaltspolitisch elementar ist. 
Deswegen wird es noch für sehr viel Ärger sorgen, 
wenn man dort nicht irgendwie nachsteuern kann.
Es wurde zu spät gestartet, es wurde der zweite 
Schritt vor dem ersten gemacht. Bisher fehlt vor 
allem das inhaltliche Konzept für den Ganztagsaus-
bau, das diesen Namen verdienen würde. Was Ende 
November 2024 von der Ministerin präsentiert wur-
de, war meines Erachtens ein schlechter Witz. Wir 
hatten schon seit Monaten die Debatte und mit vie-
len Akteuren gesprochen. Wir haben gesagt, Ende 
November kommt das Konzept.
Dann kam Ende November 2024 die Veranstaltung. 
Die Erwartungen an die Landesregierung waren 
schon nicht rasend groß, doch selbst diese geringen 
Erwartungen wurden enttäuscht. Die Ministerin hat 
dazu heute einiges gesagt. Es ist noch immer nicht 
geklärt, welches Personal im Ganztag eigentlich 
was genau tun soll.
Mir ist nicht ganz klar, ob das mit den Kommu-
nen schon halbwegs geeint ist. Anderthalb Jahre 
vor dem Start des Rechtsanspruchs gibt es kein lan-
desweites Konzept für das Sportangebot, kulturelle 
Bildung oder eine schulische Nachhilfe am Nach-
mittag. Sie haben gesagt, das solle ein Bestandteil 
sein. Ich hielte das für richtig. Das Ganze läuft des-
halb aus meiner Sicht so, weil die Landesregierung 
eine riesengroße Angst hat, dass sie durch die Re-
geln des Konnexitätsprinzips finanziell überfordert 
werden könnte.
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Auch bei den Betriebskosten – wir reden nicht über 
85, sondern über 75 Prozent – muss langsam mal 
konkret und verbindlich definiert werden, was ei-
gentlich bei diesen 75 Prozent vom Land mitgetra-
gen wird und was nicht. – Frau Prien, vielleicht 
können Sie das gleich noch einmal klarstellen, weil 
ich es in meinen Gesprächen mit den Kommunen 
etwas anders wahrgenommen habe. Mein Eindruck 
ist, dass da noch gar nichts geeint ist.

(Beifall FDP, SPD und SSW – Serpil Midyat-
li [SPD]: Genau so!)

Das ist rechtlich nicht einfach. Was die Kommu-
nen sehr umtreibt, ist auch die Tatsache, dass 
nach wie vor eine erhebliche Unklarheit hinsicht-
lich der rechtlichen Zuständigkeit für den Anspruch 
besteht. Während die Landesregierung meint, die 
örtlichen Träger der Jugendhilfe würden für den 
Anspruch mit Blick auf das SGB VIII verantwort-
lich sein, sehen die kommunalen Landesverbände 
in der entsprechenden Vorschrift lediglich eine Auf-
gabenübertragung vom Bund an die Länder. Dabei 
haben sie meines Wissens gegenüber der Landesre-
gierung mehrfach – auch gemeinsam – angeregt, 
schulgesetzlich die Schulträger zur Umsetzung des 
Anspruchs zu verpflichten. Denn die Träger der 
Jugendhilfe sind nach Auffassung der Landesregie-
rung zwar Anspruchsverpflichtete, können aber aus 
dem Investitionsprogramm gar keine Mittel bean-
tragen und sollen dies auch hinsichtlich der Be-
triebskosten nicht können, wenn ich es richtig sehe.

Gleichzeitig könnten sie mangels einer Pflicht der 
Schulträger nicht auf diese einwirken und stün-
den dem möglichen Anspruch der Familien ent-
sprechend ziemlich schutzlos gegenüber. Die Lan-
desregierung verweigert bisher eine gesetzliche 
Verpflichtung der Schulträger, obwohl die kommu-
nalen Landesverbände meines Wissens ihr gegen-
über deutlich gemacht haben, dass sie dabei kei-
ne weitergehenden Konnexitätsforderungen geltend 
machen würden, die über die grundsätzliche Verein-
barung aus dem Jahr 2023 hinausgehen würden.

Die Kommunen fordern von der Landesregierung 
außerdem eine landesgesetzliche Regelung zu den 
wichtigen Punkten Elternbeiträge, Sozialstaffel und 
Schließzeiten. Ich finde das Wort Öffnungszeiten 
besser. Schließzeiten würden vielleicht für den Jus-
tizvollzug besser passen, aber ich finde, bei Kitas 
und Ganztag sollten wir von Öffnungszeiten reden.

(Beifall FDP, SPD und SSW – Serpil Midyat-
li [SPD]: Ja!)

Das fordern sie aus meiner Sicht völlig zu Recht.

Frau Prien hat gesagt, dass es landesweit einheitli-
che Elternbeiträge geben soll. Das wäre wirklich 
sinnvoll und notwendig, aber die Regeln für die Er-
hebung von Elternbeiträgen und für die Sozialstaf-
fel aus dem SGB VIII gelten bisher nicht für den 
schulischen Ganztag, sodass es Stand heute keine 
richtige Grundlage für die Erhebung einheitlicher 
Elternbeiträge gibt.

Bislang werden Elternbeiträge im Ganztag auf 
Grundlage des Formalabgabengesetzes erhoben, 
welches aber nur gilt, weil der Ganztag aktuell 
ein freiwilliges Angebot ist, auf das kein Rechtsan-
spruch besteht. Auch für die Gewährung einer zu-
mindest aus unserer Sicht notwendigen Sozialstaf-
fel und einer Geschwisteränderung fehlt bisher jede 
landesrechtliche Grundlage. Die Kommunen wün-
schen sich bei diesen wichtigen Themen Rechtssi-
cherheit und faire Lösungen. Das ist völlig zu Recht 
so und wird von uns als FDP-Fraktion unterstützt.

Meine Damen und Herren, ich habe jetzt ein biss-
chen mehr Hoffnung für die nächsten Tage, aber 
dieser Streit mit den Kommunen muss vonseiten 
der Landesregierung endlich zufriedenstellend ge-
löst werden. Wenn man mit den Mitgliedern der 
AG Ganztag aus den verschiedenen Verbänden 
spricht, merkt man, wie enorm groß der Frust ge-
genüber der Landesregierung mittlerweile ist. Sie 
haben über einen langen Zeitraum mitgearbeitet, 
viele Veranstaltungen gemacht, und viele haben 
sich sehr enttäuscht geäußert, dass bisher so wenig 
Konkretes vorliegt.

Das passt alles nicht zu dem Bild, das der Minis-
terpräsident heute Morgen von seiner Landesregie-
rung zeichnen wollte. Mir ist absolut bewusst, dass 
es haushaltspolitisch derzeit wirklich schwierig ist, 
aber wie es bisher gelaufen ist, ist fahrlässig. Frau 
Prien, deswegen werden Sie jetzt sehr zügig kon-
krete und gute Lösungen finden müssen. Die Kom-
munen stehen bereit. Die wissen auch, dass es 
schwierig ist, aber das, was bisher stattgefunden 
hat, ist völlig unzureichend. Es ist nicht mehr viel 
Zeit, also kommen Sie zu Potte. – Vielen Dank.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die CDU-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende 
Tobias Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Minis-
terin Prien hat es bereits gesagt: Die erste gute 
Nachricht lautet, dass aktuell von 97 Prozent der 
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öffentlichen Grundschulen in Schleswig-Holstein 
ein schulisches Ganztags- und Betreuungsangebot 
vorgehalten wird. Das spricht für gute Kommunal-
politik, die nicht erst aufgrund eines bundesgesetz-
lichen Rechtsanspruchs handelt, sondern bereits seit 
vielen Jahren den Wünschen und Bedürfnissen ih-
rer Bürgerinnen und Bürger Rechnung trägt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mit der Einführung des Rechtsanspruchs ab 2026 
fangen wir also nicht bei null an, sondern die Ganz-
tagsangebote an den Grundschulen sind ganz im 
Gegenteil bereits weit ausgebaut.

Die zweite gute Nachricht lautet: Das Land Schles-
wig-Holstein unterstützt die Schulträger finanziell 
ganz erheblich und übernimmt 75 Prozent der 
Betriebskosten auf Basis der Einnahmen aus ei-
ner Pro-Kopf-Pauschale. Trotz der bekannten Haus-
haltslage des Landes ist das Land bereit, diese Un-
terstützung in dreistelliger Millionenhöhe zu leis-
ten, obwohl der Rechtsanspruch nicht vom Land, 
sondern von den Kreisen als Jugendhilfeträger zu 
erfüllen ist.

Dazu kann es eigentlich gar keine unterschiedli-
chen Auffassungen geben. Wir haben gehört, alle 
anderen Bundesländer sehen das genauso, auch al-
le SPD-geführten Länder. Im Unterschied zu den 
anderen Bundesländern hat Schleswig-Holstein be-
reits sehr frühzeitig diese finanzielle Beteiligung 
zugesagt – in einem deutlich stärkeren Umfang als 
andere vergleichbare Bundesländer. Auch hier ma-
chen wir mehr als andere, genauso wie bei den 
Investitionskosten. Wir machen mehr als andere. 
Dann sprechen Sie hier über Unterfinanzierung, 
dass der Bedarf riesig sei – 

(Christopher Vogt [FDP]: Aber der Bedarf ist 
größer, Herr Kollege!)

– Das ist unbestritten, aber wir machen trotzdem 
viel mehr als andere vergleichbare Bundesländer. 
Das sollten Sie nicht vergessen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Unruhe)

Die dritte gute Nachricht lautet: Für das im An-
trag von SPD und SSW geforderte Rahmenkonzept 
hat Ministerin Prien bereits im November 2024 
auf der hier bereits angeführten Landeskonferenz 
zum Schulischen Ganztag den derzeitigen Stand 
vorgestellt. Das endgültige Landesrahmenkonzept 
wird im Januar 2025 vorliegen. Dem Antrag von 
SPD und SSW – Achtung: jetzt kommt die Über-

raschung – können wir deshalb heute problemlos 
zustimmen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Denn Sie fordern nichts anderes als das, was das 
Bildungsministerium ohnehin derzeit tut und in 
Kürze zum Abschluss bringen wird. Wir stimmen 
zu.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Meine Damen und Herren, anders als SPD und 
SSW, die sich in ihrem Antrag auch mit dem Lan-
desrahmenkonzept beschäftigen, hat die FDP in 
ihrem mündlichen Berichtsantrag die Frage nach 
der Finanzierung und der Höhe der Elternbeiträge 
aufgeworfen. Hierzu gibt es in der Tat noch Diskus-
sionsbedarf. Das sehe ich so, denn die abschließen-
de Vereinbarung mit den Kommunen – das haben 
wir gerade schon vernommen – ist bislang noch 
nicht zustande gekommen und hängt an weiteren 
Detailfragen. Das vereinbarte Ziel dafür war und 
ist, dass dies bis zum Ende des ersten Quartals 2025 
geschieht. Dabei – das ist die spannende Frage – 
müssen wir uns jetzt fragen, ob wir als Landtag es 
für richtig und angemessen halten, dass das Land 
im Gegenzug für eine gewährte 75‑prozentige Be-
triebskostenfinanzierung gewisse Auflagen macht.

Ich habe meine beiden Vorredner durchaus so ver-
standen. Wenn hier sogar gesetzliche Regelungen in 
den Raum gestellt werden, dann haben wir alle die 
Erwartung, dass damit auch Vorgaben vonseiten des 
Landes gemacht werden – soweit der Konsens.

(Christopher Vogt [FDP]: Logischerweise!)

Ich würde gern konkretisieren, welche Fragen wir 
dabei beantworten müssen; ich empfinde das im 
Grunde als hier schon ausgeführt.

Die erste Frage aus meiner Sicht ist: Halten wir als 
Landtag es für richtig, dass dem schulischen Ganz-
tag ein pädagogisches Konzept zugrunde liegt? – 
Ich würde sagen: Selbstverständlich, da sind wir 
uns alle einig. Ein pädagogisches Konzept erwarten 
wir im schulischen Ganztag.

Wahrscheinlich genauso selbstverständlich verhält 
es sich mit der zweiten Frage: Halten wir als Land-
tag es für richtig, dass es für Personal ohne pädago-
gische Qualifizierung – das kann es ja durchaus 
geben, wenn man auch Vereine, Verbände einbe-
zieht; das sind ja nicht alles Pädagogen – ein Fort-
bildungskonzept geben muss? – Auch da gibt es 

5640 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 75. Sitzung – Mittwoch, 11. Dezember 2024

(Tobias Koch)



hier im Plenum wahrscheinlich eine große Überein-
stimmung.

Die dritte Frage: Halten wir als Landtag es für rich-
tig, dass es für den schulischen Ganztag genauso 
wie im Kitabereich landesweit einheitliche Eltern-
beiträge geben soll? – Zumindest den Kollegen 
Vogt habe ich gerade so verstanden – beim Kolle-
gen Habersaat kann das ja noch präzisiert werden.

Im Zusammenhang damit die vierte Frage: Halten 
wir als Landtag es für richtig, dass ebenso wie 
im Kitabereich auch für den schulischen Ganztag 
eine landesweite Sozialstaffel und eine Geschwis-
terermäßigung gelten?

Meine Damen und Herren, wie gesagt, gehe ich da-
von aus, dass wir uns in diesem Haus bei allen vier 
Fragen sehr einig sind, zumindest wenn ich die da-
maligen Grundzüge der Kitadebatte nehme, bei der 
wir großen Konsens hatten, gerade was einheitliche 
Elternbeiträge anbelangte, was eine landesweite So-
zialstaffel anbelangte. Das waren nie die strittigen 
Punkte in diesem Haus.

Also gehe ich einmal davon aus: Wir haben ei-
nen Konsens in dieser Erwartungshaltung, was das 
Land im Gegenzug für 75 Prozent Betriebskosten-
beteiligung von den Schulträgern erwartet.

(Wortmeldung Christopher Vogt [FDP])

– Sehr gerne lasse ich an dieser Stelle eine Frage 
des Kollegen Vogt zu.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Das freut mich, Herr Abgeordneter. – Dann erteile 
ich dem Abgeordneten Vogt für seine Frage oder 
Zwischenanmerkung das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: Danke, dass Sie 
mir noch einmal die Finanzierung erklärt ha-
ben, die wir damals gemeinsam auf den Weg 
gebracht haben. Ich bin ja auch nicht mehr so 
jung.

(Zuruf)

Das Zweite ist: Ich wollte einmal fragen, wie 
Sie diese Punkte denn gesetzlich regeln wol-
len. Das ist die spannende Frage, die ich auch 
schon angerissen habe. Soll es aus Ihrer Sicht 
landesweit einheitliche Elternbeiträge geben 
oder wie bei der Kita einen landesweiten De-
ckel, also sozusagen eine Obergrenze bei den 
Beiträgen?

Tobias Koch [CDU]: 
Zum ersten Teil der Frage: Aus unserer Sicht be-
darf es dafür genau wie in allen anderen Bundes-
ländern keines Landesgesetzes, sondern wir treffen 
eine Vereinbarung mit den Kommunen. Wir regeln 
den Betriebskostenzuschuss, und wer den Betriebs-
kostenzuschuss des Landes in Anspruch nehmen 
möchte, muss dann auch gewisse Auflagen erfüllen. 
Dafür brauchen wir keine gesetzliche Regelung, das 
sind quasi die Förderrichtlinien für den Betriebs-
kostenzuschuss. Nur wer die einhält, bekommt die 
entsprechende Förderung des Landes.

(Serpil Midyatli [SPD]: Die Kommunen sa-
gen: Das machen wir nicht mit!)

– Das ist das schöne Stichwort; ich wollte darauf 
direkt eingehen und in meiner Rede fortfahren, aber 
ich will natürlich die Zwischenfragen hier nicht un-
terbinden.
Im zweiten Teil muss man dann eben klären: Ich 
ginge erst einmal von einem landesweit einheitli-
chen Betrag aus. Gäbe man den Kommunen die 
Möglichkeit, nach unten abzuweichen, fände ich es 
genauso gut – insofern: vermutlich eher ein Deckel 
als eine Pflicht, diesen Elternbeitrag zu erheben. 
Aber klar ist immer: Wenn die Kommune nach 
unten abweicht, muss es dann aber auch von ihr 
finanziert werden. Denn es ist ja so geregelt: erst 
der Elternbeitrag, und den Rest, der dann verbleibt, 
teilen wir uns 75:25. Wenn man als Kommune also 
sagt: „Wir verzichten auf Elternbeiträge“, geht das 
zulasten des kommunalen Anteils. Dann wäre das 
auch mit einem Deckel möglich.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage oder Anmerkung des Herrn Abge-
ordneten Vogt?

(Wortmeldung Martin Habersaat [SPD])

Tobias Koch [CDU]: 
Wenn der Kollege Habersaat so lange Geduld hat – 
gern eine zweite Frage vom Kollegen Vogt.

Christopher Vogt [FDP]: So, wie ich ihn 
kenne, hat er Geduld. Wir haben ja Zeit.
Ich hatte eben darauf hingewiesen: Bisher 
läuft, die Beiträge einzuziehen, über das 
Kommunalabgabengesetz. Das geht bisher, 
weil es keine Pflicht ist. Wenn es aber ei-
nen Rechtsanspruch gibt – ich habe auf das 
rechtliche Problem ja verwiesen –, meinen 
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Sie nicht, wenn Sie sagen, Sie machen keine 
gesetzliche Regelung, dass es, so wie Sie es 
regeln wollen, ein rechtliches Problem gäbe? 
Oder sehen Sie das Problem gar nicht?

– Nein, das sehe ich nicht. Es gibt einen Rechtsan-
spruch, und der Kommune steht es zukünftig wei-
terhin frei, ob sie Elternbeiträge erhebt. Das Kon-
zept hatte ich gerade schon erläutert.

Wir knüpfen die Förderung von 75 Prozent an ei-
nen landesweit einheitlichen Elternbeitrag. Wenn 
die Kommune diesen nicht erhebt – hatte ich gerade 
schon erläutert –, müsste das von ihr kompensiert 
und ausgeglichen werden. Insofern ist es nach wie 
vor im Rahmen des bestehenden Regelwerks mög-
lich, Elternbeiträge wie bisher zu erheben. Förder-
bedingung wäre im Grunde, diesen Elternbeitrag zu 
erheben. Wenn die Kommune davon abweicht, weil 
sie es nicht möchte, verändern sich entsprechend 
die Finanzierungsanteile.

(Christopher Vogt [FDP] kehrt zu seinem 
Platz zurück)

Das ist, glaube ich, im Rahmen des jetzigen Rechts 
regelbar. – Aber nehmen Sie gern schon Platz.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten sie eine Frage 
oder Anmerkung des Herrn Abgeordneten Haber-
saat?

Tobias Koch [CDU]: 
Das tue ich, Frau Präsidentin.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank, 
Herr Kollege Koch. – Ich bin deutlich älter 
als Kollege Vogt, aber kann auch noch gut 
stehen.

(Lars Harms [SSW]: Das wissen wir! – Zuruf 
Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Ich wollte Ihnen die Gelegenheit geben, noch 
einmal die Beziehungen zu den Kommunen 
zu erläutern. Jetzt glaube ich in Ansätzen 
nachvollzogen zu haben, wie Sie es regeln. 
Sie sagen: Sie machen eine Förderrichtlinie, 
und da steht drin: Ihr dürft maximal vier Wo-
chen geschlossen haben, ihr müsst Geschwis-
terermäßigung machen, ihr müsst eine Sozi-
alstaffel haben, und ihr müsst einen einheitli-
chen Betrag oder dürft nur einen Maximalbe-
trag nehmen. Wenn ihr euch an all das haltet, 
kriegt ihr die 75 Prozent und sonst nicht.

Aber wie wird denn dann der Rechtsanspruch 
gewährleistet? Was passiert denn, wenn eine 
Kommune sagt: „Dann eben nicht“? Wir im 
Land unterscheiden zwischen Schulträgern 
und Jugendhilfeträgern. Wer ist aus Ihrer 
Sicht denn am Ende dafür zuständig, dafür 
zu sorgen, dass die Betreuung stattfindet?

– Erst einmal freue ich mich, wenn diese Debat-
te schon zur Aufklärung beigetragen hat und wir 
jetzt für ein besseres Verständnis gesorgt haben 
sollten. Die zweite Frage ist aber ganz eindeutig zu 
beantworten: Der Rechtsanspruch richtet sich gegen 
den Jugendhilfeträger. Der muss dafür sorgen, dass 
dieser Rechtsanspruch erfüllt wird. Wenn er nicht 
bereit ist, diese Finanzierungsvereinbarung – diese 
Förderrichtlinie – in Anspruch zu nehmen, dann 
muss er auf anderen Wegen dafür sorgen. Dann 
zahlt er es aber zu 100 Prozent alleine und muss 
den Rechtsanspruch trotzdem erfüllen. Da gibt es 
kein Wenn und Aber.

(Unruhe – Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Die 
haben gar keine Möglichkeit!)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Die Frage war beantwortet, aber gestatten Sie eine 
weitere Frage oder Anmerkung des Abgeordneten 
Habersaat?

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank. – 
Der Jugendhilfeträger hat gar nicht in jedem 
Fall Zugriff auf Schulen.
(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Gar nicht!)
Da würde mich interessieren, wie Sie sich 
das vorstellen.
Das Zweite ist: Die kommunalen Landesver-
bände teilen Ihnen mit, dass sie genau das, 
was Sie beschreiben, ausdrücklich nicht wol-
len und sich eine gesetzliche Regelung wün-
schen. Und Sie sagen: „Das gibt es nicht“, 
aber Sie sind trotzdem zuversichtlich, dass 
man sich in Kürze einigt.

– Auch das haben Sie richtig verstanden, wobei 
das Ziel wäre, sich zu einigen. Aber da haben wir 
vielleicht alle noch einen Teil an Aufgaben zu leis-
ten. Noch einmal: Ich kenne die Forderung unse-
rer kommunalen Landesverbände. Trotzdem wissen 
wir: In keinem anderen Bundesland wird das auf 
diese Art und Weise geregelt. In jedem anderen 
Bundesland geht das ebenfalls so, wie ich es gerade 
zu skizzieren versucht habe. Dann wird es auch in 
Schleswig-Holstein, auch mit unseren kommunalen 
Landesverbänden, möglich sein.
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(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich wäre am Ende der Antwort – auch Sie dürfen 
sich wieder setzen.

Wir haben alle noch eine Aufgabe zu leisten, weil 
es da tatsächlich hakt. Das nehme ich auch so wahr. 
Aber wenn wir ein gemeinsames Grundverständnis 
von dieser Erwartungshaltung haben, dass wir all 
diese Voraussetzungen, die der Kollege Habersaat 
erwähnt hat, als Land gern erfüllt wissen wollen – 
die Kollegin Midyatli hat heute Morgen gesagt, bei 
ihr gelänge das alles immer einvernehmlich mit den 
Kommunen –, dann sollten wir wirklich versuchen, 
gemeinsam auf unsere kommunalen Landesverbän-
de einzuwirken, dass diese Finanzierungsvereinba-
rung und die Förderung so zustande kommt und 
die Kommunen sich dem nicht aufgrund eines An-
spruchs verweigern, ein Gesetz zu bekommen, das 
es in keinem anderen Bundesland gibt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Wortmeldung Serpil Midyatli [SPD])

– Jetzt die Kollegin.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine Frage 
oder Anmerkung von Frau Midyatli?

Serpil Midyatli [SPD]: Das ist im Grunde 
genommen ein rein kollegialer Ratschlag. 
Die kommunalen Landesverbände verfolgen 
gerade Ihre Rede. Ich weiß nicht, wie es bei 
Ihnen läuft, aber ich habe gerade ziemlich 
viel Traffic, was Nachrichten angeht. Viel-
leicht sollten Sie vor der Weihnachtspause 
noch einmal das eine oder andere Gespräch 
führen. Denn Sie haben gerade für sehr viele 
– ich sage es zumindest einmal so – Missver-
ständnisse gesorgt, was denn jetzt mit der 
Landesregierung vereinbart worden ist.

Also, rein kollegial – weil ich Integration so 
gut kann – vermittle ich es hier zumindest 
einmal: Der eine oder andere Anruf täte, 
glaube ich, ganz gut.

Tobias Koch [CDU]: 
Keine Sorge, Frau Kollegin. Auch wir sind in Ge-
sprächen. Insofern: Das machen wir ohnehin, dar-
auf haben Sie kein Monopol.

(Beifall CDU)

Ich freue mich immer über Gäste. Sie kennen ja die 
Vereinbarung: Wir sprechen die Tribüne trotzdem 
nicht direkt vom Rednerpult aus an.

(Serpil Midyatli [SPD]: Nicht Tribüne – Li-
vestream!)

– Livestream? – Wunderbar. Allen Zuschauern am 
Livestream herzlich willkommen. Schön, dass Sie 
bei dieser Debatte zuhören. Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Serpil Midyatli 
[SPD]: Fertig? – Okay, wunderbar!)

Wichtig wäre noch zu betonen, dass wir uns bei 
allen spannenden Finanzierungsfragen, die immer 
wichtig sind, nicht den Blick dafür verstellen soll-
ten, worum es beim schulischen Ganztag eigentlich 
geht. Das ist nämlich etwas ganz anderes. Es geht 
nämlich um unsere Kinder, die nach der Schule gut 
aufgehoben sein sollen, deren Talente und Fähig-
keiten mit zusätzlichen Angeboten gefördert wer-
den sollen, für die wir uns Chancengerechtigkeit 
wünschen und deshalb mit dem schulischen Ganz-
tag bestehende Benachteiligungen abbauen wollen 
und deren Entwicklung zu selbstständigen Persön-
lichkeiten gefördert werden soll.
Ich finde, darauf sollten wir viel mehr Kraft und 
Zeit in unserer politischen Arbeit verwenden und 
deshalb die notwendigen Finanzierungsfragen mög-
lichst schnell und einvernehmlich regeln. Das wäre 
mein Wunsch in dieser vorweihnachtlichen Zeit. 
Lassen Sie uns alle daran mitwirken, dass dieser in 
Erfüllung geht. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
der Abgeordnete Malte Krüger das Wort.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Vielen Dank für 
Ihren Bericht, Frau Ministerin Prien. Ich möchte 
mich dem Appell von Tobias Koch gleich zu Be-
ginn meiner Rede ausdrücklich anschließen, weil 
ich das auch für außerordentlich wichtig halte, dass 
wir – eben alle Fraktionen – versuchen, uns an die-
ser Mammutaufgabe Ganztag effektiv zu beteiligen 
und wirklich zu gucken, dass wir da etwas ganz, 
ganz Wertvolles schaffen.
Warum ist das so wichtig? – Wir debattieren hier 
über einen ganz essenziellen Anspruch für unse-
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re Gesellschaft. Der Bundestag hat sich in seiner 
19. Legislaturperiode endlich auf den Weg gemacht 
und für den Rechtsanspruch auf Ganztag ausge-
sprochen. Damit ist eine Menge an Hoffnung ver-
bunden. Die Erwartungen in Schleswig-Holstein an 
den Ganztag sind enorm. Ich habe gestern mit mei-
ner Mutter telefoniert, und ich habe sie gefragt, wie 
sie das eigentlich alles geschafft hat, als mein Bru-
der und ich noch in der Grundschule waren – ohne 
Ganztagsanspruch. Es gab zwar die Möglichkeit, an 
einzelnen Tagen ein bis zwei Stunden länger in der 
Schule betreut zu werden. Das hieß, dass man dort 
Spiele spielen konnte, bevor es dann nach Hause 
ging. Einen Bildungsanspruch hatte das Angebot 
aber nicht. Da ging es eher um Verwahren, bis die 
Eltern von der Arbeit kommen. Für meine Mutter, 
die während meiner Grundschulzeit durchgehend 
gearbeitet hat, war das hilfreich, aber sie konnte 
dadurch trotzdem nicht in Vollzeit arbeiten. Es sind 
eben vor allem Frauen, die dadurch nicht Vollzeit 
arbeiten können und konnten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Peer 
Knöfler [CDU] und Wiebke Zweig [CDU])

Meine Mutter erzählte mir gestern, dass sie eigent-
lich in der Zeit alles Geld, allen Lohn, den sie 
verdient hat, für Tagesmütter, Betreuung in der 
Schule und Fahrtkosten ausgegeben hat. Das kann 
es nicht sein. Deshalb ist es bei aller Kritik, die wir 
momentan immer wieder an dem Rechtsanspruch 
für Ganztagsbetreuung hören, trotzdem richtig, dass 
wir uns ab 2026 auf den Weg machen. Das ist eine 
richtige Entscheidung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Beim Rechtsanspruch auf Ganztag geht es darum, 
eine gute Kinderbetreuung sicherzustellen, da diese 
entscheidend für die Gleichberechtigung von Frau-
en und Männern ist. Sie ist aber eben auch für die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf entscheidend. 
Es geht beim Ganztag also um Gleichstellung, es 
geht um Familienpolitik, es geht auch um Arbeit-
nehmer_innenpolitik. Mir ganz wichtig – das hat 
die Ministerin auch gesagt –: Es geht eben auch um 
das Thema Bildungsgerechtigkeit.

(Beifall Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Eka von Kalben [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Dies alles gelingt nur, wenn wir eine qualitativ 
hochwertige Betreuung und Bildungsinfrastruktur 
am Nachmittag haben. Dafür setzen wir uns in 
Schwarz-Grün ein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Obwohl sich Landesregierung und kommunale 
Landesverbände bereits auf Eckpunkte zu den Be-
triebskosten geeinigt haben – das Land übernimmt 
ja die 75 Prozent der Betriebskosten –, sind die 
Verhandlungen zäh, und sie sind eben noch nicht 
abgeschlossen. Ich bedauere es sehr, dass wir da 
noch nicht weiter sind.
Bei der Landeskonferenz zum Ganztag im Novem-
ber wurden weit über 250 Fragen an das MBWFK 
gestellt. Das zeigt, dass es viele engagierte Men-
schen bei diesem Thema gibt. Es zeigt eben auch, 
dass noch viele Fragen geklärt werden müssen.
Dort wurde auch über das Anreizsystem gespro-
chen. Ich halte das angedachte Anreizsystem des 
Bildungsministeriums bezüglich der Fachkräfte und 
der Gruppengröße für eine richtige und gute Idee. 
Uns Grünen ist es wichtig, dass die Förderung des 
Ganztages an eine Sozialstaffel und Geschwisterer-
mäßigung gekoppelt ist, um sicherzustellen, dass 
alle Kinder – unabhängig von der finanziellen Si-
tuation ihrer Familien – Zugang zu ganztägigen Bil-
dungsangeboten haben.
Um die Qualität der Angebote zu sichern und den 
Fachkräften die notwendigen Kompetenzen für eine 
kindgerechte Betreuung zu vermitteln, braucht es 
insbesondere für Personal ohne pädagogische Qua-
lifikation ein Fortbildungskonzept. Auch das sollte 
bei dem Anreizsystem berücksichtigt werden. Uns 
Grünen – das dürfte niemanden verwundern – ist 
das Thema Inklusion enorm wichtig. Ehrlich gesagt 
habe ich von SPD und FDP dazu nichts gehört, aber 
vielleicht tut Herr Habersaat das hier jetzt gleich.

(Beate Raudies [SPD]: Das ist ja wohl 
das Allerletzte! – Zuruf Birgit Herdejürgen 
[SPD])

– Frau Raudies, okay, dann habe ich das vielleicht 
an der Stelle nicht gehört.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Krüger, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Anmerkung des Herrn Abgeordne-
ten Habersaat? – Der steht da nämlich am Mikro-
fon.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, natürlich.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank, 
Herr Kollege Krüger. – Noch einmal in mei-
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nen Worten: Tatsächlich habe ich über Pro-
bleme in der Schulbegleitung – relativ aus-
führlich sogar – gesprochen. Das ist aber gar 
nicht der Punkt.
Ich wollte von Ihnen gern dieses Anreizsys-
tem noch einmal näher erläutert haben. So 
wie Sie es jetzt geschildert haben, ist es so, 
dass ein Ganztagsangebot mit schlechterer 
pädagogischer Qualität und weniger Fach-
kräften eine geringere Pro-Kopf-Pauschale 
bekommt und eines mit höherem pädagogi-
schem Personalanteil und so weiter mehr. 
Allerdings sind dann ja die Kosten sehr un-
terschiedlich. Wenn ich nur 500-Euro-Kräfte 
beschäftige und davon 75 Prozent vom Land 
erstattet bekomme, ist es ja deutlich weni-
ger, als wenn ich Fachpersonal beschäftige. 
Andererseits ist aber mein 25-Prozent-Anteil 
auch deutlich höher, wenn ich mehr Fachper-
sonal beschäftige. Wo ist denn da der Anreiz, 
mehr Fachpersonal zu beschäftigen, wenn es 
für mich doch dann deutlich teurer wird?

– Ich kann es Ihnen nicht zu 100 Prozent korrekt 
beantworten, weil ich bisher auch nur die Aussage 
des Bildungsministeriums von Ende November da-
zu kenne. So wie ich es verstehe, gibt es mindestens 
diese drei Kriterien. Da geht es zum Beispiel um 
außerschulische Akteure, es geht um die Gruppen-
größe, und es geht um die Fachkräfte. Wenn man 
diese Kriterien zusammendenkt, ergibt das dann ei-
nen Schuh. Wie das jetzt bei der konkreten Frage 
ist, kann ich Ihnen nicht beantworten. Da werden 
wir sicherlich auf Januar warten müssen und auf 
die weiteren Gespräche auch mit den kommuna-
len Landesverbänden bis Ende des ersten Quartals 
2025.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Birgit Herdejürgen [SPD]: 
Aber er war es, der das Wort Anreiz benutzt 
hat, oder?)

Uns Grünen ist das Thema Inklusion enorm wich-
tig. Wir wollen unsere Schulen zu inklusiveren Or-
ten machen. Dazu gehört natürlich der Ganztag. Ich 
weiß, dass das Thema insbesondere der Staatssekre-
tärin sehr, sehr wichtig ist, und ich ermutige aus-
drücklich, dass wir beim Ganztag auch beim Thema 
Inklusion in Schleswig-Holstein vorangehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Cornelia Schmachtenberg [CDU])

Im Januar wird das Bildungsministerium das Rah-
menkonzept zur Qualität im Ganztag vorstellen. Ich 
wünsche mir, dass dieses Rahmenkonzept die Be-

dürfnisse der Kinder in den Mittelpunkt stellt. Ich 
wünsche mir außerdem, dass dabei folgender Punkt 
Beachtung findet, den ich hier schon einmal bei 
der vergangenen Debatte zum Ganztag gesagt ha-
be: Bei der Ausgestaltung von Ganztagsangeboten 
gilt es meiner Meinung nach, Vor- und Nachmittag 
gewinnbringend miteinander zu verknüpfen. Das 
Ganztagskonzept sollte sinnvoll mit den Fachanfor-
derungen verzahnt werden und neben Bildungsleit-
linien Erfahrungen von Vereinen und außerschuli-
schen Bildungsträgern sowie aus dem Perspektiv-
Schul-Programm berücksichtigen.
Wir haben in Schleswig-Holstein eine Ausgangsbe-
dingung, auf der wir aufbauen können. Es ist nicht 
so, als ob wir an unseren Schulen gerade gar keine 
Angebote haben. Darauf hat die Ministerin in ihrem 
Bericht verwiesen. Deswegen auch von meiner Sei-
te ein Dankeschön an alle, die jetzt schon Ganztags-
angebote machen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Es soll nicht von heute auf morgen alles am beste-
henden Angebot verändert werden. Dafür braucht 
es eine langfristige Vision für den Ganztag, damit 
wir uns Stück für Stück einer gemeinsamen Vorstel-
lung des Ganztags nähern. Dafür war ein breiter 
Beteiligungsprozess notwendig. Den hat das Minis-
terium auf die Beine gestellt. Dafür bin ich sehr 
dankbar.
Gleichzeitig sind wir hinter dem Zeitplan, was ich 
sehr bedauere. Ich kann verstehen, dass die kom-
munalen Landesverbände Interessen haben und in 
den Verhandlungen alles rausholen wollen, was 
geht. Aber ich habe kein Verständnis mehr für die-
se Blockadehaltung. Die kommunalen Landesver-
bände sollten meiner Meinung nach eine Schippe 
runternehmen, die Blockadehaltung an der Stelle 
verlassen und ernsthaft an Kompromissen arbeiten.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wenn das gelingt, dann werden wir die Erwartun-
gen an den Ganztag erfüllen können.
Zu guter Letzt: Es gibt ja noch den SPD-Antrag. 
Der Bericht war das eine, aber es gibt – das ist 
das andere – noch den SPD-Antrag. In dem SPD-
Antrag geht es um Angebote und Einbindung von 
externen Partner_innen, es geht um Personal, es 
geht um Schulkultur, und es geht um Raum.
Herr Habersaat, ich habe es wirklich nicht verstan-
den. Wie ich jetzt gelernt habe, sollen wir über Öff-
nungszeiten und nicht über Schließzeiten sprechen. 
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Sie haben über Geschwisterermäßigungen gespro-
chen, aber all das findet sich gar nicht in Ihrem An-
trag. Ich verstehe nicht, warum Sie darauf in Ihrer 
Rede so einen großen Schwerpunkt legen, aber in 
dem Antrag nicht. Ich kann Ihnen nur sagen: Dem 
Antrag, wie er jetzt vorliegt, werden wir auf jeden 
Fall zustimmen können, weil er dem entspricht, was 
wir auch wollen. – Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SSW-Fraktion hat die Abgeordnete Waldin-
ger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich möchte mich zunächst bei der Ministe-
rin für ihren mündlichen Bericht bedanken. Außer-
dem möchte ich mich beim Fraktionsvorsitzenden 
der CDU dafür bedanken, dass er uns mitgeteilt hat, 
dass die Koalition dem Antrag von SSW und SPD 
zustimmen wird.

(Lars Harms [SSW]: Das ist ja auch ein guter 
Antrag!)

Dann möchte ich mit meiner Rede beginnen und 
mit Erlaubnis der Präsidentin aus einer gemeinsa-
men Pressemitteilung der „Informellen Austausch-
gruppe zum Ganztag“ in Schleswig-Holstein zitie-
ren, die in einem Statement festgestellt hat:

„Kein Fortschritt: Der Entwurf des Rahmen-
konzepts ‚Gute Ganztagsbildung und -betreu-
ung in gemeinsamer Verantwortung‘ ist zu 
unverbindlich. Die erneute Zeitverschiebung 
ist nicht nachvollziehbar“

– Ich finde, wenn man das über die Veranstaltung 
am 23. November 2024 liest – ich war leider durch 
einen privaten Termin verhindert –, ist das schade.
Denn man muss sagen: Wir wissen, dass der Bund 
2023 den gesetzlichen Anspruch auf einen Platz im 
Ganztag beschlossen hat. Im Bundesrat ist das ge-
nehmigt worden, und wir im Land müssen das jetzt 
umsetzen. Ja, es ist richtig, 97 Prozent der Grund-
schulen in Schleswig-Holstein bieten schon ein of-
fenes Ganztagsangebot an. Das ist auch gut so. Die 
Herausforderung – die Ministerin hat es gesagt – 
besteht jetzt darin, dass es zwar einen 75-prozen-
tigen Betriebskostenzuschuss gibt – der Fraktions-
vorsitzende hat es dankenswerterweise noch einmal 
aufgebröselt, wie das aussehen soll –, dass wir aber 

de facto eine Pro-Kopf-Pauschale haben möchten, 
die drei Kriterien beinhaltet, sodass wir aufwach-
send gleiche Voraussetzungen und Bildungschancen 
an unseren Grundschulen in ganz Schleswig-Hol-
stein bekommen. Darüber müssten wir uns doch 
eigentlich einig sein.
Ich weiß, dass wir Grundschulen und Schulträger 
in Schleswig-Holstein haben, die finanzstark sind. 
Die haben natürlich ganz viel Sozialpädagogen, die 
können ein ganz anderes Personal wuppen als viel-
leicht ein finanziell nicht so gut gestellter Schulträ-
ger, der deshalb ganz viel mit Ehrenamt und Mini-
jobs machen muss. Wenn wir uns darüber unterhal-
ten, dass der Ganztag so wertvoll für unsere Kinder 
ist, dann muss es auch überall den gleichen An-
spruch an das Personal geben, das dort vorgehalten 
werden soll. Deshalb muss es eine Pro-Kopf-Pau-
schale geben, die diese Kriterien beinhaltet, damit 
auch die Schulträger, die sich das vielleicht im ers-
ten Moment nicht leisten können, einen Anreiz be-
kommen, auf den Markt zu gehen und zu schauen, 
wo sie dieses pädagogische Personal herbekommen 
können.
Wir haben über Öffnungszeiten gesprochen. Lieber 
Kollege Malte Krüger, wir haben in unserem An-
trag von SPD und SSW nicht noch einmal explizit 
die Geschwisterregelung aufgenommen, weil das 
Thema im mündlichen Bericht, den die FDP gefor-
dert hat, enthalten ist. Dazu kann also etwas in der 
Rede gesagt werden. Man muss nicht immer alles 
doppelt machen. Wir haben auch schon ganz viel 
über die Sozialstaffel und Geschwisterregelung ge-
sprochen.
Der nächste Punkt ist: Wir alle sind für Inklusion. 
Wir wissen auch alle, dass es ein Problem ist, für 
unsere Schülerinnen und Schüler an unseren För-
derzentren einen Ganztag hinzubekommen. Kollege 
Martin Habersaat hat die Schulbegleitung angespro-
chen. Ich finde, dass alles sind Probleme, die wir 
schon häufig hier diskutiert haben, die aber weiter 
bestehen. Aber auch ein Kind, was eine Schulbe-
gleitung benötigt, um die Schule zu besuchen, hat 
einen Anspruch darauf, nachmittags in einem Ganz-
tag mit den Freunden aus der Klasse zusammenzu-
kommen. Diese Herausforderung muss gelöst wer-
den, denn es geht hier nicht nur um Hausaufgaben 
und Mittagessen.
Die nächste Herausforderung ist, wie wir unsere 
Vereine und Verbände in den Ganztag integrieren 
können. Die Arbeitsgruppe hat in ihrem Statement 
geschrieben, dass sie weiterhin für den Austausch 
zur Verfügung steht und natürlich gern mit in den 
Ganztag eingeplant werden möchte. Ich glaube, 
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wenn der Ganztag wirklich gut gelingen – was wir 
alle wollen – und die Bildungsbiografien unserer 
Kinder in Teilen positiv verändern soll, dann müs-
sen wir in den Ganztag die Vereine und Verbände 
mitnehmen, die dafür Sorge tragen, dass Lernen 
an einem anderen Ort möglich wird, dass es mög-
lich wird, dass die Kinder soziale und kulturelle 
Kompetenzen erwerben können. Denn auch das ist 
super, super wichtig.

(Birte Pauls [SPD]: Eine Doppelsprachig-
keit!)

Bei all den Herausforderungen, die in den nächs-
ten Monaten noch zu bewältigen sind, damit die 
Träger anfangen können, den Ganztag auszubauen, 
muss klar sein: Wir müssen auch die Schulträger 
der Ersatzschulen und des dänischen Schulvereins 
einbinden, denn die Schülerinnen und Schüler von 
ihnen haben genauso einen Anspruch darauf, dass 
sie in einen offenen Ganztag kommen.
Auch wenn wir vor großen, großen finanziellen 
Herausforderungen stehen, denn wir haben Kom-
munen die noch einen guten Haushalt haben, wir 
haben leider aber auch ganz viele Kommunen, die 
einen nicht so guten Haushalt haben, muss es der 
Weg der Landesregierung sein, allerspätestens Ende 
Januar – allerspätestens! – ein Konzept vorzulegen, 
damit alle Schulträger Bescheid wissen. Außerdem 
ist das wichtig, weil die Eltern 2025, in der Mitte 
des Jahre 2025, ihre Kinder für die 1. Klasse in der 
Schule anmelden müssen. Dann machen sie sich 
darüber Gedanken: Gibt es in meiner Schule ein 
Angebot für den offenen Ganztag, ja oder nein?
Ich bin gespannt, ob wir Ende Januar 2025 tatsäch-
lich dieses Eckpunkte- oder Rahmenkonzept der 
Ministerin bekommen und hier auch noch einmal 
diskutieren können, ob wir dann endlich in die Um-
setzung kommen und all die Sachen, die wir hier 
schon so häufig diskutiert haben, auch mitgenom-
men werden.
Ich bedanke mich bei allen, die in diesem Prozess 
immer wieder – auch wenn sie manchmal das Ge-
fühl haben, das ist ein bisschen hoffnungslos – wei-
termachen. Denn am Ende des Tages wollen wir 
alle, dass wir für unsere Kinder in Schleswig-Hol-
stein eine bessere Bildung erreichen. Das werden 
wir nur erreichen, wenn wir alle mitnehmen, die 
in diesem Verbund arbeiten. Ich gebe die Hoffnung 
also nicht auf, bin gespannt auf Ende Januar, freue 
mich auf das Konzept und darüber, dass wir das 
heute hier noch einmal diskutiert haben.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Wir haben noch unterschiedliche Restredezeiten der 
einzelnen Fraktionen. Besteht Bedarf daran? Dann 
nenne ich sie einzeln. – Das scheint nicht der Fall 
zu sein. Es liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor, und ich schließe die Beratung.
Ich stelle zunächst fest, dass der Berichtsantrag, 
Drucksache 20/2718, durch die Berichterstattung 
der Landesregierung seine Erledigung gefunden 
hat.
Wir kommen zur Abstimmung zu a), Antrag 
der Fraktionen von SPD und SSW, Drucksache 
20/2714 (neu). Ich lasse über den Antrag in der 
Sache abstimmen. Wer dem zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist einstimmig 
so beschlossen.

(Beate Raudies [SPD]: Weihnachtsfrieden! – 
Weitere Zurufe)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf:

Missbilligungsantrag zum Umgang der Sozial-
ministerin mit der Aktenordnung

Antrag der Fraktionen von SPD, FDP und SSW
Drucksache 20/2719

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die SPD-
Fraktion hat der Abgeordnete Niclas Dürbrook.

Niclas Dürbrook [SPD]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Kein Thema hat uns im Innenausschuss 
im vergangenen Jahr so regelmäßig beschäftigt wie 
die Affäre um Ministerin Touré und ihre ehemalige 
Staatssekretärin. Dass das Ganze so lange gedauert 
hat, liebe Kolleginnen und Kollegen, verantwortet 
die Landesregierung.

(Beifall SPD und FDP)
Denn es lag an einer Sozialministerin, die Nach-
richten auf ihrem Diensthandy automatisiert lö-
schen lässt, das aber erst einräumte, als im Aus-
schuss Lücken auffielen, übrigens bis heute ohne 
jedes Unrechtsbewusstsein. Es lag an der Staats-
kanzlei, die viel Geld für ein externes Gutachten 
ausgab, um Akten geheim zu halten, die kurz dar-
auf ohnehin nicht mehr vertraulich sein mussten. 
Es lag an einem Sozialministerium, das auf unsere 
Nachfrage hin noch ein Dreivierteljahr nach Beginn 
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des Aktenvorlagebegehrens Kommunikation fand, 
die man längst an das Parlament hätte überstellen 
müssen. Da hat man sich in der Landesregierung 
wirklich nicht mit Ruhm bekleckert, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Wenn wir in der Chronologie ein bisschen zurück-
gehen, dann begann die ganze Affäre mit einem ge-
stoppten Verfahren rund um eine Stellenbesetzung 
für die geplante Antidiskriminierungsstabsstelle. 
Schuld daran hatte aus Sicht von Ministerin Touré 
ihre damalige Staatssekretärin Samadzade, die ein 
Nahverhältnis zu dem Bewerber verschwiegen ha-
ben soll. Heute wissen wir: Die geplatzte Besetzung 
kam der Ministerin gut zu Pass, denn damit war si-
chergestellt, dass es zu keinen lästigen Konkurren-
tenklagen kommen konnte, in deren Kontext wohl 
sicher herausgekommen wäre, dass die Ministerin 
kurz vor einem hochoffiziellen Besetzungsverfah-
ren ein höchst inoffizielles Kennenlerngespräch mit 
dem Bewerber für die Stabsstelle in den Räumen 
der Grünen-Landtagsfraktion geführt hatte.

Fest steht: Danach war das Tischtuch zerschnit-
ten. Staatssekretärin Samadzade sollte gehen, die 
Öffentlichkeit wurde informiert, die Abschiedspar-
ty war schon geplant. Und dann passierte: nichts. 
Plötzlich und überraschend blieb die Staatssekretä-
rin auch nach dem 1. September 2023. Bei den 
Kollegen der FDP führte das zu Verwunderung 
und zu einer Kleinen Anfrage. Nach den konkre-
ten Gründen für die Verschiebung des Abschieds 
gefragt, verwies das Ministerium auf Probleme bei 
der Rückkehr in den Richterdienst nach Hamburg.

Das ist eine Antwort gewesen, von der wir heute 
aus gleich zwei Gründen wissen, dass sie nicht 
vollständig war. Zum einen war es der Ministerin 
bis unmittelbar vor dem Zeitpunkt des geplanten 
Ausscheidens nicht gelungen, eine Nachfolge zu 
finden, wie sie später im Ausschuss selber einräum-
te. Zweitens war die Antwort auf die Kleine An-
frage zum Zeitpunkt der Veröffentlichung auch in 
der Sache überholt. Denn zwischenzeitlich hatte 
die Staatssekretärin den uns allen bekannten Post 
gelikt. In der Landesregierung ging es längst nur 
noch darum, wie man diese Staatssekretärin mög-
lichst schnell loswurde. Den Hinweis auf diese be-
kannten Details ersparte man sich in der Antwort 
auf die Kleine Anfrage lieber. Das ist menschlich 
verständlich, aber parlamentarisch nicht akzeptabel. 
Wir müssen uns darauf verlassen können, dass wir 
von der Landesregierung korrekte und vollständige 
Antworten erhalten.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Nicht weniger darf unser Anspruch als Parlament 
sein – übrigens vollkommen unabhängig davon, ob 
man gerade in der Regierung oder in der Oppositi-
on sitzt. Wir haben zusammen einen gemeinsamen 
Kontrollauftrag.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Spätestens mit dem Bericht der Ministerin im 
Ausschuss wurde klar: Es gibt Ungereimtheiten – 
Grund genug für ein Aktenvorlagebegehren. 3.000 
Seiten, das meiste davon endlos lange, sich wieder-
holende Mail-Verläufe oder umfangreiche Anhänge 
zum Dienstrecht. Der eigentliche Inhalt jedoch ist 
ziemlich überschaubar und bemerkenswert lücken-
haft. Keine Vermerke zu den Absprachen rund um 
das geplante Ausscheiden der Staatssekretärin, von 
denen wir wissen, dass es sie gab. Keine Erläute-
rung, warum das Ausscheiden dann doch verscho-
ben wurde. Dienstrechtlich hochrelevante Vorgän-
ge, zu denen sich schlichtweg nichts findet.
Ein Ministerium, das offenbar per Telefon oder per 
Chatnachrichten geführt wird – Chatnachrichten, 
die sich dann praktischerweise selber löschen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen –, das ist schon einiger-
maßen unerhört.
Man kann das alles für Petitessen halten, aber jede 
Führungskraft in der Landesverwaltung, die es mit 
der Aktenführung ähnlich entspannt sehen würde 
wie Ministerin Touré, würde zu Recht ein Problem 
bekommen, weil das die Grundlage der Verwaltung 
ist und es am Ende auch um den Schutz von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern geht, die sich darauf 
verlassen können müssen, dass dienstrechtlich re-
levante Vorgänge anständig niedergeschrieben wer-
den.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Die Aktenordnung der Landesregierung gilt für 
eine Ministerin genauso wie für eine Regierungs-
inspektorin. Wenn die Regierung das nicht si-
cherstellt, dann muss das Parlament ihr auf die 
Finger klopfen. Auch dies gilt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen aus den regierungstragenden Frakti-
on, vollkommen unabhängig davon, ob man in der 
Opposition sitzt oder nicht.
Man könnte heute noch über viel mehr reden, zum 
Beispiel in welcher bemerkenswerten Form der So-
zialministerin von der Staatskanzlei in ihrem eige-
nen Ministerium das Ruder aus der Hand genom-
men wurde, über das Disziplinarverfahren gegen 
Frau Samadzade unmittelbar vor dem Wechsel in 
die Justiz, von dem Ministerin Touré im Ausschuss 
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später selber sagte, dass die Einleitung eine „politi-
sche Entscheidung“ gewesen sei, über die Umstän-
de der Entlassung, bei denen sich zumindest der 
Eindruck aufdrängt, man hätte der Staatssekretärin 
noch eine Erklärung zur Unterschrift untergejubelt, 
weil man sich doch nicht mehr so ganz sicher war, 
ob die Entlassung auf eigenen Wunsch wirklich ei-
ne Grundlage hatte. Aber das sind Dinge, mit denen 
sich jetzt ein Gericht beschäftigen muss und auch 
beschäftigen wird.
Ich bitte um Zustimmung für unseren Antrag, denn 
die beiden Punkte, um die es heute geht, sind unbe-
streitbar belegt. Das ist eine unserer Kernaufgaben 
als Parlament. – Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns ein 
weiteres Mal Studierende der Christian-Albrechts-
Universität auf der Tribüne begrüßen. – Herzlich 
willkommen hier im Landtag!

(Beifall)
Für die CDU-Fraktion hat nun die Abgeordnete 
Marion Schiefer das Wort.

Marion Schiefer [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Liebe Antragstellende von SPD, 
FDP und SSW! Genau wie Sie erwarten wir von 
der Landesregierung eine korrekte Aktenführung 
gemäß der Aktenordnung.

(Zuruf SPD: Aber!)
Genau wie Sie erwarten wir die zutreffende Beant-
wortung parlamentarischer Anfragen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Gut!)
Die Landesverwaltung ist dazu verpflichtet, Akten 
zu führen und darin ihr Handeln vollständig nach-
vollziehbar und transparent zu dokumentieren. Na-
türlich ist sie das.
Auch ich bedauere als Abgeordnete im Rahmen 
meiner Kontrollrechte, wenn Akten einen Vorgang 
nicht vollständig abbilden.

(Martin Habersaat [SPD]: Aber!)
Ich kann aber nachvollziehen, wenn sich Regie-
rungsmitglieder zunächst darauf konzentrieren, not-
wendige Entscheidungen zu treffen. Wenn wir über 
unser Fazit aus der Akteneinsicht reden, gehört ei-
ne inhaltliche Bewertung nach ganz oben: Die Ent-

scheidung der Ministerin – nämlich dass die ehema-
lige Staatssekretärin gehen musste – war richtig, 
wichtig und erforderlich.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Darum geht es gar nicht, Frau Kollegin!)

Das müsste doch auch die Opposition so bewerten. 
Vielleicht verhalten Sie sich nachher auch mal da-
zu.
Mich wundert in diesem Zusammenhang sehr, dass 
Sie in unserer Ausschussarbeit versucht haben, aus-
gerechnet die frühere Staatssekretärin zur vermeint-
lichen Kronzeugin zu machen: ausgerechnet die 
Person, die aufgrund persönlicher Betroffenheit kei-
ne neutrale Auskunft geben kann und will, die uns 
im Ausschuss Dinge erzählt hat, von denen wir aus 
den Akten ersehen konnten, dass sie nicht zutreffen.

(Zurufe Dr. Kai Dolgner [SPD] und Martin 
Habersaat [SPD])

Ihre Selbstinszenierung, Belastungstendenzen und 
ihre Ansätze, uns das von ihr gewünschte Verfah-
ren aufzuzwingen, haben ihre Glaubwürdigkeit in 
so erheblichem Maße zerbröseln lassen, dass ich 
zusätzlich zu den Entlassungsgründen, die ich zu 
100 Prozent teile, nur sagen kann: Gut, dass Frau 
Samadzade nicht mehr Staatssekretärin in unserer 
Landesregierung ist.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Das ist richtig, Frau Kollegin! Darum geht es 
aber nicht!)

Wenn also Frau Samadzade uns erzählt hat, dass 
es Vereinbarungen über für sie vorteilhafte Zuge-
ständnisse für ihr Ausscheiden gab und sich dazu 
nichts in den Akten findet, dann auch deshalb, weil 
nicht alles den Verbindlichkeitsgrad hatte, den sie 
behauptet, den sie sich gewünscht hat.

(Wortmeldung Martin Habersaat [SPD])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Frau Abgeordnete Schiefer, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder ‑anmerkung des Herrn Abgeordne-
ten Habersaat?

Marion Schiefer [CDU]: 
Ich möchte fortfahren. – Die Menschen in unserem 
Land haben das Recht, dass Regierungsvorgänge 
sauber und nachvollziehbar dokumentiert werden. 
Sie haben aber auch das Recht, dass Parlamentarier 
ihre Arbeit und ihre Zeit an der Bedeutung der He-
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rausforderungen in unserem Land ausrichten. Ich 
verweise auf die Regierungserklärung von heute 
Morgen und die Debatte dazu.

(Lachen Beate Raudies [SPD])
Wir haben uns in 14 Ausschusssitzungen mit die-
sem Themenkomplex befasst. Wir haben die Akten-
einsicht sehr intensiv und umfangreich betrieben. 
Das ist auch der Grund, weshalb wir Ihren Antrag, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen von SPD, FDP 
und SSW, ablehnen werden.

(Beifall Patrick Pender [CDU] – Dr. Bernd 
Buchholz [FDP]: Ist ja unerhört!)

Wir haben Ihr Aufklärungsbedürfnis geteilt und 
ihm Rechnung getragen. Die Koalitionsfraktionen 
sind Ihnen entgegengekommen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen – vor allem zunächst von SPD und 
FDP –, und haben zugelassen –

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Das steht ja 
in beachtlichem Widerspruch zu ihren ersten 
zwei Sätzen!)

– Herr Buchholz, das Wort, glaube ich, hat die 
Präsidentin mir erteilt –, was Sie wollten, nämlich, 
dass Frau Samadzade ein umfassendes Forum be-
kam, um ihre Perspektive auf die Geschehnisse im 
Zusammenhang mit ihrer Entlassung zu schildern.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Sie haben gar nichts 
zuzulassen!)

– Ich habe gesagt, wir haben das geteilt.
(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das ist ein Minder-
heitenrecht! Da gibt es gar nichts zuzulas-
sen!)

– Es ist selbstverständlich ein Minderheitenrecht, 
das wir außerdem zugelassen haben. Ob das in die-
ser Ausführlichkeit immer zwangsläufig und erfor-
derlich war,

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])
darüber kann man sich sicherlich noch einmal im 
Nachgang unterhalten.
Nach unserer ausführlichen Befassung mit der The-
matik stand schließlich auch unsere Ministerin vor 
dem Innen- und Rechtsausschuss für Fragen zur 
Verfügung, und wir Parlamentarier hatten die Gele-
genheit zu einer Bewertung des Gesamtvorgangs.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])
Wir haben also im Ausschuss auf der Arbeits-
ebene schon Kritik, Verteidigung, unterschiedliche 
Perspektiven und Bewertungen differenziert zusam-
mengetragen und die Stellungnahme der Regierung 

dazu eingeholt. Es ist deutlich geworden, welche 
Informationen noch gut in die Kleine Anfrage ge-
passt hätten und welche Erwartungen wir Parla-
mentarier an eine vollständige Aktenführung haben.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Guck an!)

Herr Dürbrook, ich habe in Ihrer Rede keine einzi-
ge neue Tatsache und kein neues Argument gehört; 
das hatten wir alles schon in den Akten und unseren 
Ausschusssitzungen. Deshalb geht es über das hin-
aus, was wir mittragen, das Thema hier zusätzlich 
in dieser Form noch im Parlament hochzuziehen. 
Eine förmliche Missbilligung in diesem Rahmen, 
Ihr Ansinnen, dass hier 69 Kolleginnen und Kolle-
gen den Zeigefinger entrüstet gegen die Ministerin 
erheben, das machen wir nicht mit. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zuruf Christopher 
Vogt [FDP])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
hat der Fraktionsvorsitzende Lasse Petersdotter das 
Wort. – Bitte.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Der Kollege Vogt hat gerade in einem 
Zwischenruf angedeutet, dass es auch schon Miss-
billigungsanträge in der Vergangenheit gab, unter 
anderem vom damaligen Oppositionsführer Daniel 
Günther, aber auch von vielen anderen.

(Lars Harms [SSW]: Was? – Christopher 
Vogt [FDP]: Gefühlt, ja!)

Wenn man sich die Geschichte der Missbilligungs-
anträge der letzten 14 Jahre anschaut, dann ist das 
schon interessant, weil es immer um den gleichen 
Sachverhalt geht. Damals ging es beispielsweise oft 
um Wara Wende; die SPD hatte dabei ein ganz 
anderes Verhältnis zum Missbilligungsantrag,

(Christopher Vogt [FDP]: Was?)

wenn man in die Plenarprotokolle und in die Be-
gründungen schaut. Man hat damals ganz anders 
draufgeschaut. Das Einzige, was wirklich immer 
das Gleiche ist: Egal wer ihn gestellt hat, ein Miss-
billigungsantrag wurde in den letzten 14 Jahren je-
des Mal abgelehnt – so wie heute auch.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nein!)
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Ich bin bis heute nicht vom Aufklärungsinteresse 
der Opposition überzeugt. Das war vielleicht auch 
nie Ihr Ansinnen, mich in der Sache zu überzeugen, 
aber ich halte es bis heute nicht für nachvollziehbar.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])
Ursprungssituation war auf der einen Seite die Klei-
ne Anfrage des Kollegen Vogt. Damals ging es dar-
um, dass die Trennung von der Staatssekretärin frü-
her erfolgt ist als ursprünglich angekündigt. Mit der 
Beantwortung war man dann nicht ganz zufrieden.

(Christopher Vogt [FDP]: Das kann man so 
sagen!)

Ich kann das nachvollziehen, dass man gern noch 
mehr Begründungen hätte.
Auf der anderen Seite finde ich es nachvollzieh-
bar, dass man nicht in eine ausführlichere Begrün-
dung geht, wenn eine Staatssekretärin auf eigenen 
Wunsch ausscheidet. Übrigens, das war damals bei 
Wara Wende auch ein Anlass bei einem Missbil-
ligungsantrag, dass man die tatsächlichen Gründe 
der Entlassung – oder wie auch immer genannt – 
wissen wollte. Das war der Sachverhalt aus einer 
Kleinen Anfrage.
Der zweite Sachverhalt ist die Aktenordnung. Da-
zu muss man aber sagen: Die Trennung von einer 
Staatssekretärin – in welchem Verhältnis auch im-
mer das auseinandergeht – muss nicht begründet 
werden. Das ist anders als bei anderen Auflösungen 
von Arbeitsverhältnissen; bei einer Staatssekretärin 
ist das nicht notwendig.

(Zurufe Martin Habersaat [SPD] und Beate 
Raudies [SPD])

Dann lohnt es sich natürlich zu schauen, wofür man 
eine Akte führt. Ich habe dabei in diesem Prozess 
viel dazugelernt, mich intensiv mit der Aktenord-
nung, mit den Gutachten, die gestellt wurden, aus-
einandergesetzt. Für mich wirkt es so, als wäre eine 
Akte im Wesentlichen dafür da, eine Entscheidung 
nachvollziehbar zu machen. Deshalb lautet die Fra-
ge, die wir uns jetzt stellen können: War die Ent-
scheidung nicht nachvollziehbar, die getroffen wur-
de? Ich halte sie für nachvollziehbar, die meisten 
von uns halten sie wahrscheinlich für nachvollzieh-
bar.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Das andere, was eine Akte zu leisten hat, ist, Wis-
senskontinuität zu liefern. Ich glaube, das ist in die-
sem Sachverhalt etwas anders gelagert als bei einer 
anderen Akte, die man anlegen würde. Also, wenn 

man sich von einer Staatssekretärin trennt, ist dafür 
so viel Wissenskontinuität für Amtsnachfolger und 
Ähnliche wahrscheinlich nicht notwendig.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Dass die Aktenordnung an vielen Stellen nicht im-
mer ideal zu jeder Situation unserer Wirklichkeit 
passt, ist eine weitere Diskussion, die man ewig 
führen könnte. Aber ich habe so ein bisschen den 
Eindruck, das ist so, wie ich das aus der Medizin 
kenne. Dort ist es unseriös oder moralisch verwerf-
lich, wenn man einen Ganzkörperscan bei einer ge-
sunden Person macht, weil man die Person damit 
nur verrückt machen würde. Der Eindruck würde 
entstehen, dass sie irgendwas schon haben wird; da-
mit hätte man hat eine Überdiagnose einer Person. 
So hat es sich für mich hier im weiteren Verlauf 
– nach der zweiten, dritten Sitzung zumindest – 
angefühlt,

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Es kommt nicht 
auf Ihre Gefühle an, Herr Kollege!)

weil man irgendwann angefangen hat, eine Akten-
einsicht zu begehren, nur um Fehler in der Akten-
führung zu finden.

Ich glaube, wenn man mal jeden Vorgang in einer 
Verwaltung durchgeht, um zu schauen, ob er eins 
zu eins zur Aktenordnung des Landes Schleswig-
Holstein passt,

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

dann wird man eine ganze Menge finden. Und das 
sollte nicht unser Aufklärungsziel sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Zurufe Birte Pauls [SPD], Beate Rau-
dies [SPD] und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Ein weiteres Thema, auf das ich eingehen möchte, 
ist die politische Debatte um das automatische Lö-
schen von Chatnachrichten. Ich kann das verstehen; 
das ist eine Diskussion, die relativ neu ist. Ich hal-
te das automatisierte Löschen von Chatnachrichten 
auch aus Cybersicherheitsgründen für dringend not-
wendig. Ich mache das in meinen Chats überall 
automatisch und würde wetten, dass das viele von 
Ihnen ganz ähnlich machen,

(Beate Raudies [SPD]: Wir sind keine Minis-
terin! – Birte Pauls [SPD]: Wir sind keine 
Regierung!)

weil es durchaus ungewöhnlich wäre, wenn man 
jeden Chat auf alle Ewigkeit dokumentieren würde.
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Jetzt ist natürlich die Frage: Welche Bedeutung hat 
das denn für die Aktenordnung, wenn man zum 
Beispiel Ministerin ist?

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Man muss die Dinge, die aktenrelevant sind, verak-
ten; das ist unbenommen. Aber nicht alles ist ak-
tenrelevant und muss deshalb dauerhaft dokumen-
tiert werden. Das Dilemma, dass Dinge erst später 
aktenrelevant sein könnten und sie es nicht unmit-
telbar sind, kennen wir auch aus analogen Verfah-
ren, beispielsweise wenn ein Brief weggeschmissen 
oder nicht jeder Brief in einem Ministerium auf 
ewig dokumentiert wird.

(Beate Raudies [SPD]: Oh! – Zuruf Serpil 
Midyatli [SPD])

Insofern finde ich, dass hier dafür ein ungewöhnli-
cher Maßstab angelegt wird. Wir lehnen den Miss-
billigungsantrag ab.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter – –

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Ich bedanke mich für die Debatte. Schönen Tag 
noch.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete 
Dr. Bernd Buchholz das Wort. – Bitte.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lassen Sie mich eins vorausschicken: Die Landes-
regierung hat das Recht, auch ohne Begründung 
Staatssekretäre rauszuschmeißen.

(Beate Raudies [SPD]: So ist es! – Zuruf 
SSW: Ja!)

Das haben Sie jederzeit. Aber Sie haben nicht 
das Recht, intransparent und nicht dokumentations-
fähig Vorgänge zu schaffen, die im Anschluss zu 
Verwaltungsgerichtsstreitigkeiten führen, die diese 
Landesregierung und Personal bindet und damit zu 
einem Schaden für das Land führt.

(Beifall FDP und SPD)

Dieses Recht haben Sie nicht. Kollege Petersdotter, 
genau darum geht es. Es geht nicht darum, dass hier 
kleine Petitessen veranstaltet worden sind, sondern 
es geht darum, dass man mit Dokumentation und 
Transparenz wesentliche Vorgänge der Verwaltung 
nachprüfbar abzulegen hat.

(Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und nachvollziehbar!)

– Und nachvollziehbar.

Ich erinnere an den Vorgang aus dem Juli des 
Jahres 2023, in dem ein Gespräch über die Ent-
lassung, über die Auflösung des Dienstverhältnis-
ses zwischen der Ministerin und der Staatssekre-
tärin stattgefunden hat. Selbst das Personalreferat 
des Ministeriums hat zwei Monate später die Fra-
ge gestellt: Was zum Verrecken ist da eigentlich 
vereinbart worden? Niemand weiß es. Ist es der 
Wunsch gewesen, dass die Dame selbst entlassen 
würde? Soll sie in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt werden? Haben wir irgendwelche Erkennt-
nisse, was da passieren sollte? – Nein. Im Minis-
terium wusste man es nicht. Im Übrigen konnte 
sich auch die ehemalige Staatssekretärin an die ge-
troffene Vereinbarung nicht mehr erinnern, weshalb 
dann eine neue Vereinbarung geschlossen wurde – 
nicht mehr zum Ende der Sommerpause, sondern 
nun zum Ende des Jahres. Aber auch das hat man 
nicht veraktet. Nichts davon ist transparent und do-
kumentiert worden.

Wieder eine Vereinbarung, die man geschlossen 
hat, weil man nun den Zeitpunkt des Ausscheidens 
neu festlegte, ohne dass in irgendeiner Form irgend-
eine Sache davon aktenkundig gemacht wird. Aber 
Presseerklärungen hat man dazu herausgegeben. 
Wieder ein Personalreferat desselben Ministeriums, 
das sagt: Wie wir damit umgehen sollen? Keine 
Ahnung; auch nicht mit der Frage, wie es mit einer 
schriftlichen Entlassungsbitte der Staatssekretärin 
wäre, die man dann irgendwann hätte zu den Akten 
nehmen müssen, damit man irgendwas dokumen-
tiert hat. Der Dokumentationsanspruch gerade im 
Bereich des Beamtenrechts ist extrem streng.

(Beate Raudies [SPD]: So ist es!)

Er ist extrem streng, weil es um Dienstverhältnisse, 
um Statusfragen geht. Deshalb ist die Dokumentati-
onspflicht wichtig.

Zum Schluss muss im Oktober des Jahres, nach-
dem die Geschichte um den israelkritischen Post 
stattgefunden hat, der Chef der Staatskanzlei in die 
Übergabeurkunde für die Entlassung, also in das 
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Empfangsbekenntnis, etwas hineinformulieren wie: 
Auf Ihren Wunsch sind Sie heute entlassen worden.
Das dient der Dokumentation vor dem Verwal-
tungsgericht, dass man auf Ihren Wunsch entlassen 
wurde. Wahrscheinlich reicht das beamtenrechtlich 
nicht aus, meine Damen und Herren.
Sie sagen immer, das sei Kleinkram. Ich habe den 
Wissenschaftlichen Dienst befragt, ob diese Sachen 
so seien. Im Ergebnis heißt es im Gutachten des 
Wissenschaftlichen Dienstes: Eine Kommunikation 
zwischen einer Ministerin oder einem Minister des 
Landes Schleswig-Holstein mit einer Staatssekretä-
rin oder einem Staatssekretär über die Beendigung 
des Dienstverhältnisses, in der konkrete Verabre-
dungen entweder über den Zeitpunkt oder die Mo-
dalitäten der Beendigung getroffen werden, auf je-
den Fall zu verakten.

(Beate Raudies [SPD]: So ist es!)
Wenn im Übrigen, meine Damen und Herren, diese 
Veraktung nicht stattfindet – nur, damit wir einmal 
gesagt haben, worüber wir hier reden – und die 
entsprechenden Chatnachrichten, die die Dokumen-
tation darstellen, hinterher gelöscht werden, kommt 
der Wissenschaftliche Dienst zu dem Schluss, dass 
es sich um die Verwirklichung des objektiven Tat-
bestandes der Urkundenunterdrückung nach § 274 
Absatz 1 Nummer 2 Strafgesetzbuch handelt. Der 
subjektive Tatbestand, der eine Absicht voraussetzt, 
mag nicht erfüllt sein. Es ist nicht mein Ding, das 
zu prüfen, aber es ist keine Kleinigkeit, Herr Peters-
dotter.

(Beifall FDP und SPD)
Wenn Sie sagen, wir hätten nur gesucht, um bei 
einem Ganzkörperscan irgendwas zu finden, dann 
muss ich ehrlich gesagt sagen, dass wir die Suche 
sofort eingestellt hätten, wenn uns am ersten Tag 
alles geliefert worden wäre und man sehen könnte, 
was da ist. Dann wäre überhaupt nichts passiert.
Denn es bleibt dabei: Sie können entlassen, wen 
und wann Sie wollen, und ich bezweifle nicht, dass 
es aus Ihrer und vielleicht auch aus meiner Sicht 
richtig war, die Staatssekretärin zu entlassen. Die 
Art und Weise des Vorgehens war so aber nicht 
möglich.
Lassen Sie mich zum Schluss eines sagen, Herr Pe-
tersdotter, auch wenn es um die Beantwortung von 
Kleinen Anfragen geht: Unser Selbstverständnis als 
Parlament sollte es sein, die Verfassung dieses Lan-
des zu achten. In Artikel 29 Absatz 1 der Landes-
verfassung heißt es, dass Fragen einzelner Abge-
ordneter oder parlamentarische Anfragen durch die 

Landesregierung oder ihre Mitglieder nach bestem 
Wissen unverzüglich und vollständig zu beantwor-
ten seien.
Dass das in diesem Fall nicht erfolgt ist, Frau Kol-
legin Schiefer, ist eindeutig. Sie haben hier eine 
Rede nach dem Prinzip gehalten, wenn Sie mir das 
gestatten, zu sagen: Das Recht ist von allen einzu-
halten, nur nicht von uns. – Das kann nicht sein. 
Das Recht gilt auch für Sie. – Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und SPD – Lukas Kilian 
[CDU]: Ach Quatsch!)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SSW-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende 
Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lassen Sie mich vorab noch einmal auf 
den Auslöser für die gesamte fast schon krisenhafte 
Situation rund um die Entlassung der Staatssekretä-
rin Samadzade eingehen. Dass eine Staatssekretärin 
politische Haltung öffentlich äußert, ist total okay. 
Es dürfen sogar abweichende Haltungen von der 
Regierungsmeinung sein, und wir alle wissen, wie 
man solche abweichenden Meinungen formuliert.
Es geht aber nicht, dass man politische Meinungen 
äußert, die als antisemitisch gedeutet werden kön-
nen, und man dem Staat, dem man selbst dient, 
unterstellt, dass er in irgendeiner Art und Weise 
gruppenfeindlich agiere. Genau das ist durch den 
Post von Frau Hasters geschehen, den Frau Samad-
zade geteilt hat.
Israelisches Handeln aufgrund des Terroreingriffs 
der Hamas wurde mit dem Terror der Hamas ver-
glichen, und Deutschland wurde antimuslimischer 
und antipalästinensischer Rassismus vorgeworfen. 
Hier gilt es dann, auch für eine Landesregierung zu 
handeln. Die dadurch vorgezogene Entlassung der 
Staatssekretärin ist aus unserer Sicht folgerichtig, 
und in diesem Fall hat Frau Touré die richtige Ent-
scheidung getroffen.
Der ursprüngliche Grund für die Entlassung lässt 
sich allerdings nicht zweifelsfrei feststellen, da es 
zur Entlassung kaum schriftliche Unterlagen gibt. 
So wurden Handychats der Ministerin mithilfe ei-
ner Automatikfunktion auf dem Handy gelöscht, 
ohne sie ganz oder teilweise zu den Akten zu neh-
men. Erst nach langen Befragungen im Ausschuss 
und nach Vorlage der Handychats durch die ehema-
lige Staatssekretärin konnte der Landtag versuchen, 
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sich ein Bild über die Hintergründe der Entlassung 
der Staatssekretärin zu machen.

So etwas müsste eigentlich nach Aktenlage oh-
ne weitere intensive Befragungen und Recherchen 
möglich sein. Dass das nicht der Fall war, ist zu 
missbilligen.

Ja, es ist richtig, dass eine Staatssekretärin ohne 
offizielle Begründung entlassen werden kann. Der 
Landtag hat aber die Aufgabe, die Landesregierung 
in ihrem Handeln zu kontrollieren. Da geht es auch 
um die Frage, wie Positionen besetzt werden, ob 
sozusagen handverlesene Personen, zum Beispiel 
eine Staatssekretärin, in ihren Rechten verletzt wer-
den oder ob eine Ministerin aus anderen Gründen 
gehalten war, jemanden zu entlassen oder anderwei-
tig zu sanktionieren. Um das zu kontrollieren, be-
darf es auch einer Aktenlage, die eben nicht vorge-
legen hat.

Etwas besser sah die Aktenlage in Bezug auf eine 
Stellenbesetzung für eine Stabsstelle aus. Das Be-
setzungsverfahren war von Anfang an irgendwie in 
der Schieflage. Am Ende mussten wir feststellen, 
dass ein Bewerber, der in einem persönlichen Ver-
hältnis zur Staatssekretärin stand, im Vorwege ei-
nen Gesprächstermin mit der Ministerin bekam und 
die anderen Bewerber nicht. Das Ganze sah schon 
sehr danach aus, dass die Entscheidung im Vorwege 
getroffen war und das offizielle Bewerbungsverfah-
ren eher nur noch nachgeschoben wurde.

Auch hier gilt wieder, dass die Ministerin für eine 
Stabsstelle Mitarbeiter ohne offizielles Verfahren 
bestimmen kann. Dann muss man allerdings damit 
rechnen, dass die Medien oder die Opposition mög-
licherweise nachfragen.

Wenn man aber lieber ein offizielles Bewerbungs-
verfahren durchführt, dann müssen alle Bewerbe-
rinnen und Bewerber die gleichen Chancen und 
natürlich alle ein Vorabgespräch mit der Ministerin 
wie der erste Bewerber zugestanden bekommen. 
Genau das ist aber nicht geschehen. Am Ende kann 
man sagen, dass es richtig war, dieses verkorkste 
Bewerbungsverfahren vollständig zu stoppen.

Abschließend kann man feststellen, dass es – 
freundlich formuliert – nicht klug war, dass das 
Besetzungsverfahren und das Entlassungsverfahren 
der Staatssekretärin offensichtlich ohne die enge 
Begleitung von im Personalwesen sachkundigen 
Personen erfolgt ist. In Zukunft, meine Damen 
und Herren, sollten diese fachlichen Ressourcen im 
Ministerium doch besser genutzt werden.

Auch automatische Löschfunktionen auf Handys 
sollte man lieber nicht nutzen, sondern zumindest 
die Teile der Kommunikation, die aktenrelevant 
sein könnten, entsprechend zur Akte nehmen. Es 
hat hier Versäumnisse gegeben, und wir erwarten, 
dass solche Versäumnisse nicht wieder vorkommen, 
und vor allem, dass gesagt wird, dass dies nicht 
wieder vorkommt.

Der Kollege Buchholz ist bereits auf das Gutachten 
des Wissenschaftlichen Dienstes eingegangen. Ich 
finde, all die Schlussfolgerungen, die dort getroffen 
wurden, führten automatisch dazu, dass wir einen 
solchen Antrag stellen mussten. Ich finde auch, 
dass man dem Antrag zustimmen kann, aber ich 
weiß natürlich um Politik, dass man das nicht tut, 
meine Damen und Herren.

Dennoch ist es wichtig, dass hier eine Äußerung 
kommt, die lautet: Okay, ich habe einen Fehler 
gemacht. Dieser Fehler wird nicht wieder vorkom-
men. Das nächste Mal mache ich es besser. – Wenn 
das passiert, wäre ich schon hochzufrieden. Es wä-
re aber auch angebracht, wenn wir alle unserem 
Antrag entsprechend zustimmen würden. – Vielen 
Dank.

(Beifall SSW, SPD und FDP)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die Landesregierung erteile ich das Wort der 
Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, 
Integration und Gleichstellung, Aminata Touré.

Aminata Touré, Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Die schleswig-hol-
steinische Landesverfassung regelt in Artikel 29 
Absatz 2:

„Die Landesregierung hat jeder oder jedem 
Abgeordneten Auskünfte zu erteilen. Sie hat 
dem Landtag und den von ihm eingesetzten 
Ausschüssen auf Verlangen eines Viertels 
der jeweils vorgesehenen Mitglieder Akten 
vorzulegen. Die Auskunftserteilung und die 
Aktenvorlage müssen unverzüglich und voll-
ständig erfolgen.“

Präzisiert wird diese verfassungsrechtliche Norm 
durch eine Vereinbarung zwischen dem Landtag 
und der Landesregierung vom 18. Dezember 1992, 
in welcher die Einzelheiten des Verfahrens nieder-
gelegt sind.
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Insgesamt haben seitdem nach meiner Zählung 
und ohne Gewähr 14 Sitzungen des Innen- und 
Rechtsausschusses stattgefunden, in denen ich, mei-
ne Staatssekretärinnen oder weitere Mitarbeiterin-
nen dem Ausschuss Rede und Antwort gestanden 
haben. Daneben hat mein Haus dem Innen- und 
Rechtsausschuss insgesamt über 3.000 Seiten an 
Akten und sonstigen Papieren zur Einsicht vorge-
legt.
Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich betonen 
und festhalten, dass mein Haus und ich zu jedem 
Zeitpunkt des Verfahrens nach bestem Wissen und 
Gewissen – Sie haben den Absatz zitiert, Abgeord-
neter Buchholz – die Fragen des Ausschusses be-
antwortet und Ihnen die entsprechenden Unterlagen 
vorgelegt haben.
Für mich als ehemalige Parlamentarierin steht voll-
kommen außer Frage, dass es sich bei der Vor-
schrift des Artikel 29 der Landesverfassung um 
das wesentliche Kontrollinstrument des Landtags 
gegenüber der Regierung handelt. Deswegen war 
und ist es für mich selbstverständlich, dem Recht 
des Landtags zu entsprechen – in der Vergangenheit 
und auch in der Zukunft. Dasselbe gilt natürlich 
für die Beantwortung von Kleinen Anfragen. Auch 
diese stellen ein wichtiges Kontrollrecht des Parla-
ments dar und werden durch mein Haus und mich 
so gut wie möglich nach bestem Verständnis und 
Sorgfalt unter Achtung des Parlaments beantwortet. 
Dies war auch bei der Kleinen Anfrage der FDP zur 
Entlassung der ehemaligen Staatssekretärin nicht 
anders.
In der Ausschusssitzung des 2. Oktobers dieses Jah-
res habe ich selbstkritisch angemerkt, dass aus heu-
tiger Sicht die Beantwortung der Kleinen Anfrage 
meinerseits anders und noch präzisierter hätte erfol-
gen müssen, und ich wiederhole das heute gern.
Ich möchte dennoch hinzufügen, dass mein vor-
dringliches Anliegen immer auch meine Fürsorge-
pflicht gegenüber der ehemaligen Staatssekretärin 
galt. Es steht für mich natürlich ebenfalls außer Fra-
ge, dass nicht nur unsere Verfassung, sondern auch 
die Aktenordnung der Landesverwaltung Maßstab 
für unser Verwaltungshandeln sein muss. Ich versi-
chere Ihnen, dass wir das als Landesregierung in 
der Vergangenheit immer als Maßstab verstanden 
haben und in Zukunft mit Blick auf die Debatte 
noch stärker im Blick haben werden, um Ihrem be-
rechtigten parlamentarischen Recht gerecht zu wer-
den. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Ich schließe 
die Beratung.
Ausschussüberweisung ist nicht beantragt worden. 
Deswegen lasse ich in der Sache über den Antrag 
der Fraktionen von SPD, FDP und SSW, Drucksa-
che 20/2719, abstimmen. Wer dem zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
Fraktionen von SPD, FDP und SSW. Wer ist da-
gegen? – Das sind die Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Antrag 
abgelehnt.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:

Einführung von Mindeststandards entlang der 
Bildungsbiografie konsequent fortsetzen – hohe 
Abschlussquoten sicherstellen

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/2671 (neu)

Änderungsantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/2688

Bildungsbiografien konkret fördern

Alternativantrag der Fraktion des SSW
Drucksache 20/2683

Bildungsoffensive für Jugendliche ohne Ab-
schluss

Alternativantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/2697

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat für 
die CDU-Fraktion die Abgeordnete Wiebke Zweig.

Wiebke Zweig [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Am Ende jeder Schulzeit sollte 
ein Abschluss stehen. Denn er ermöglicht besse-
re Chancen auf dem Arbeitsmarkt, bei der gesell-
schaftlichen Teilhabe sowie bei der Gestaltung der 
individuellen Lebensführung.
Man kann mächtig stolz auf seinen Abschluss sein, 
schließlich hat man jahrelang darauf hingearbeitet. 
Dazu kommt noch die wirtschaftliche Perspektive: 
In Zeiten des Fachkräftemangels brauchen wir qua-
lifizierten Nachwuchs.
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Leider gibt es in Schleswig-Holstein viel zu viele 
Schülerinnen und Schüler ohne Abschluss. 4,9 Pro-
zent waren es im Jahr 2023, im Jahr davor waren 
es vier Prozent. Wenn man die Schülerinnen und 
Schüler, die einen sogenannten Förderabschluss er-
zielt haben, dazurechnet – der Förderabschluss ist 
zwar ein Abschluss, er qualifiziert aber nicht für 
einen Ausbildungsplatz –, liegen wir mittlerweile 
bei elf Prozent ohne Abschluss. Das ist ein Zustand, 
den wir nicht hinnehmen wollen und den wir nicht 
hinnehmen werden.
Unsere Ziele lauten: Möglichst jede Schülerin und 
jeder Schüler soll am Ende der Schulzeit einen 
Abschluss haben. Ich sage „möglichst“, da es nie 
eine 100-Prozent-Quote geben wird, und man soll-
te nichts versprechen, was man nicht halten kann. 
Wir wollen die Zahl der Schülerinnen und Schüler, 
die die Mindeststandards nicht erreichen und deren 
Abschlüsse gefährdet sind, in den nächsten zehn 
Jahren halbieren.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ganz klar, das ist eine ambitionierte Zielsetzung, 
doch wir haben den Willen und die passenden 
Werkzeuge, die wir zur Umsetzung brauchen.
Doch bevor ich zu den Maßnahmen komme, lassen 
Sie mich noch einen Blick auf die Gründe für die 
hohe Anzahl der Schülerinnen und Schüler ohne 
Abschluss werfen. Seit 2018 fällt die Quote beson-
ders hoch aus, da eine hohe Anzahl an Schülerinnen 
und Schülern mit Migrationshintergrund als Abgän-
ger ohne Abschluss gemeldet wurde. Viele haben 
das Schulsystem wieder verlassen, da sie zum Bei-
spiel in ihr Heimatland zurückgekehrt sind, das 
Bundesland gewechselt haben oder an eine berufs-
bildende Schule gewechselt sind. Manche haben 
aber auch zu große sprachliche Defizite, um einen 
Abschluss zu schaffen. Wer im Alter der neunten 
Jahrgangsstufe zu uns stößt, hat nur wenig Zeit, 
ausreichend Deutsch zu lernen.
Dazu kommen noch die Auswirkungen von Coro-
na, die so manche Bildungsbiografie durchgeschüt-
telt haben. Nach Lockdown und Schulschließungen 
fand nicht jeder in den Alltag zurück.
Doch was wurde nun gegen diesen Missstand unter-
nommen? Die Antwort lautet: eine ganze Menge. 
Aufholprogramme für Coronafolgen, Verstärkung 
der Schulpsychologen, stetiger Ausbau des DaZ-
Angebots, um dem stetig wachsenden Bedarf ge-
recht zu werden, Fokus auf durchgängige Sprach-
bildung, Stärkung der basalen Kompetenzen, al-
so mehr Deutschunterricht in Klasse 1 und 2, 

Sprachstandserhebung bei Viereinhalbjährigen mit 
anschließender Förderung – erst als Pilot, anschlie-
ßend soll das Programm aufs ganze Land ausgerollt 
werden –,

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

aber auch Verdoppelung der Zahl der Perspektiv-
Schulen im Land, die ja besondere Ressourcen 
erhalten, und Realisierung des Ganztagsschulan-
spruchs ab 2026. Zu diesen Großmaßnahmen kom-
men unzählige kleine, wie zum Beispiel eine Ope-
ratorenliste für den Matheunterricht. Diese soll si-
cherstellen, dass auch alle die Aufgabenstellung 
verstehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit geben wir 
uns nicht zufrieden. Wir wollen, dass die Landesre-
gierung ein Konzept für die Schüler-ID erarbeitet. 
So können Bildungsverläufe auch über die Grenze 
des allgemeinbildenden Schulsystems, sogar über 
Bundeslandgrenzen nachvollzogen werden. Wozu 
das Ganze? Wir wollen herausfinden, wo es genau 
hapert, um dann anschließend gezielt unterstützen 
zu können.

Die Schüler-ID darf nicht auf die lange Bank ge-
schoben werden. Deshalb wollen wir nicht auf die 
Einführung eines nationalen Bildungsregisters war-
ten. Es muss jetzt losgehen.

Außerdem wollen wir die Arbeit der Jugendberufs-
agenturen weiterentwickeln und Schulabsentismus 
bekämpfen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

So sollen in die Evaluierung des Landeskonzepts 
pädagogische, jugendhilferechtliche und psycholo-
gische Hilfen einbezogen werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, uns in Schleswig-
Holstein ist jedes Kind wichtig. Wir übernehmen 
Verantwortung für jedes Kind. Unser Grundsatz 
lautet: niemanden zurücklassen. Damit wir auch 
wirklich kein Kind zurücklassen, bitte ich Sie: 
Stimmen Sie unserem Antrag zu! – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
der Abgeordnete Malte Krüger das Wort.
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Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Unser Ziel ist es, 
dass kein Mensch die Schule ohne Schulabschluss 
verlässt. Da sind wir uns im Landtag alle einig. Ak-
tuell haben wir bei Schulentlassungen circa 4,4 Pro-
zent Abgänger_innen ohne Schulabschluss. Natür-
lich ist das nicht unser Anspruch, sondern unser 
Anspruch ist, dass wir diese Zahl verringern.

Jetzt ist die Frage: Warum verlassen Schülerinnen 
und Schüler das System Schule ohne Abschluss? 
Ich denke an meine Schulzeit zurück. Ich bin erst 
auf der Realschule in Glückstadt gewesen. Ich weiß 
von meinen damaligen Mitschülern, dass die Grün-
de dafür, die Schule zu verlassen, sehr vielfältig 
sind. Das ist zum Beispiel die Unkenntnis darüber, 
was es für Möglichkeiten im berufsbildenden Be-
reich gibt, was es für Ausbildungsberufe gibt, was 
es im nächsten Ort an Ausbildungsmöglichkeiten 
gibt. Es gibt zum Beispiel den Grund, dass man mit 
Suchtfaktoren zu kämpfen hat, es gibt vielfältige 
Gründe. Deswegen müssen unsere Lösungsansätze 
möglichst vielfältig sein, um darauf reagieren zu 
können.

Ein paar Punkte haben wir in unserem Antrag da-
zu aufgestellt: Zum Beispiel müssen wir erstens 
am Übergang Kita–Grundschule, aber auch Grund-
schule–weiterführende Schule weitere Verbesserun-
gen einführen, weil eben genau an diesen Schnitt-
stellen oft Schüler_innen verlorengehen.

Zweitens müssen wir bei der Schüler_innen-ID vor-
ankommen, über die es eine bundesweite Debatte 
gibt, sie einzuführen. Das halte ich für absolut rich-
tig. Das sollten wir machen, weil wir einfach viele 
Kenntnisse gar nicht haben. Andere Länder sind 
uns da weit voraus, die viel besser nachvollziehen 
können, warum bestimmte junge Menschen im Bil-
dungssystem verlorengehen. Deswegen ist das sehr 
wichtig, dass wir diese Schüler_innen-ID bekom-
men. Wenn es auf Bundesebene nicht gelingt, halte 
ich es für richtig, dass wir als Land vorangehen und 
dafür sorgen, dass wir in Schleswig-Holstein eine 
Schüler-ID bekommen.

Dann gibt es drittens etwas, das wir in dieser Le-
gislaturperiode schon sehr oft diskutiert haben, wo 
Schwarz-Grün in meinen Augen richtigerweise ei-
nen Schwerpunkt setzt – nämlich, dass wir bei den 
basalen Kompetenzen in Mathe und Deutsch wei-
terkommen. Drittens geht es um Rechnen, Schrei-
ben und Lesen. Das sind ganz basale Kompetenzen, 
die Schüler_innen mitbringen müssen, um heute in 
der Arbeitswelt klarzukommen. Wir reden oft über 
Fachkräftemangel, aber auch der Fachkräftemangel 

wird nicht dazu führen, dass Menschen ohne diese 
Kompetenzen gebraucht werden. Diese Kompeten-
zen sind grundsätzlich; die braucht in dieser Welt 
jeder Mensch.
Ein vierter Punkt ist, dass wir die Kontaktaufnahme 
für die Berufsberatung erleichtern. Da schauen wir 
uns den § 31 a im SGB III an. Dazu haben wir in 
unserem Antrag auch eine Forderung. Wir wollen 
die Jugendberufsagenturen weiterentwickeln.
Frau Zweig hat schon darauf hingewiesen: Die 
PerspektivSchulen sind beim Thema Schulabbre-
cher_innen essenziell, weil wir von den 135 
Schulen, die im PerspektivSchul-Programm sind, 
zu Recht erwarten, und dass sie Möglichkeiten fin-
den, um jede Schulabbrecher_in zu kämpfen. Das 
wollen diese Schulen auch.
Ein weiteres Themenfeld, das wir uns angucken 
müssen, das eng mit Schulabbrecher_innen ver-
knüpft ist, ist der Schulabsentismus. Das hat einen 
ganz engen Zusammenhang mit dem Verlassen der 
Schule. Da müssen wir eben pädagogische Jugend-
hilfe sowie rechtliche und psychische Hilfen bei der 
Evaluierung des Landeskonzeptes berücksichtigen. 
Das ist übrigens etwas, was man eventuell im Aus-
schuss noch viel vertiefter diskutieren sollte.
Das sind alles Maßnahmen, die wir brauchen, um 
dieses Problem der Schulabbrecher_innen zu ver-
ringern. Unser Anspruch muss es sein, dass wir gar 
keine jungen Menschen mehr an der Stelle ohne 
Abschluss verlieren. Das sind schon einmal wich-
tige Grundsteine, die wir in unserem Antrag als 
Forderungen aufstellen. – Danke für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Martin 
Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Damen und 
Herren! CDU und Grüne wollen Mindeststandards 
entlang der Bildungsbiografie und hohe Abschluss-
quoten sicherstellen, so sehr, dass sie den Antrag 
gleich in zwei Varianten eingestellt haben. Das ist 
grundsätzlich großartig. Allerdings wurde mir we-
der bei der Lektüre des ersten noch des zweiten An-
trags richtig klar, welche Standards Sie eigentlich 
meinen, an wen sich diese Standards richten und ob 
sie wirklich irgendwo konkret werden wollen.
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Immerhin haben Sie es mit Ihrem Antrag aber ge-
schafft, alle anderen Fraktionen im Haus zu Kreati-
vität zu ermuntern und zu eigenen Änderungs- und 
Ergänzungsanträgen zu motivieren. Das ist schon 
mal eine Menge wert. Der SSW hat Ihren Antrag 
genommen und ihn einfach konkreter gemacht. Die 
SPD schlägt vor – dazu komme ich gleich noch –, 
das Thema Mindeststandards genauer zu betrach-
ten, und die FDP legt den Fokus auf Abschlüsse, 
was aller Ehren wert ist. Herr Kollege Vogt, einen 
kleinen Hinweis gestatte ich mir an dieser Stelle: 
Seit zehn Jahren heißt es nicht mehr Hauptschulab-
schluss, sondern ESA.

(Zwischenruf Christopher Vogt [FDP]: Ich 
wollte mal gucken, ob Sie das lesen!)

– Aufmerksamst. – Der Reihe nach: Es ist selten, 
dass die Landtagsfraktionen von CDU und Grü-
nen ihre Landesregierung zu konkreten Handlungen 
auffordern, ohne vorher ausführlich prüfen zu las-
sen. Noch seltener ist, dass sie konkrete Handlun-
gen zeitnah verlangen. Insofern war es schon etwas 
Besonderes, dass in der Drucksache 20/2671 das 
Wort „zeitnah“ in einem Absatz sogar gleich zwei-
mal vorkam. Da sollte die Landesregierung zeit-
nah ein Konzept vorlegen, Schülerinnen- und Schü-
ler-IDs in Schleswig-Holstein zeitnah Wirklichkeit 
werden zu lassen. Das war Ihnen dann wahrschein-
lich doch ein bisschen zu heftig und ist vermutlich 
der Grund dafür, warum Sie den Antrag noch ein-
mal neu eingereicht und ein bisschen abgemildert 
haben. Nun liegt ein neuer Antrag vor, und wir 
suchen weiterhin nach den Standards und deren 
Konkretisierung.

Beispiel Übergang von der Kita in die Grundschule: 
Schaffen Sie da Verbindlichkeit? Stellen Sie Res-
sourcen zur Verfügung? Nein. Beim Kitapersonal 
soll ein zweistelliger Millionenbetrag gespart wer-
den, bei den Grundschulen wird die Unterrichtsver-
sorgung gekürzt.

Laut CDU und Grünen sollen nun die Möglichkei-
ten von Lernausgangslagen in Klassenstufe 1 und 
5 genutzt werden. Was soll das in der Praxis bedeu-
ten? Wollen Sie Lernausgangslagen definieren, auf 
denen dann verbindlich aufgebaut werden kann? 
Welche? Wollen Sie definieren, welche Mindest-
standards die Landesregierung in ihren Bildungs-
einrichtungen garantiert? Fände ich super. In letzte-
rem Sinne legen wir einen Änderungsantrag vor. 
Wir wollen uns mit ihnen über konkrete Standards 
unterhalten. Das impliziert übrigens, dass verschie-
dene Argumente Gehör finden.

Ich lese wiederholt, dass aus Sicht des Bildungs-
ministeriums – das hat die CDU heute wiederholt – 
Jugendliche und Kinder mit Migrationshintergrund 
dafür verantwortlich sind, dass Schleswig-Holstein 
mehr Kinder ohne Abschluss ins Leben entlässt 
als andere Bundesländer. Das finde ich erstaunlich, 
denn in keinem anderen westlichen Bundesland 
gibt es weniger Kinder mit Migrationshintergrund. 
Ich würde verstehen, dass man sagt, Kinder mit 
Migrationshintergrund haben es schwerer, den Ab-
schluss zu schaffen. Sie sagen aber, weil es so viele 
Kinder mit Migrationshintergrund gibt, ist Schles-
wig-Holstein bei diesen Quoten so mies. Das ist 
einfach falsch.

(Beifall SPD und SSW)

Natürlich ist es ohne Sprachkenntnisse schwieriger, 
einen Schulabschluss zu erlangen. Das bestreitet 
niemand. Das ist übrigens auch der Grund, warum 
wir Ihnen übelnehmen, dass Sie im DaZ-Bereich 
kürzen, meine Damen und Herren. Das ist genau 
der falsche Weg.

(Beifall SPD und SSW)

Zu der Frage der Verantwortlichkeit, dass Kinder 
mit Migrationshintergrund in Schleswig-Holstein 
in Bildungsstudien schlecht abschneiden, hätte ich 
wahnsinnig gerne die Integrationsministerin gehört. 
Vielleicht ergibt sich das eines Tages noch.

Die Landtagsmehrheit scheint an Meinungen ande-
rer eher weniger interessiert zu sein und will nun 
Debatten per Beschluss beenden. Das ist ein inter-
essanter Ansatz, den Sie hier heute neu versuchen. 
Da steht in Ihrem Antrag, der Landtag teilt die Ana-
lyse des Bildungsministeriums, und so weiter und 
so fort. Da geht es genau um diese Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationshintergrund. Das haben 
wir hier in der Form noch nicht gesehen.

Der Anteil der Schülerinnen und Schüler ohne 
Schulabschluss lag 2017 bei Amtsantritt von Daniel 
Günther und Karin Prien im Bundesschnitt bei circa 
3,6 Prozent und hat sich seitdem ungefähr gehalten. 
Nur in Schleswig-Holstein stiegen die Zahlen in 
diesem Zeitraum auf 4,9 Prozent. Übersetzt hieße 
das, dass im Durchschnitt in jeder Abschlussklasse 
in Schleswig-Holstein ein Mensch sitzt, der ohne 
Abschluss ins Leben starten wird.

Dazu findet sich ein entlarvender Satz in Ihrem 
Antrag Drucksache 20/2651. Erste Maßnahmen zur 
Sicherstellung hoher Abschlussquoten sollen sofort 
ergriffen werden. Wissen Sie, was Sie da beantra-
gen? Einen Bericht im dritten Quartal 2025 – das 
ist keine Maßnahme und schon gar nicht sofort. Das 
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ist nicht das Niveau, auf dem wir diesem Thema 
begegnen sollten. Das ist eigentlich eher ein rea-
litätsverweigernder Wagenburgeffekt, den Sie hier 
zeigen, den Regierungen eigentlich immer dann 
zeigen, wenn Sie Probleme zwar sehen, aber zu 
Lösungen nicht mehr imstande sind.
Meine Damen und Herren, Schulabbrüche sind 
nicht erst morgen, sondern waren schon gestern ein 
Problem. Bitte handeln Sie schnell. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die FDP-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende 
Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! In Schleswig-Holstein haben über 
viele Jahre hinweg eigentlich immer – das wurde 
schon gesagt – rund sechs bis sieben Prozent der 
Jugendlichen ihre Schullaufbahn ohne Abschluss 
beendet. Diese aus unserer Sicht bereits ohnehin 
viel zu hohe Zahl hat zum Ende des Schuljah-
res 2023 mit 11,4 Prozent einen neuen traurigen 
Höchststand erreicht. Das verringert die Zukunfts-
chancen von rund 2.500 Jugendlichen, wenn ich 
mich nicht verrechnet habe.
Ihr Bildungsmisserfolg ist eine verpasste Chance 
und ein Problem für die gesamte Gesellschaft. Das 
gilt gerade in Zeiten des zunehmenden Fachkräf-
temangels. Mehr als zwei Drittel der jungen Men-
schen ohne ESA – da hat mich der Deutschleh-
rer Habersaat wieder erwischt. Ich sage manchmal 
noch Hauptschulabschluss, weil es letztlich auf das 
Gleiche hinausläuft. Das verstehen alle. Bei ESA 
muss ich nämlich immer an die Europäische Raum-
fahrtbehörde denken. Deswegen habe ich im Antrag 
Hauptschulabschluss geschrieben. Sie haben recht: 
Das ist leicht veraltet. Aber verstanden haben Sie es 
und für Ihre Stilkritik genutzt.
Also, zwei Drittel ohne Abschluss erhalten keinen 
Ausbildungsplatz. Die Wahrscheinlichkeit von Ar-
beitslosigkeit ohne Berufsausbildung ist sechsmal 
so hoch wie mit einer Berufsausbildung. Wenn die-
se jungen Menschen später dennoch eine Arbeit 
finden, laufen sie Gefahr, in prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen zu landen – mit sehr niedriger 
Bezahlung, wenigen Arbeitsstunden und geringer 
Arbeitsplatzsicherheit.
Das ist nicht akzeptabel, deswegen muss sich das 
ändern. Auch ich, Herr Kollege Habersaat – da 
ist er wieder –, habe mich ein bisschen über die-

sen Berichtsantrag und den Zeitraum, der da vor-
geschlagen wurde, gewundert, denn die Probleme 
sind doch eigentlich hinlänglich bekannt. Wir sehen 
jetzt auch bei der IQB-Studie: Wenn man schon im 
Grundschulalter viele Standards nicht erreicht, dann 
wirkt sich das auch immer auf die Abschlussquoten 
aus.
Die Themen Inklusion, Integration – wurde eben 
auch schon angesprochen –, Schule und Sozialar-
beit spielen eine Rolle. Die heute Morgen schon 
angesprochenen flächendeckenden Sprachtests bei 
Kleinkindern und eine entsprechende Sprachförde-
rung, am besten vor der Einschulung, die Stärkung 
von Grundschulen, die aus meiner Sicht in Schles-
wig-Holstein besser werden muss, und auch das 
Thema Ganztagsausbau – all das spielt eine Rolle.
Wir wollen wieder deutlich mehr jungen Menschen 
einen Abschluss und damit bessere Chancen er-
möglichen, und – ganz wichtig –, auch die jun-
gen Menschen, die bisher keinen Abschluss haben, 
brauchen deutlich mehr Perspektiven. Man kann 
nicht irgendwo aufhören, sondern auch da muss 
man versuchen, dass diese nicht durchs Raster fal-
len.
Um dies zu erreichen, machen wir folgende Vor-
schläge. Es braucht aus unserer Sicht eine Landes-
strategie Schulabschluss unter Einbeziehung der re-
levanten Akteure, einschließlich der Jugendaufbau-
werke, um den Anteil von Schulabgängern ohne 
Abschluss schrittweise zu senken und Schulabgän-
gern ohne Abschluss mehr Anschlussperspektiven 
zu geben. Unser Vorschlag: Spätestens ab 2034 
sollten nicht mehr als drei Prozent der Schülerinnen 
und Schüler die Schule ohne Abschluss verlassen 
beziehungsweise ohne Abschluss durchs Raster fal-
len.
Es braucht eine verpflichtende Erhebung und Fest-
stellung von Sprachdefiziten bei Vierjährigen und 
geeignete Fördermaßnahmen, mit denen diese be-
hoben werden können. Dies könnte gegebenenfalls 
auch im Rahmen verpflichtender U-8- und U-9‑Un-
tersuchungen geschehen, wie es bereits in anderen 
Bundesländern der Fall ist.

(Beifall FDP)
Die Möglichkeiten der Schülerdatennorm müssen 
vollständig genutzt werden. Seit wenigen Jahren 
dürfen die Länder einen Datenaustausch mit der 
Bundesagentur für Arbeit beziehungsweise den Ju-
gendberufsagenturen über Schülerinnen und Schü-
ler ohne Anschlussperspektive ermöglichen. Dies 
ist in Schleswig-Holstein meines Wissens noch 
nicht zum Abschluss gebracht worden. Es muss 
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die vollständige Möglichkeit geben, dass die Bun-
desagentur für Arbeit, wenn sie diese jungen Men-
schen nicht erreicht, anschließend die Daten an ei-
ne vom Land Schleswig-Holstein zu bestimmende 
Stelle zurückgeben kann, um diesen Jugendlichen 
gezielte Angebote für eine Nachholung des Schul-
abschlusses, eine Ausbildung oder einen anderen 
Eintritt in den Arbeitsmarkt zu machen.
Auch wir fordern die Einführung einer datenspar-
samen Schüler-ID, die Schülerinnen und Schüler 
zur Einschulung erhalten sollten. Ich weiß, das ist 
vielleicht etwas gewagt: Es sollte aus unserer Sicht 
in Betracht gezogen werden – es gibt da schon Ge-
spräche in der KMK oder auch schon erste Konzep-
te –, ob dafür nicht vielleicht auch die Steuer-ID 
genutzt werden könnte, die zu einer Bürger-ID wei-
terentwickelt werden könnte, um Doppelstrukturen 
und unnötige Bürokratie zu vermeiden.
Es sollte geprüft werden – auch ich wollte einmal 
einen Prüfauftrag formulieren –, ob die Kofinan-
zierung des Europäischen Sozialfonds Plus noch 
stärker auf das Thema Schulabgänger ohne Schul-
abschluss und Anschlussperspektive für solche Ju-
gendlichen gelenkt werden kann und mehr Koope-
rationen mit den Handwerkskammern möglich wä-
ren.
Und es braucht individuelle Förderung leistungs-
schwacher Schülerinnen und Schüler. Dafür braucht 
es auch die entsprechende Entlastung bei Lehrkräf-
ten, die wir schon oft vorgeschlagen haben.
Das sind unsere Vorschläge als konstruktive Oppo-
sition. Der Kollege Krüger hat schon gesagt, man 
sollte es im Ausschuss weiter beraten. Ich finde das 
vernünftig; es gibt ja wirklich mehrere gute Vor-
schläge. Deswegen beantrage auch ich Ausschuss-
überweisung und freue mich auf die gemeinsame 
konstruktive Beratung dieser wichtigen Punkte. – 
Vielen Dank.

(Beifall FDP, vereinzelt SPD, Beifall Malte 
Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Sybilla Nitsch [SSW])

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die SSW-Fraktion hat die Abgeordnete Jette 
Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Wie so oft geht es auch in diesem 
Antrag um eine Kernforderung, die man aus bil-
dungspolitischer Sicht kaum ablehnen kann. Aber 

ich spreche hier von einer Kernforderung, die man 
sich aus dem drei Seiten langen und wortreichen 
Antrag erst einmal rausziehen muss, und zwar die 
Forderung nach einer klaren Struktur zur Förderung 
und Begleitung des Bildungsweges unserer Kinder 
und Jugendlichen.
Hierzu hat die Koalition ein paar gute Punkte ein-
gebracht, zum Beispiel, dass wir die Lernausgangs-
lage nutzen, um gute Übergänge zu schaffen. Die 
Übermittlung der Lernausgangslage sollte von der 
Kindertagesstätte bis zur Berufsschule genutzt wer-
den, um eine optimale Förderung der Schülerinnen 
und Schüler zu gewährleisten. Auch den Punkt zur 
Einführung einer Schüler-ID unterstützen wir. Es 
muss doch möglich sein, eine erweiterte Schülerak-
te anzulegen, die in Bezug auf den Datenschutz 
rechtlich vertretbar ist.
Natürlich darf so eine ID kein Stigma produzieren 
oder zu Diskriminierung führen, aber wir müssen 
einen Weg finden, die Bildungsformationen von 
Schülerinnen und Schülern so aufzubereiten, dass 
sie für die betreffenden Stellen einsehbar sind und 
zu einer passenden und individuellen Förderung 
führen. Hierzu sollten wir uns eng mit Hamburg ab-
stimmen, um auch über die Landesgrenzen hinweg 
eine optimale Beschulung zu ermöglichen.
Die schulrechtlichen Schnittstellen zum § 31 a sind 
eine gute Möglichkeit, um niemanden durchs Netz 
rutschen zu lassen oder, besser gesagt, niemanden 
zurückzulassen. Einigkeit sollte auch darüber beste-
hen, dass für die Arbeit der Jugendberufsagenturen 
noch genügend Luft nach oben ist. Die Jugendbe-
rufsagenturen können eine entscheidende Rolle für 
die individuelle Bildungsbiografie spielen. Dass wir 
auf die Verbesserung und Weiterentwicklung fokus-
sieren, sollte dabei selbstverständlich sein.
Obwohl wir die eben genannten Maßnahmen be-
grüßen und unterstützen, haben wir uns für einen 
Alternativantrag entschieden, der sich genau auf 
diese wichtigen Forderungen beschränkt und somit 
auch den Handlungsbedarf verdeutlicht.
Warum werden im Koalitionsantrag unterschiedli-
che Themen zusammengerührt und wird somit die 
eigentliche Forderung in den Hintergrund gestellt? 
Die Forderungen im Koalitionsantrag in Bezug auf 
die Weiterentwicklung des Mathematikunterrichts 
und den Masterplan Mathematik formulieren wir 
bereits in dem Antrag zum Mathematikdebakel un-
ter TOP 17.
Auch, welche Erwartungen wir an das Startchan-
cenprogramm stellen und welche Ergebnisse sich 
daraus ergeben sollen, wird unter einer anderen 
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Überschrift deutlich gemacht. Das passt nicht un-
mittelbar zu den konkreten Forderungen, um die 
Bildungsbiografie zu fördern.
Ebenso müssen wir hier nicht noch die Erkenntnis 
des Bildungsministeriums über die Sprachpolitik-
problematik der Schülerinnen und Schüler erwäh-
nen. Wir haben in unseren Anträgen zum DaZ-Un-
terricht deutlich gemacht, was unserer Meinung 
nach getan werden sollte, um Sprachbildung zu för-
dern und somit Schulabbrüche zu vermeiden.
Über Schulabsentismus und Schulabbrüche haben 
wir im Bildungsausschuss Fachgespräche geführt 
und Anträge formuliert. Gerne unterstützen wir 
die Forschungsprojekte zur Ursachenklärung des 
Schulabsentismus, aber jetzt und sofort benötigen 
erst einmal die funktionierenden Konzepte der 
Schulen und Jugendhilfeträger Unterstützung.
Ich sage es noch einmal: Wir haben kein Erkennt-
nisdefizit. Deshalb haben wir uns für einen Alter-
nativantrag entschieden, um eine klare Forderung 
zu formulieren, deren Umsetzung einen effektiven 
Einfluss auf die Bildungsbiografie der Schülerinnen 
und Schüler haben könnte.
Wie schon bei der Schüler-ID gesagt: Die im An-
trag genannten Maßnahmen müssen dabei unbe-
dingt mit unserem Nachbarbundesland Hamburg 
abgestimmt werden, da viele Jugendliche ihre 
Schul- und Berufsausbildung auch auf der jeweilig 
anderen Seite der Landesgrenze absolvieren.
Ich begrüße es, wenn wir die beiden Anträge in 
den Ausschuss überweisen, damit wir uns damit 
noch einmal richtig gut auseinandersetzen können. 
– Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Landesregierung hat jetzt die Ministerin für 
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur, Karin Prien, das Wort.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Strategie der Landesregierung ist es, 
sich angesichts der enormen und auch wachsenden 
Herausforderungen für unser Schulsystem auf die 
Kernaufgaben schulischer Arbeit zu konzentrieren 
und gleichzeitig unsere Schulen zukunftsfest wei-
terzuentwickeln. Die Kernaufgaben sind, Schülerin-
nen und Schülern die Mindeststandards zu vermit-

teln. – Herr Habersaat, ich helfe Ihnen da gerne 
weiter: Das sind natürlich die Mindeststandards, die 
durch das IQB für den IQB-Bildungstrend entwi-
ckelt werden. Unter den Fachleuten zumindest ist 
klar, was mit Mindeststandards gemeint ist.

(Beifall CDU, Silke Backsen [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Malte Krüger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein weiterer Punkt ist, dass wir Schülerinnen und 
Schüler zu dem Schulabschluss führen wollen, der 
ihren Talenten und ihren Neigungen entspricht. Des 
Weiteren geht es darum, den bestmöglichen Über-
gang in den Beruf zu ermöglichen, unabhängig da-
von, ob das für den Einzelnen duale oder schulische 
berufliche Bildung oder Studium bedeutet.

Deshalb bin ich dankbar für die Debatte, die das 
Hohe Haus heute führt. Es geht darin um Ab-
schlussquoten. Da war es erst einmal wichtig, zu 
einer vergleichbaren Datengrundlage zu kommen. 
Sie wissen, dass wir in Schleswig-Holstein eine 
besonders hohe und überdurchschnittliche Inklusi-
onsquote haben. Das wirkt sich natürlich auf die 
Abschlussquoten aus. Wir haben immer ehrlich 
und transparent kommuniziert und auch die Jugend-
lichen mit einem Förderschwerpunkt Lernen und 
geistige Entwicklung in die Statistik einbezogen. 
Viele andere Länder tun das nicht und haben Kin-
der mit den Förderschwerpunkten Lernen und geis-
tige Entwicklung schlicht ausgeklammert und in 
der Statistik nicht aufgeführt. Sie tauchen zum Bei-
spiel in der Berliner Statistik nicht auf. Dadurch 
erscheinen die Zahlen in Berlin niedriger, aber der 
Schein trügt natürlich.

Auf Betreiben Schleswig-Holsteins haben wir in 
der KMK jetzt seit März letzten Jahres eine ent-
sprechende Differenzierung der Abfrage bei den 
Schülerinnen und Schülern ohne Abschluss be-
schlossen. Nun gibt es eine eigene Unterkatego-
rie mit der Anzahl der Abschlüsse für die Förder-
schwerpunkte Lernen und geistige Entwicklung. 
Damit wird auch klar, dass es weitere Abschlüs-
se auch für diejenigen gibt, die realistischerweise 
einen ersten allgemeinbildenden Abschluss nicht 
erreichen können und eben trotzdem die Schulen 
nicht ohne Abschluss verlassen.

Ich will noch einmal deutlich sagen: Selbstver-
ständlich kann man auch in Schleswig-Holstein 
eine duale Ausbildung beginnen, ohne einen Ab-
schluss zu haben. Erfreulicherweise ist es so, dass 
sehr viele Schülerinnen und Schüler auch noch an 
den beruflichen Schulen einen Abschluss erwerben.
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Wenn man einmal die Zahlen betrachtet, geht es 
hier heute ziemlich durcheinander: Wir haben im 
Jahr 2023 in Schleswig-Holstein 4,6 Prozent eines 
Geburtsjahrgangs, die die Schule mit einem Förder-
zentrumsabschluss verlassen. 4,4 Prozent verlassen 
die allgemeinbildende Schule ohne Schulabschluss. 
Dann sind wir bei neun Prozent. Tatsächlich be-
deutet es in absoluten Zahlen einmal: mit För-
derabschluss 1.280 Schüler, ganz ohne Abschluss 
1.219 Schüler. Immerhin sind es fast 1.500 Schüler, 
die den ESA an den berufsbildenden Schulen errei-
chen. Daran sieht man, dass die berufsbildenden 
Schulen da eben dann doch eine große Rolle spie-
len.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Natürlich, Statistik hin, Statistik her: Jeder Schüler, 
der keinen Abschluss erreicht, ist ein Schüler zu 
viel. Das ist gar keine Frage. Da sind wir uns 
hier auch einig. Wir brauchen deshalb eine gute 
Datenbasis, und wir brauchen deshalb datenbasier-
te Schul- und Unterrichtsentwicklung; denn, Frau 
Waldinger-Thiering, ich stimme Ihnen in vielen 
Dingen zu, aber dass wir kein Erkenntnisdefizit 
hätten, bestreite ich. Wir haben tatsächlich Schulen 
mit vergleichbaren sozioökonomischen Rahmenbe-
dingungen mit vollkommen unterschiedlichen Ab-
bruchquoten. Dafür gibt es Ursachen, und die gibt 
es auch an der einzelnen Schule. Deshalb müssen 
diese Ursachen auch an der einzelnen Schule analy-
siert werden, und das tun wir auch.

Neben dieser Analyse, die wir bereits betreiben, 
da sind wir uns auch einig, muss die Schüler-ID 
als Instrument der datengeschützten Schulentwick-
lung jetzt zeitnah kommen. Wir haben gehofft, das 
mit der bundesweiten Entwicklung gemeinsam in 
Schleswig-Holstein einführen zu können, genau um 
auch solche Fragen einer bundeslandübergreifenden 
Nutzung sicherzustellen. Wir müssen aber feststel-
len, dass das bundesweit auch in dieser Legislatur-
periode wieder nicht gelungen ist. Man geht davon 
aus, dass sich das bis 2029/2030 verzögert. Ich fin-
de, darauf können wir nicht warten, darauf sollten 
wir nicht warten. Wir müssen natürlich auch die 
Schnittstellenproblematik im Blick haben, aber ich 
denke, dass das ein sehr wichtiges Instrument ist, 
das wir jetzt angehen und nicht abwarten sollten, 
bis das bundesweit endlich in die Gänge kommt.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Beifall Jette Waldinger-Thier-
ing [SSW])

Zu § 31 a SGB III sind wir mit unserer Bundes-
agentur für Arbeit in einem intensiven Austausch. 
Ich persönlich – das ist auch die Auffassung des 
Chefs der Bundesagentur im Norden – halte von 
dieser Rückübertragung an eine Landesstelle tat-
sächlich nicht viel. Wir sehen die Verantwortung, 
und da sind wir uns auch einig mit der BA, für die 
Schülerinnen und Schüler, wenn sie die Schule ver-
lassen haben – darum geht es ja –, tatsächlich bei 
der BA und der aufsuchenden Nachsorge. Da muss 
wirklich jemand hingehen, wenn Schülerinnen und 
Schüler verloren zu gehen drohen. Das hat viel zu 
tun mit der Arbeit der Jugendberufsagenturen, die 
auch in Schleswig-Holstein noch weiter ausgebaut 
werden muss. Die Jugendberufsagenturen müssen 
stärker in diesen Prozess einbezogen werden, und 
wir müssen darüber hinaus den § 31 a aus meiner 
Sicht auch noch einmal ändern und die Datenüber-
mittlung auch zum Beispiel per E-Mail ermögli-
chen. Das sieht der § 31 a bisher nicht vor. Man 
muss bisher also schreiben. Das tun wir jetzt alle, 
das tun alle allgemeinbildenden Schulen, die mel-
den die Schülerinnen und Schüler, die voraussicht-
lich keinen Abschluss erreichen. Aber auch da müs-
sen wir, glaube ich, bundesweit noch ein bisschen 
moderner werden, und da sind Gesetzesinitiativen 
tatsächlich jetzt erforderlich.

(Vereinzelter Beifall CDU, Beifall Malte 
Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Meine Damen und Herren, zu den Lernausgangsla-
gen will ich ein paar Worte sagen: Lernausgangs-
lage 1 und Lernausgangslage 5 sind jetzt nicht 
irgendwelche Lernausgangslagen, sondern sind nor-
mierte Instrumente, die es bereits gibt, die zum Teil 
in anderen Bundesländern bereits angewendet wer-
den, und diese werden wir in Schleswig-Holstein 
jeweils am Übergang verbindlich einführen. Natür-
lich geht es nicht nur darum, Lernausgangslagen 
einzuführen, sondern sie unmittelbar mit Förder-
maßnahmen zu verbinden. Denn Diagnostik macht 
natürlich nur Sinn, wenn man entsprechend fördert, 
und wir wollen, dass die Schulen aufgrund dieser 
Lernausgangslage für jedes einzelne Kind konkret 
entsprechende Fördermaßnahmen anwenden.

Dabei unterstützen wir die Schulen – nicht nur 
mit den Lernausgangslagen, sondern eben auch 
mit den entsprechenden Förderinstrumenten. Davon 
versprechen wir uns tatsächlich eine deutlich besse-
re Vermittlung basaler Kompetenzen. Darauf müs-
sen sich die Schulen konzentrieren. Das machen 
wir verbindlich an allen Schulen; Lernausgangs-
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lage 5 jetzt schon ab diesem Schuljahr, Lernaus-
gangslage 1 ab dem Schuljahr 2025/26.

Aber wir tun eben auch andere Dinge, die für das 
Erreichen der Abschlüsse von großer Bedeutung 
sind. Wir werden die Schulen dazu verpflichten, ei-
ne konsequentere Prüfungsvorbereitung zu machen. 
Das ist wichtig, das hat sich während der Corona-
zeit wirklich bewährt. Sie haben auch unerwähnt 
gelassen, dass die Abschlussquoten während der 
Coronaphase deutlich besser waren. Das lag natür-
lich daran, dass die Vorbereitung besser war. Es 
lag auch daran, dass die Prüfungsbedingungen er-
leichtert worden sind. Aber zumindest, was die 
Prüfungsvorbereitung angeht, müssen wir an diesen 
Standard wieder anknüpfen.

Am Ende wird es erforderlich sein – diese Maßnah-
men ergreifen wir –, in den Klassenarbeiten, in der 
Diagnostik und in den Fördermaßnahmen der Jahre, 
die zu den Abschlüssen hinführen, deutlich stärker 
auf Wiederholung und Übung zu setzen, damit sich 
die Dinge besser setzen. Das haben wir aber in 
anderen Zusammenhängen in diesem Haus in den 
letzten Wochen und Monaten bereits diskutiert.

Die PerspektivSchulen sind erwähnt worden und 
ihre große Bedeutung für bessere Abschlüsse, auch 
für einen besseren Übergang in die Schule, auch in 
ihrer Bedeutung an den beruflichen Schulen für die 
Schülerinnen und Schüler, die so spät in unser all-
gemeinbildendes Schulsystem kommen, dass sie es 
einfach nicht mehr schaffen, dort einen Abschluss 
zu machen. Die müssen wir stärker in den Blick 
nehmen, übrigens auch über das 18. Lebensjahr 
hinaus, denn wir haben einfach viel zu viele, die es, 
ehrlich gesagt, im Augenblick attraktiv finden, zum 
Teil ungelernt in den Beruf zu gehen. Relativ hohe 
Stundenlöhne, der Mindestlohn und so weiter haben 
natürlich dazu beigetragen. Die Attraktivität, dann 
eben noch einen Schulabschluss zu machen und 
doch in eine Ausbildung zu gehen, müssen wir zu-
künftig besser vermitteln. Das müssen wir gemein-
sam mit den Jugendberufsagenturen machen, und 
auch da brauchen wir einen einheitlichen Standard 
für die Arbeit der Jugendberufsagenturen. Daran 
arbeiten wir.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Auf die Bedeutung des Themas Absentismus und 
die Absentismuskonzepte der Schulen und der 
Kreise ist bereits hingewiesen worden. Damit im 
Zusammenhang steht natürlich: Auch Schule kann 
an dieser Stelle nicht alleine wirken. Die Eltern 
müssen ihren Beitrag leisten, aber eben auch die 

Jugendhilfe und die psychologischen Hilfen, die 
damit im Zusammenhang stehen. Manche Schüle-
rinnen und Schüler müssen wir erst einmal wieder 
in die Lage versetzen, dass sie überhaupt Lust auf 
Schule haben. Deshalb bauen wir übrigens auch 
die Anzahl unserer Flexklassen aus. Wir haben die 
Produktionsschulen deutlich ausgebaut, um diesen 
ganz unterschiedlichen Gruppen von Schülerinnen 
und Schülern gerecht zu werden, die den Anschluss 
in der Schule verlieren.

Eltern und Großeltern habe ich erwähnt, die müssen 
wir ins Boot holen. Ich finde, das ist eine gute Ge-
legenheit, auch den Eltern und Familien für ihren 
Beitrag zur Bildung und Erziehung unserer Kinder 
zu danken und ihnen nochmals ans Herz zu legen, 
das Thema Lesen und Zeit für die Kinder, übrigens 
auch gerne mal handyfreie Zeit für die Kinder, ernst 
zu nehmen. – In diesem Sinne danke ich Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Die Landesregierung hat die vereinbarte Redezeit 
um fünf Minuten und 20 Sekunden erweitert. Die-
se Zeit stünde jetzt auch den Fraktionen zur Ver-
fügung. – Ich sehe nicht, dass davon Gebrauch 
gemacht wird. Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag, Drucksache 
20/2671 (neu), die Alternativanträge, Drucksachen 
20/2683 und 20/2697, sowie den Änderungsantrag, 
Drucksache 20/2688, dem Bildungsausschuss zu 
überweisen. Wer so beschließen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das ist einstimmig.

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 32 aufrufe, darf 
ich Ihnen mitteilen, dass sich die parlamentarischen 
Geschäftsführungen darauf verständigt haben, dass 
Tagesordnungspunkt 34 morgen aufgerufen wird. 
So kommen wir jetzt also zum letzten Punkt für 
heute.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 32 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Kinder- und Jugendgewalt eindämmen und 
Hintergründe stärker beleuchten

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW
Drucksache 20/1193
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Kinder- und Jugendgewalt: Ursachen be-
leuchten und Hilfemaßnahmen einleiten

Alternativantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/1241

b) Kinder- und Jugendgewalt entschieden entge-
gentreten

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, FDP und SSW
Drucksache 20/2328

Kinder- und Jugendgewalt ganzheitlich be-
gegnen

Alternativantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/2365

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses
Drucksache 20/2540

c) Kinder- und Jugendgewalt entschieden entge-
gentreten

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, SPD, FDP und SSW
Drucksache 20/2780

Die Fraktionen haben zu diesem Tagesordnungs-
punkt den zuletzt genannten gemeinsamen Antrag 
vorgelegt. Es besteht Einigkeit, dass der Antrag un-
ter diesem Tagesordnungspunkt behandelt werden 
soll? – Ich höre keinen Widerspruch, dann verfah-
ren wir so.

Ich erteile dem Herrn Berichterstatter des Bildungs-
ausschusses, dem Abgeordneten Martin Habersaat, 
das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich verweise im 
Großen und Ganzen auf die Vorlage und erlau-
be mir noch den Hinweis, dass die Drucksache 
20/2328 durch den neu vorgelegten, von allen Frak-
tionen unterstützten Antrag sozusagen erledigt oder 
zurückgezogen wird.

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Vielen Dank, Herr Berichterstatter. – Wortmeldung 
zum Bericht? – Das ist nicht der Fall.

Dann eröffne ich die Aussprache, und das Wort 
für die CDU-Fraktion hat die Abgeordnete Anette 
Röttger.

Anette Röttger [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! In einer Zeit von vorweih-
nachtlichem Glanz und gelebter Nächstenliebe steht 
in dieser Plenarwoche das Thema Gewalt gleich 
mehrfach auf unserer Tagesordnung. Neben den für 
morgen gesetzten Tagesordnungspunkten zu Fragen 
der häuslichen Gewalt und zur geschlechterspezifi-
schen Gewalt geht es heute um die Frage, wie wir 
einer zunehmenden Kinder- und Jugendgewalt ent-
schieden begegnen können.
Leider leben wir in einer Zeit, in der eine Zunahme 
an Kindswohlgefährdungen existiert. Dramatische 
Einzelvorfälle wie die Ereignisse in Heide, Ueter-
sen und Geesthacht lassen uns fassungslos und trau-
rig zurück.
Landtag und Landesregierung haben sich dem sen-
siblen Thema der Kinder- und Jugendgewalt in 
diesem Jahr daher ausführlich gestellt. Mit einer 
gemeinsamen Anhörung des Bildungs‑, des Sozial- 
und auch des Innen- und Rechtsausschusses konn-
ten wichtige Erkenntnisse zum Umgang mit diesem 
sensiblen Thema zusammengetragen, 14 konkrete 
Einzelmaßnahmen abgeleitet und mit öffentlichen 
Mitteln hinterlegt werden.
Ich nenne beispielhaft aus dem Bildungsbereich die 
Unterstützungsmaßnahmen aus dem StartChancen-
Programm, die Stärkung der Schulsozialarbeit, die 
Stärkung des schulpsychologischen Dienstes und 
die Schaffung von Schnittstellen zwischen Schule, 
Polizei und Jugendhilfe.
Ich freue mich, dass wir uns zu diesem sehr wich-
tigen Thema auf einen fraktionsübergreifenden An-
trag verständigt haben. Das zeigt ein entschlosse-
nes, aber auch ein geschlossenes Handeln in diesem 
sensiblen Bereich.
Kitas und Schulen beklagen es: Immer mehr Kin-
dern und Jugendlichen fehlen wichtige basale Kom-
petenzen im sozial-emotionalen Bereich. Mit multi-
professionellen Teams und guten Konzepten begeg-
nen unsere Kitas und Schulen diesen Herausforde-
rungen, um jedes einzelne Kind, jede Schülerin, 
jeden Schüler möglichst gut in die jeweilige Klas-
sengemeinschaft zu integrieren.
Trotz eines deutlich beklagten Fachkräftemangels 
ist es für viele junge Menschen schwerer geworden, 
die passgenaue berufliche Orientierung und den 
richtigen Platz im Leben zu finden.
Die Folgen der Pandemie, die multiplen Krisen und 
zu starke Nutzungsgewohnheiten digitaler Medien 
beeinträchtigen die mentale Gesundheit. Das, was 
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sich zunächst als Lustlosigkeit oder Antriebsarmut 
äußert, kann sich in Einzelfällen zu einer Perspek-
tivlosigkeit weiterentwickeln. Und Perspektivlosig-
keit befördert im schlimmsten Fall eine Gewaltbe-
reitschaft. Deshalb gilt es, Kinder und Jugendliche 
rechtzeitig abzuholen.

Mit den in unserem gemeinsamen Antrag konkret 
formulierten 14 Einzelmaßnahmen sorgen wir in 
gesamtgesellschaftlicher Verantwortung dafür, dass 
Kinder und Jugendliche hier in unserem Land ge-
waltfrei aufwachsen können.

Kinder- und Jugendgewalt treten wir durch kla-
re und verlässliche Unterstützungsprogramme ent-
schlossen entgegen. Kinder und Jugendliche brau-
chen echte Aufmerksamkeit der Erwachsenen. Sie 
brauchen echte Vorbilder. Sie brauchen Verlässlich-
keit und Vertrauen, viel Geduld, Zuwendung und 
Zeit. Kümmern wir uns gemeinsam um ihre An-
liegen, bleiben wir insbesondere denjenigen gegen-
über wachsam und aufmerksam, die sich traurig 
zurückziehen! Dort, wo es Kindern und Jugendli-
chen an verlässlichen häuslichen Strukturen in El-
ternhäusern fehlt oder ein schwieriges soziales Um-
feld das Aufwachsen begleitet, wird es umso not-
wendiger, den Umgang mit Kindern und Jugendli-
chen mit multiprofessionellen Teams und konkreten 
Maßnahmen zur Gewaltprävention wirkungsvoll zu 
begleiten.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kinder und Jugendliche sind unsere Zukunft, und 
jeder einzelne ist wertvoll. Wir wünschen unseren 
Kindern eine unbekümmerte Kindheit, in der die 
emotionalen und sozialen Kompetenzen gestärkt 
werden. Gewaltfreie Kindererziehung ist eine ver-
antwortungsvolle Aufgabe.

Neben der Präventionsarbeit, dem Umgang mit 
Konflikten und einer analogen Streitschlichtung 
weisen Expertinnen und Experten sehr deutlich 
auch auf die Gewalt aus dem digitalen Raum hin. 
Ich bin unserer Ministerin sehr dankbar, dass sie 
eben auch zu dem vorherigen Thema am Schluss 
gesagt hat, wie wichtig es ist zu erkennen, dass 
in einer bislang ungeahnten Dynamik verletzende 
Postings, Filme und Fotos schnell und weit verbrei-
tet werden und viel Schaden anrichten können. Ein 
sachgerechter Umgang ist erforderlich.

Die meisten Kinder in unserem Land wachsen aller-
dings und glücklicherweise mit echten und vertrau-
ten Bezugspersonen auf und sind von Menschen 
umgeben, die sich Zeit für sie nehmen, denen sie 

sich anvertrauen können und mit denen sie über 
alles reden können.
Helfen wir denjenigen, die dieses Glück nicht ha-
ben! Ich bitte um Zustimmung. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
nun der Abgeordnete Malte Krüger das Wort.

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Schiefer, Frau 
Waldeck, Frau Waldinger-Thiering, Frau Katja Ra-
thje-Hoffmann, Frau Röttger, Frau Schiebe, Herr 
Balasus, Herr Vogt, Herr Habersaat, es ist ein gutes 
Zeichen, dass wir heute gemeinsam diesen Antrag 
mit ganz konkreten Maßnahmen einreichen, und 
dafür bin ich Ihnen persönlich und natürlich den je-
weiligen Fraktionen sehr, sehr dankbar. Ich glaube, 
es ist ein gutes Zeichen, dass wir heute gemeinsam 
diesen Antrag einreichen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und vereinzelt SSW)

Seit über einem Jahr arbeiten wir im Bildungsaus-
schuss und im Plenum an einem Plan gegen Kin-
der- und Jugendgewalt. Dabei hatten wir eine er-
kenntnisreiche Anhörung, an der verschiedene Aus-
schüsse beteiligt waren, mit Expert_innen, die die 
Prävention in meinen Augen sehr in den Fokus ge-
rückt haben. Es zeichnet diesen Landtag – finde 
ich – aus, dass wir bei solchen fundamentalen The-
men zusammenstehen und nicht ins parteipolitische 
Klein-Klein verfallen, sondern von allen Fraktionen 
Ideen und Perspektiven zu dem Thema bekommen 
haben, die in diesen Antrag eingeflossen sind, den 
wir dann hoffentlich heute auch verabschieden.
Ehrlich gesagt geht dieses Thema Kinder- und Ju-
gendgewalt uns alle etwas an. Ich glaube, vielen 
von uns, wenn man sich an die Schulzeit erinnert, 
ergeht es ähnlich. Das ist ja bei einigen schon län-
ger her; bei mir ist es auch schon ein paar Jahre 
her, aber ich erinnere mich trotzdem noch sehr gut 
daran, und ich glaube, dass es vielen ebenso ergeht. 
Ich kann mich da schon an vieles erinnern: Prüge-
leien auf dem Schulhof, Tritte an der Bushaltestel-
le, die zum Beispiel auch mich einmal getroffen 
haben, und dann auch oftmals eine Ohnmacht von 
Lehrkräften im Umgang damit.
Das sind alles Erfahrungen, die auch jetzt an 
Schulen gemacht werden. Natürlich muss von die-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 75. Sitzung – Mittwoch, 11. Dezember 2024 5665

(Anette Röttger)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3182&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3442&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3442&format=WEBVOLLLANG


sem Haus dann auch das Zeichen ausgehen, dass 
wir Gewalt an keiner Stelle tolerieren.

(Vereinzelter Beifall ganzes Haus)
Vom Babyalter bis in die Jugend haben Kinder 
ein Recht auf Fürsorge und Schutz vor Gewalt. 
Kinder, die stabile Bindungen erleben, Wertschät-
zung erfahren, Erfolge verbuchen und eine Zukunft 
sehen, sind meist nicht gewalttätig. In allen Berei-
chen versuchen wir daher, gute Lebenssituationen 
für Kinder zu schaffen. Zur Jugend gehört dann 
auch mal Grenzüberschreitung, und eine Rauferei 
ist sicherlich ab und zu dabei. Wird ein Jugendli-
cher jedoch andauernd gewalttätig, ist oftmals lange 
davor schon etwas schiefgegangen.
Nachdem Gewalttaten lange Zeit zurückgingen, 
steigen sie in den letzten Jahren in einigen Berei-
chen bei Kindern und Jugendlichen wieder an. Die 
Ursachen sind vielfältig, doch die Lebensbedingun-
gen waren meist schwierig, und die Täter und Opfer 
sind überwiegend männlich. Gewaltlegitimierende 
Männlichkeitsnormen zu hinterfragen, ist auch Auf-
gabe von Pädagogik und Gesellschaft. Dazu haben 
wir ja auch etwas in unserem Antrag drin.
Das gesamte Leben von Kindern verbessern kann 
unser Antrag nicht. Unser Antrag verbessert aber 
die Prävention und die systematische Aufarbeitung 
von Gewalttaten. Der Schwerpunkt liegt auf der 
Schule, denn hier sind alle Jugendlichen ansprech-
bar. Für Lehrkräfte wird Gewaltprävention noch 
stärker Teil der Ausbildung und ihrer Fortbildung. 
Wir stellen den Schulen Handreichungen für den 
Ernstfall zur Verfügung und verstärken eben auch 
die Kooperation mit Polizei und Jugendhilfe.
Ich möchte einmal ein paar Maßnahmen aus unse-
rem Papier herausgreifen. Ich habe gerade schon 
etwas zu Maßnahme 5 gesagt, dass wir geschlechts-
spezifische Inhalte insbesondere in der Prävention 
an Kitas und Schulen verstärkt berücksichtigen und 
uns da vor allem Angebote zur Jungenpädagogik 
angucken, denn wir wissen ja aus den Zahlen, Da-
ten und Fakten, dass es eben vor allem männliche 
Schüler trifft.
Gleichzeitig brauchen wir auch – davon bin ich 
überzeugt – eine gute Kooperationsstruktur für 
Partnerschaften von Schulen und Polizeidienststel-
len. Ich kenne das bei mir aus Itzehoe sehr gut, 
da ist die Polizeidirektion gut mit den Schulen im 
Austausch. Ich höre von beiden Seiten, sowohl von 
Schule als auch von Polizei, dass es da einen echten 
Mehrwert gibt, auch für die Polizei übrigens, weil 
die natürlich auch davon profitiert. Das ist also eine 
gute Maßnahme, bei der wir schauen müssen, wo 

wir das in Schleswig-Holstein noch weiter etablie-
ren können.
Unter anderem muss es natürlich auch darum ge-
hen, kommunale Präventionsketten weiterzuentwi-
ckeln, die wir natürlich auch stärken wollen. Da 
geht es natürlich um die bessere Vernetzung zwi-
schen Schule, Jugendhilfe, Kinderschutz, Gesund-
heitsfürsorge, Polizei und Schulsozialarbeit, gege-
benenfalls auch Justiz.
Dann geht es natürlich auch um die psychologische 
Unterstützung von Betroffenen, weil es natürlich 
nicht bei jeder Gewalttat dessen bedarf, aber bei ei-
nigen eben schon. Dann brauchen die jungen Men-
schen eben schnell Unterstützung. Ich weiß nicht, 
wer von Ihnen in letzter Zeit mal versucht hat, Psy-
chotherapeut_innen zu erreichen. Das ist nicht so 
einfach. Wenn man in einer Krisensituation ist und 
dann bei einer Psychotherapeutin aufs Band spricht 
und hofft, dass man mal irgendwann zurückgerufen 
wird, ist das keine tolle Situation, noch weniger, 
wenn man das Ganze als junger Mensch erleben 
muss. Deswegen ist das ein ganz wichtiger Punkt 
an der Stelle.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Birte Pauls [SPD]: Aber genau das 
habt ihr doch vor einigen Tagen noch abge-
lehnt!)

– Frau Pauls, ich will mich jetzt bei dem Thema gar 
nicht mit Ihnen streiten, weil wir so große Einigkeit 
haben. Das will ich jetzt nicht auf den letzten Me-
tern anfangen.
Zuletzt – das ist ja auch etwas, weswegen wir das 
heute noch einmal debattieren – finde ich es richtig, 
dass das Ministerium auch gesagt hat, dass wir jähr-
lich einen Bericht im Bildungsausschuss zu dem 
Thema haben, denn das Thema wird ja nicht mor-
gen vorbei sein, sondern uns weiter beschäftigen. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete 
Martin Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Das dritte Bildungsthema hintereinan-
der – es tut mir leid, das liegt nicht an meinem 
Terminkalender. Dieses Thema hier ist aber auch 
gar nicht wirklich ein Bildungsthema, deswegen 
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hat es auf jeden Fall verdient, dass wir uns dem 
mit großer Aufmerksamkeit hier zuwenden – was 
Bildungsthemen im Übrigen auch verdient haben.

Sonst diskutieren wir hier: Jede zehnte Lehrkraft in 
Schleswig-Holstein ist gar keine richtige Lehrkraft. 
MSA, Hälfte der Schülerinnen und Schüler mit ei-
ner 5 oder einer 6 nach Hause. Schleswig-Holstein 
beim Abischnitt auf dem letzten Platz. – Das ist 
alles schlimm, aber verkraftbar, wenn am Ende jun-
ge Menschen die Schulen verlassen, die glücklich 
und in der Lage sind, Verantwortung für sich selbst 
und andere zu übernehmen. Doch jetzt haben wir 
aus unseren Schulen eben solche Zahlen. Die Ge-
walt an den Schulen ist auf Rekordniveau. Heute in 
den Kieler Nachrichten ist zum Thema Jugendkri-
minalität eine Menge zu lesen, was auch Grund zur 
Sorge bereitet. Im Vergleich zum vorigen Schuljahr 
haben wir ein Plus von 86 Prozent auf Landesebene 
zu verzeichnen, im Kreis Rendsburg-Eckernförde 
ein Plus von 150 Prozent. Die Statistik ist noch neu 
und unter Vorbehalt zu betrachten, aber es ist da 
schon was vorhanden, auf das wir gucken müssen.

Die Taten umfassen Körperverletzungen, Raub, 
psychische Gewalt, Drohungen, Erpressungen, 
Mobbing und Sexualdelikte. Selbst an Grund-
schulen gab es im vergangenen Schuljahr 44 Fälle 
von psychischer Gewalt und 166 Fälle von Körper-
verletzung. Und nicht nur das: Auch Fälle von rech-
ter Gewalt gab es an unseren Grundschulen. Hinter 
jeder einzelnen dieser Gewalttaten an Schulen ste-
hen viele verschiedene Menschen mit ihren Schick-
salen: das Opfer, das unter der Tat leidet, der Tä-
ter, der die Konsequenzen seiner Tat tragen muss, 
und die Familien der Opfer und Täter_innen, die 
mitleiden und sich oft hilflos fühlen, aber auch das 
schulische Umfeld, das betroffen ist. Opfer sind 
ja sowohl Mitschüler_innen, aber immer häufiger 
auch Lehrkräfte.

Gewalt an Schule steht auch im Zusammenhang 
mit Phänomenen wie Schuldistanz bis hin zum 
Absentismus, der wiederum mit Schulabbrüchen 
verbunden ist. Die wollen wir ja gerade vermei-
den, wie wir im Tagesordnungspunkt davor bespro-
chen haben. Schulabbruch zu vermeiden heißt eben, 
nicht nur formale Schritte zu unternehmen, wie 
zum Beispiel eine Schüler-ID einzuführen oder die 
Datenübermittlung an die Agentur für Arbeit zu 
erleichtern. Schulabbruch vermeiden heißt darüber 
hinaus auch, dass es eine Schulkultur geben muss, 
die nicht von Angst oder Gewalt geprägt ist, dass 
Gewaltpräventionsprogramme und Anti-Mobbing-
Programme selbstverständlich als wichtiger Teil 
zur Schulentwicklung aller Schulen gehören, dass 

es bei Gewaltvorfällen an den Schulen Kommuni-
kationskonzepte gibt, bei denen sich die Schule 
als Verantwortungsgemeinschaft versteht, dass so-
zial-emotionales Lernen in allen Lehrplänen und 
der Ganztagskonzeption ebenso wie der verantwor-
tungsvolle Umgang mit Medien mitbedacht und 
umgesetzt wird und: dass es einen Personalschlüs-
sel für Schulsozialarbeit und Schulpsychologie gibt, 
deren präventions- und täterbezogene Arbeit nun 
mal Beziehungsarbeit ist.

Meine Damen und Herren, all das steht in dem 
SPD-Antrag, der heute leider keine Mehrheit fin-
den wird, wie ich ahne. Zusätzlich ist es zu ei-
nem gemeinsamen Antrag aller Fraktionen gekom-
men, dem ich zunächst nicht mit großer Begeis-
terung nahegetreten war, weil da in erster Linie 
von Leitfäden und Handreichungen die Rede ist. 
Wenn ich mit Schulen spreche, dann sind Leitfäden 
und Handreichungen nicht das, was denen am drin-
gendsten fehlt. Aber es gibt da einige vernünftige 
Ansätze. Neu dazugekommen ist nicht nur Papier 
für Schulen und Bildungseinrichtungen, sondern 
auch mehr Papier für den Landtag, ein jährliches 
Berichtswesen zum Thema Gewalt an Schulen. 
Dem stimmen wir zu, weil wir hoffen, dass das 
Handeln dann den Erkenntnissen, die wir aus die-
sen Berichten ziehen, folgen wird.

Insgesamt schreibt uns die Landesregierung in der 
Antwort auf die Kleine Anfrage zur Gewalt an 
Schulen, die Demokratiebildung sei ein wichtiger 
Baustein, um junge Menschen zu verantwortungs-
bewussten Bürgerinnen und Bürgern zu erziehen, 
die aktiv an der Gesellschaft teilnehmen und sich 
gegen Gewalt und gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit einsetzen. Gleichzeitig kürzt diesel-
be Landesregierung den gesellschaftswissenschaft-
lichen Unterricht und verordnet den Grundschulen 
die Konzentration auf Basiskompetenzen und zählt 
Demokratiekompetenzen nicht dazu.

Den Antrag der SPD, das Bemühen, eine entspre-
chende Schulkultur nach dem Vorbild anderer Län-
der schulgesetzlich zu verankern, lehnten CDU und 
Grüne ab. Und die CDU mag noch so oft Üben, 
Üben, Üben empfehlen.

(Patrick Pender [CDU]: Das ist wichtig!)

Wer in Sorge um seine körperliche und psychische 
Unversehrtheit ist, der wird sich nicht auf den 
Stoff konzentrieren können, der immer häufiger 
von Nichtfachlehrkräften dargeboten wird. Ganztä-
gige Anhörungen können helfen, die Situation zu 
verstehen. Verbessert werden kann sie nur durch 
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Handeln der Mehrheit und der Regierung. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Dr. Hei-
ner Garg das Wort.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Endlich!)

Dr. Heiner Garg [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Nicht, dass ich hier große Verwunderung aus-
löse. Mein Fraktionsvorsitzender hat darauf bestan-
den, dass auch ein Mitglied des Sozialausschusses 
zu diesem Thema etwas sagt.

(Christopher Vogt [FDP]: Genau! – Beifall 
SSW – Christopher Vogt [FDP]: Nicht, dass 
ihr denkt, ich hätte keine Lust mehr! – Hei-
terkeit)

– Das würden wir nie denken.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich fand die ge-
meinsame Anhörung durch die drei Ausschüsse 
ganz besonders bemerkenswert. Es wäre jede Stel-
lungnahme wert, noch mal erwähnt zu werden. Ich 
mache aber aus meinem Herzen keine Mördergru-
be, denn das, was zwei Anzuhörende vorgetragen 
haben, hat mich ganz besonders beeindruckt. Zum 
einen war das die Vertreterin des Schleswig-Hol-
steinischen Richterverbandes, Frau Judith Pamm-
ler-Klein, und zum anderen die Leiterin des Jugend-
amtes der Landeshauptstadt Kiel, Frau Marion Mu-
erköster.
Frau Pammler-Klein hat in das Thema eingeführt 
und von besonders empathielosem Verhalten be-
richtet. Das verdeutlichte sie am Beispiel eines 
neunjährigen Jungen, der nachts heimlich die Ka-
ninchen seiner Pflegefamilie erdrosselt hat. Das 
zeigt, womit wir es unter anderem zu tun haben.
Wir beschäftigen uns mit einer Zunahme von Roh-
heit, von Respektlosigkeit, von hoher Aggressions-
bereitschaft und zunehmender Empathielosigkeit. 
Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, trifft mit Sicherheit 
nicht nur auf die zu betrachtenden Altersgruppen 
zu, sondern das ist etwas, was wir in unserer ge-
samten Gesellschaft wahrnehmen. Was mich beson-
ders erschreckt, ist, dass es auch und gerade in die-
sen jungen Altersgruppen zunehmend genau diese 
Entmenschlichung untereinander gibt, diese Empa-
thielosigkeit. Wir haben hier eine ganze Menge gu-
ter Anregungen bekommen, die sich in dem inter-
fraktionellen Antrag aller Fraktionen widerspiegeln.

(Beifall FDP, SPD, SSW und vereinzelt 
CDU)

Erstens. Frau Muerköster hat eingeleitet – was ich 
auch wichtig fand, darauf hinzuweisen –, dass man 
sich bei der Beschäftigung und Auseinandersetzung 
mit dem Thema nicht ausschließlich auf die ne-
gative Zustandsbeschreibung konzentrieren sollte. 
Sie hat das Beispiel in Kiel-Gaarden angeführt. 
Wenn dort sieben Prozent der Jugendlichen Straftä-
ter sind, bedeutet das auch, dass es 93 Prozent der 
jungen Menschen sind, die keine Probleme machen. 
Sie führte weiter aus: Aus pädagogischer Sicht 
empfehle sie die Orientierung an klaren Grundprin-
zipien. Ein Ziel müsse darin bestehen, die jungen 
Menschen möglichst früh für Präventionsangebote 
zu erreichen.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, deshalb 
habe ich einmal nachprüfen lassen, wie die Haus-
haltsansätze für das Jahr 2025 bei den einschlägi-
gen Präventionsangeboten aussehen. Ich finde es 
gut, dass diese zumindest nicht gekürzt worden 
sind, weil das ein Anfang dafür ist, bei der Um-
setzung der Strategien des gemeinsamen Antrages 
erfolgreich sein zu können.
Zweitens. Man muss jungen Menschen rechtzeitig 
und immer wieder vermitteln, dass sie wichtig 
sind, dass sie gebraucht werden, dass es auf sie an-
kommt. Das äußert sich beispielsweise in den Mit-
gestaltungs-, Mitentscheidungsmöglichkeiten von 
jungen Menschen. Gerade auch nach den Diskus-
sionen, die es so vor zehn, 15 Jahren um § 47 f 
der Gemeindeordnung gegeben hat, ist es gut, dass 
sich Schleswig-Holstein inzwischen auf einem ganz 
anderen, auf dem richtigen Weg befindet. Er ist 
wichtig, gerade wichtig für die Generation, über die 
wir reden.
Drittens geht es um den Aufbau von Bindungen zu 
Bezugspersonen.
Viertens bedarf es klarer Regeln und Strukturen.
Frau Muerköster weiter – deshalb habe ich mir die 
Haushaltsansätze noch einmal angeschaut –: Aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht sei festzuhalten, dass 
sich jeder Euro, der in eine wirksame Präventions-
maßnahme investiert werde, bis zu 16-mal rechne,

(Beifall Annabell Krämer [FDP])
das heiße, künftige Ausgaben in entsprechender 
Höhe vermieden würden. Allerdings bedürften die 
Maßnahmen auch einer ständigen Evaluierung. Sie 
schilderte dann ein extrem erfolgreiches vierjähri-
ges, wissenschaftlich begleitetes Modellprojekt in 
Kiel-Gaarden, durch das sich innerhalb dieser vier 
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Jahre die Noten in den Fächern Deutsch, Mathema-
tik und Sachkunde im Schnitt um eine Note ver-
bessert haben und durch das die Sozialkompetenz 
gestiegen ist, was sich in deutlich geringeren Aus-
einandersetzungen auf dem Schulhof niederschlägt. 
All das, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
sind richtige Ansätze.

Ich möchte den vorweihnachtlichen Frieden nicht 
verderben, aber was alle Anzuhörenden ebenfalls 
sehr deutlich gemacht und dem eine klare Absage 
erteilt haben, waren die spontanen Reaktionen eini-
ger, die meinten, nach den entsprechenden Vorfäl-
len müsste man an der Strafmündigkeit drehen.

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Abgeordneter.

Dr. Heiner Garg [FDP]: 
Komme ich, ist mein letzter Satz. – Das, meine 
Damen und Herren, haben alle zu Recht abgelehnt.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die SSW-Fraktion hat das Wort die Abgeordne-
te Jette Waldinger-Thiering. – Bitte.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Wir müssen uns dieses Thema regel-
mäßig vor Augen führen. Deshalb freut es mich 
besonders, dass wir uns im Bildungsausschuss über 
einen jährlichen Bericht zu dem Thema Kinder- 
und Jugendgewalt einigen konnten.

Anerkannte Studien konnten zwar keine signifikan-
te Steigerung der Kinder- und Jugendgewalt fest-
stellen, jedoch erkennt man eine offensichtliche 
Veränderung. Durch das Fachgespräch im März 
2024 wurde eine Menge Erkenntnisse verdeutlicht, 
vor allem, dass viele Kinder in ihrer sozialen und 
emotionalen Entwicklung gefährdet sind. Kinder, 
die körperliche oder psychische Gewalt gegen an-
dere ausüben, sind keine Kinder, die man sanktio-
nieren muss, es sind besonders Kinder in höchster 
Not. Es sind Kinder, die nicht die Unterstützung 
und die sicheren Beziehungen erlebt haben, die es 
braucht, um ein gesundes Sozialverhalten und eine 
emotionale Regulation zu entwickeln.

Was wir aus dem Fachtag zum Thema Kinder- 
und Jugendgewalt auch mitnehmen können, ist die 
Empfehlung zur Prävention. Die Prävention muss 

ganzheitlich strukturiert werden. Wir wissen, dass 
Kinder- und Jugendgewalt kein alleiniges Schulpro-
blem ist, sondern ein gesamtgesellschaftliches Pro-
blem. Die Prävention muss mit der Unterstützung 
in den Familien beginnen. Die gestiegenen Zahlen 
an Kindeswohlgefährdungen und in Obhutnahmen 
durch die Jugendämter zeigen, dass viele Familien 
unter den multiplen Krisen und Herausforderungen 
unserer Zeit leiden. Bei einigen fehlt es nicht nur 
an wirtschaftlichen Ressourcen, sondern auch an 
Kraft und Stabilität, um ihre Elternrolle ausreichend 
auszufüllen.

Deshalb müssen die Präventionsansätze aus der Ju-
gendhilfe, aus der Eingliederungshilfe und des Ki-
ta- und Schulsystems vernetzt und verbunden wer-
den. Wir müssen die Synergieeffekte zwischen Bil-
dung und Sozialsystem nutzen. Es gibt schon viele 
gute Konzepte, die verstärkt gefördert werden müs-
sen, anstatt das Rad neu zu erfinden.

Es geht darum, dass Kinder und Jugendliche ver-
lässliche Beziehungen durch verlässliche Bezugs-
personen erhalten. Das ist eine Grundvoraussetzung 
für ein gesundes und stabiles Selbstbild und für 
Selbstwirksamkeit. Idealerweise erleben Kinder die 
sichere Bindung in ihren Herkunftsfamilien. Wenn 
diese hier aber fehlt, kann eine verlässliche Bezie-
hung zu einem Erzieher oder einer Lehrerin einiges 
kompensieren. Das heißt aber auch: Wir brauchen 
mehr Personal in Kitas und Schulen. Es müssen 
nicht nur Erzieher und Lehrer sein, sondern einfach 
genug qualifizierte Erwachsene, um den Kindern 
und Jugendlichen, die Unterstützung benötigen, ge-
recht zu werden.

Wir müssen den Fokus auf die frühen Hilfen und 
die Elternarbeit setzen und die geforderten Punkte 
des Antrags mit Augenmaß verfolgen, denn das 
Schulsystem darf nicht mit noch mehr Papier und 
theoretischen Konzepten überfrachtet werden. Wie 
bereits im PerspektivSchul-Programm erkannt wur-
de, müssen die Konzepte aus der Praxis entstehen 
und dann an Ort und Situation angepasst werden.

Wir müssen die Ressourcen bündeln, um unseren 
Kindern und Jugendlichen Lebensräume zu schaf-
fen, in denen sie stabile Beziehungen erleben und 
ihre Resilienz gefördert wird. Ein altes und auch 
viel zitiertes Sprichwort aus Nigeria lautet: Es 
braucht ein ganzes Dorf, um ein Kind zu erziehen.

In diesem Sinne möchte ich mich noch mal herzlich 
bei allen Teilnehmenden des Fachgesprächs wie 
auch den vielen anderen Engagierten im sozialen 
und Bildungsbereich für ihren tagtäglichen Einsatz 
bedanken, bei dem sie ihr Bestmögliches tun, um 
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unsere Kinder und Jugendlichen zu fördern und zu 
unterstützen und um ihnen einen positiven Werde-
gang zu ermöglichen.

Noch mal ganz herzlichen Dank dafür, dass wir ei-
nen interfraktionellen Antrag hinbekommen haben, 
denn es war eine gute Anhörung. Es ist ein guter 
Antrag, und wir sollten gemeinsam etwas dafür tun, 
dass Gewalt gegen Kinder und mit Kindern verrin-
gert wird beziehungsweise nicht mehr stattfindet. 
Wir müssen dafür Sorge tragen, dass es unseren 
Kindern gut geht. – Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall ganzes Haus)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Landesregierung erteile ich jetzt das Wort 
der Ministerin für Allgemeine und Berufliche Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Kultur, Karin 
Prien.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die Gewalt unter Kindern und Jugendli-
chen nimmt zu, und wir erkennen leider eine erhöh-
te Belastung bei Kindern und Jugendlichen im Be-
reich der mentalen Gesundheit. Auch verfügen im-
mer weniger Kinder und Jugendliche über ausrei-
chende emotionale Kompetenzen, also Kompeten-
zen im sozial-emotionalen Bereich. Schülerinnen 
und Schüler, Kinder und Jugendliche verfügen über 
immer weniger Selbstregulierungsfähigkeiten, und 
über die Empathielosigkeit bei manchen wenigen 
Jugendlichen hat der Kollege Garg bereits gespro-
chen.

Ich denke, diese Erkenntnisse haben wir alle aus 
der gemeinsamen Anhörung der drei Ausschüsse 
gewonnen. Zusätzlich steht uns auch das Gewalt-
monitoring des Bildungsministeriums zur Verfü-
gung. Übrigens sind wir eines der wenigen Bundes-
länder, die ein solches Monitoring durchführen. Das 
hat immer die Gefahr, dass es dann skandalisiert 
wird.

Ich will einmal sagen, Herr Kollege Habersaat, dass 
44 Fälle an Grundschulen 44 Fälle zu viel sind. Wir 
haben aber knapp 400 Grundschulen in Schleswig-
Holstein, und wir haben über 110.000 Schülerinnen 
und Schüler in Schleswig-Holstein. Das muss man 
immer ins Verhältnis setzen, wenn man solche Zah-
len in die Öffentlichkeit trägt, meine Damen und 
Herren.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Das sage ich vor allem deshalb, weil ich für diese 
Anhörung im Schleswig-Holsteinischen Landtag zu 
einem sehr frühen Zeitpunkt außerordentlich dank-
bar war. Es war ein Zeitpunkt, zu dem noch gar 
nicht erkennbar war, ob diese Zahlen quasi nur ei-
ne Post-Corona-Entwicklung sind oder ob es mögli-
cherweise ein längerfristiger Trend ist. Das wissen 
wir übrigens bis heute nicht, obwohl sich natürlich 
die Hinweise verdichten, dass wir es hier mit einem 
gesamtgesellschaftlichen Phänomen zu tun haben. 
Deshalb ist auch klar, dass die Antworten nicht al-
lein in der Schule gegeben werden können. Erfreu-
licherweise hat das hier aber auch niemand behaup-
tet.
Klar ist, dass die Schule ein bedeutsamer sozialer 
Ort ist, an dem alle Kinder und Jugendliche zusam-
menkommen. Natürlich ist Schule oftmals auch nur 
indirekt von Kinder- und Jugendgewalt betroffen, 
denn häufig ereignen sich Gewaltvorfälle auf dem 
Weg zur Schule oder nur im indirekten Zusammen-
hang mit Schule. Dennoch muss Schule darauf re-
agieren.
Es ist wichtig, dass wir an dieser Stelle nicht so 
tun dürfen, als könne Schule all das wieder einmal 
alleine lösen; das haben Sie auch nicht getan, Herr 
Garg. Ich will das nur deshalb deutlich sagen, weil 
das das Problem deutlich verkürzen würde. Wir 
müssen auch die anderen Aspekte einbeziehen, über 
die wir uns hier auch schon in den letzten Mona-
ten intensiver ausgetauscht haben. Was macht zum 
Beispiel die Nutzung von Social Media eigentlich 
mit Kindern und Jugendlichen in den verschiedenen 
Facetten, die es zu besprechen gibt? Ich denke, 
dass wir uns diesem Thema in Deutschland in den 
nächsten Monaten und Jahren noch einmal sehr viel 
intensiver werden zuwenden müssen. Wie verändert 
sich auch insgesamt Gesellschaft, und was macht 
das mit unseren Kindern? Wie können wir da wirk-
sam eingreifen und vorbeugen?
Prävention ist außerordentlich wichtig. Ich will 
heute aber auch einmal deutlich sagen: Schule ist 
ein besonderer Ort des sozialen Miteinanders, und 
Schule muss ein Schutzraum für Kinder und Ju-
gendliche sein. Deshalb muss die Aussage klar sein, 
dass Gewalt an Schule überhaupt nichts zu suchen 
hat und wir gegenüber Gewalt eine Nulltoleranz-
strategie brauchen.

(Beifall ganzes Haus)
Sie wissen, dass wir gemeinsam im Schulgesetz 
in der letzten Legislatur eine Vorschrift aufgenom-
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men haben, die jeder Schule auferlegt, gemeinsam 
mit den Trägern der Jugendhilfe ein entsprechen-
des Gewaltschutzkonzept zu entwickeln. Dennoch 
müssen Schulen neben Prävention den Rahmen von 
Ordnungsmaßnahmen nutzen, um Gewalt an Schule 
entsprechend zu ahnden und Eltern in die Verant-
wortung nehmen.

Meine Damen und Herren, sowohl Prävention als 
auch Intervention sind und bleiben wichtig.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Weil Prävention und Intervention so wichtig sind, 
ist die verbesserte und intensivierte Zusammenar-
beit zwischen Schule und Polizei dort notwendig, 
wo ein entsprechender Bedarf besteht. Ich bin sehr 
froh, dass es uns gemeinsam mit dem Innenminis-
terium jetzt gelungen ist, hier die Wege einer inten-
sivierten Zusammenarbeit aufzuschreiben, und wir 
werden dieses Konzept in den nächsten Wochen 
veröffentlichen.

Hier kommt es wirklich darauf an, dass Schulen 
und Polizei gemeinsam nicht nur einen regelmäßi-
gen Austausch pflegen, sondern auch gemeinsam 
an den Präventionskonzepten arbeiten. Hier gehen 
wir wichtige Schritte für die Schulen, bei denen 
das bisher noch nicht optimal klappt. Man muss 
allerdings sagen, dass rund 70 Prozent der Schulen 
in unserem Land sagen, dass es in der Zusammen-
arbeit zwischen Schule und Polizei gut laufe. Bei 
den übrigen gibt es aber noch etwas zu tun, und das 
werden wir auch tun.

Meine Damen und Herren, ich habe es gesagt. Wir 
haben die Gewaltdatenbank GEMON eingeführt. 
Es gibt durchaus die Notwendigkeit, hier noch ein-
mal nachzubessern, bei den Tathintergründen noch 
einmal spezifischer zu werden und dafür Sorge zu 
tragen, dass die Schulen ihre Eintragungen nach 
gleichen Parametern machen. Das ist immer das 
Problem, wenn neue statistische Tools eingeführt 
werden. Da müssen wir noch besser werden.

Wichtig ist aber, dass man diese Daten an der 
einzelnen Schule nutzt, um tatsächlich Präventions-
konzepte auszubauen. Deshalb werden wir diese 
Daten künftig in das Datenblatt aufnehmen, die 
Gegenstand der Gespräche zwischen Schulaufsicht 
und Schulleitung sind. Das müssen wir tun. Gleich-
wohl müssen wir aufpassen, dass wir Schulen 
nicht stigmatisieren, weil sie Gewaltvorfälle mel-
den, denn sonst ist leider das Problem, dass sie 
das künftig nicht mehr tun werden. Da muss man 
wirklich sehr aufpassen.

Deshalb lautet mein Appell bei allem Verständnis 
für politische Nutzung von Tatbeständen: Bitte auf-
passen, dass wir mit einer Skandalisierung auch in 
den Medien nicht mehr Schaden anrichten, als es 
Nutzen gibt.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will ausdrücklich auch auf die gute Zusam-
menarbeit mit der Justiz hinweisen. Wir haben in 
Schleswig-Holstein ein hohes Engagement der Jus-
tiz an unseren Schulen zur Vermittlung der Wer-
te unseres demokratischen Rechtsstaats und zur 
Funktionsfähigkeit des Rechtsstaats. Das ist für die 
Schülerinnen und Schüler neben der Gewaltpräven-
tion ein wichtiger Punkt und gehört dazu.

Wichtig ist, dass wir den Lehrkräften mehr Hand-
lungssicherheit beim Umgang mit Gewaltvorfällen 
geben. Die Lehrkräfte müssen wissen, was passiert. 
Außerdem muss es Handlungsketten geben, die klar 
sind, wenn es zu Gewaltvorfällen kommt. Deshalb 
bin ich froh darüber, dass es im kommenden Schul-
jahr regionale Fachtage zum Thema Gewaltpräven-
tion gibt.

Wir müssen auch heute noch einmal gemeinsam 
darauf hinweisen, dass es wirklich nicht hinnehm-
bar ist, dass Lehrkräfte und andere Mitarbeitende 
an Schulen Opfer von Gewaltvorfällen werden. Das 
ist ein Zustand, den wir nicht dulden dürfen, und da 
müssen Schulleitungen klar sein. Das sind unsere 
Schulleitungen auch, aber ich denke, das ist auch 
noch einmal ein Thema. Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter müssen sich ebenso wie Schülerinnen und 
Schüler an unseren Schulen sicher fühlen. Mir ist 
das besonders wichtig.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, ich bin dankbar dafür, 
dass Sie sich hier zu einem gemeinsamen Antrag 
durchringen konnten. Das ist ein wichtiges Signal 
auch in Richtung unserer Schulen.

Ich habe im Sommer schon die Vielzahl von Maß-
nahmen genannt, die wir auch über das IQSH zur 
Gewaltprävention und im Kontext der Ausbildung 
von mehr Beratungslehrkräften ergreifen und wer-
de sie deshalb nicht wiederholen. Ich möchte nur 
sagen, dass ich durchaus damit übereinstimme, dass 
mit Schülerinnen und Schülern, die Selbstwirksam-
keit und demokratische Strukturen an ihren Schulen 
erleben, ein Schulklima geschaffen wird, das gute 
Chancen für eine bessere Prävention und weniger 
Chancen für Gewalt bietet.
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Deshalb werden wir unsere Schulen weiter zum 
Beispiel mit dem verpflichtenden Schulfeedback 
dazu bringen, die Schülerinnen und Schüler besser 
zu beteiligen, sodass die Schülerinnen und Schüler 
mehr den Eindruck haben, ihre schulische Umge-
bung mitzugestalten. Das ist ein wichtiger Beitrag 
zur Gewaltprävention. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Die Landesregierung hat die vereinbarte Redezeit 
um vier Minuten und 15 Sekunden erweitert. Diese 
Zeit stände auf Wunsch auch den Fraktionen zur 
Verfügung. – Ich sehe nicht, dass davon Gebrauch 
gemacht wird. Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung zu a), Antrag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW, Drucksache 20/1193, und Alter-
nativantrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
20/1241. Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag 
Drucksache 20/1193 sowie den Alternativantrag 
Drucksache 20/1241 für erledigt zu erklären. Wer 
dieser Ausschussüberweisung folgen und so be-
schließen will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenprobe! – Enthaltungen? – Das ist einstimmig 
so beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung zu b), Antrag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, FDP und SSW, Drucksache 20/2328, Al-
ternativantrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
20/2365, und Antrag der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FDP und 
SSW, Drucksache 20/2780.

Der Ausschuss empfiehlt, den Alternativantrag 
Drucksache 20/2365 abzulehnen. Wer dieser Aus-
schussempfehlung folgen und so beschließen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW. Wer ist dagegen? – Das ist die 
Fraktion der SPD. – Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion der FDP. Damit ist der Alternativantrag 
abgelehnt.

Der Herr Berichterstatter hat gesagt, dass der An-
trag Drucksache 20/2328 durch den neuen, gemein-
samen Antrag Drucksache 20/2780 seine Erledi-
gung gefunden hat. – Widerspruch sehe ich nicht.

Dann lasse ich jetzt über den gemeinsamen Antrag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SPD, FDP und SSW, Drucksache 20/2780, in 

der Sache abstimmen. Wer diesem Antrag zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, SPD, FDP und SSW. Damit ist der An-
trag einstimmig angenommen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen 
und Herren, ich unterbreche die Tagung und schlie-
ße die Sitzung bis morgen früh um 10 Uhr.

Schluss: 18:03 Uhr
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